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Die anfängliche Euphorie über die erfolgreichen Übergänge zur demokratischen Regierungsform 
im Lateinamerika der 80er Jahre ist einer wesentlich skeptischeren Einschätzung der Chancen zur 
Konsolidierung und der Persistenz der Demokratie in einigen Fällen gewichen (O’Donnell 1992, 
Valenzuela 1992). Länder wie Brasilien, Ecuador, Argentinien oder Uruguay erfüllen zwar die 
formalen Kriterien einer Demokratie – etwa in der Formulierung von Dahl (1971). Ihre politi-
schen Systeme unterscheiden sich jedoch sehr stark in ihrer Effizienz und auch in ihrer Legitimi-
tät in den Augen der Bürgerinnen und Bürger. Die Aussichten für die Stabilität der Demokratie 
sind deshalb nicht überall gleich gut (Linz und Stepan 1996). 
Angesichts der Ähnlichkeit der vorangehenden bürokratisch-autoritären Regime in Brasilien, 
Argentinien, Uruguay oder Chile stellt sich die Frage, worauf diese Unterschiede zurückzuführen 
sind. In seiner Unterscheidung von »repräsentativer« und »delegativer« Demokratie argumentiert 
O’Donnell (1994), dass weniger die Modalitäten des Übergangs, als vielmehr institutionelle 
Faktoren für den unterschiedlichen Erfolg dieser demokratischen Systeme verantwortlich sind. 
Wie O’Donnell (1994: 64) befindet: »Looking at Uruguay – and, more recently, Chile – one 
learns about the difference of having or not having a network of institutionalized powers that 
gives texture to the policy-making process«. Während diese Regime in vielen Bereichen ähnlich 
sind, entdeckt man bei näherem Hinsehen vor allem bei denjenigen Institutionen Kontraste, die 
das politische System mit der Gesellschaft verbinden: den politischen Parteien. 
Sind die politischen Parteien solide in der Gesellschaft verankert, aggregieren und strukturie-
ren sie die Präferenzen der Bürgerinnen und Bürger und bringen sie in den politischen Prozess 
ein. Sofern sich die Parteien entlang der gesellschaftlichen Konfliktlinien oder Wertegegensätze 
formieren, wie dies die Cleavage-Theorie von Lipset und Rokkan (1967b) postuliert, würden wir 
erwarten, dass es durch die Loyalitäten der BürgerInnen gegenüber bestimmten Parteien auch 
Regelmässigkeiten in der Parteikonkurrenz gibt. In diesem Fall kann man von einem Parteien-
system sprechen (Sartori 1976). 
In Brasilien fehlen diese Regelmässigkeiten. Die Wechselhaftigkeit der Wahlpräferenzen der 
BürgerInnen deutet darauf hin, dass die Parteien nicht in der Gesellschaft verwurzelt sind. Die 
Parteien, die während der Transition Ende der 70er und zu Anfang der 80er Jahre dominant 
waren, haben an Bedeutung verloren und eine Vielzahl von Parteien ohne klares programmati-
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sches Profil konkurriert seither miteinander. Untersuchungen des Wahlverhaltens der brasiliani-
schen Bevölkerung offenbaren keinen klaren Zusammenhang zwischen Sozialstruktur und Partei-
ensystem, wie er aufgrund des Cleavage-Konzeptes zu erwarten wäre. Präsidenten sehen sich 
einem fraktionalisierten Parlament gegenüber, dessen Mitglieder stark partikularistische Interes-
sen vertreten. Angesichts der damit verbundenen Schwierigkeiten, ihr Programm zu verwirkli-
chen, sehen sich Präsidenten gezwungen, per Dekret am Parlament vorbei zu regieren – die 
demokratische Vertretung der BürgerInnen wird damit ohne den vermittelnden Einfluss von 
politischen Institutionen an den Präsidenten delegiert. 
Die Parteiensysteme von Ländern wie Uruguay, Chile oder Kolumbien zeichnen sich hinge-
gen durch Ähnlichkeiten mit denjenigen in den alten Demokratien Europas und Nordamerikas 
aus, wo relativ starke Parteibindungen die Regel sind. Die politischen Parteien sind in Latein-
amerika somit sehr unterschiedlich stark in der Gesellschaft verankert. Ein Vergleich zwischen 
den Ländern mit starken und denen mit schwachen Parteien verdeutlicht, dass diese Unterschiede 
Auswirkungen haben auf die Rolle der Parlamente im politischen Prozess und somit auf dessen 
Fähigkeit, gesellschaftliche Interessen zu verarbeiten und kohärente Politiklinien zu verfolgen. 
In diesem Buch möchte ich zuerst untersuchen, ob die Feststellung richtig ist, dass die brasi-
lianischen Parteien schwach in der Gesellschaft verankert sind und dabei Brasilien in einen 
komparativen Rahmen mit anderen lateinamerikanischen Ländern setzen. 
In einem zweiten Schritt möchte ich der Frage nachgehen, woher die festgestellten Unter-
schiede rühren. Mittels einer Cleavage-Analyse kann untersucht werden, wie sich unterschiedli-
che gesellschaftliche Konfliktlinien in der Parteienlandschaft Lateinamerikas niedergeschlagen 
haben. In Studien zur Umsetzung von Cleavage-Strukturen in Parteiensysteme in Lateinamerika 
wird Brasilien meist der residualen Kategorie zugerechnet, wo die gesellschaftlichen Konflikt-
strukturen das Parteiensystem nicht geprägt haben (Coppedge 1998b, Dix 1989). Ich möchte 
hingegen explizit die historischen Entwicklungssequenzen analysieren, die dafür verantwortlich 
sind, dass es in Brasilien nicht zur Herausbildung von Parteien entlang gesellschaftlicher 
Spannungslinien gekommen ist. 
Eine meiner zentralen Thesen ist die, dass diejenigen Länder, in denen sich Parteien entlang 
von Cleavages formiert haben, nicht zufällig auch diejenigen sind, deren Parteiensysteme heute 
als institutionalisiert gelten können. Vielmehr haben in diesen Fällen bestehende Cleavages 
determiniert, wie neue gesellschaftliche Gruppen und neue Generationen in den politischen 
Prozess eingebunden worden sind, woraus Parteiloyalitäten entstanden sind, wie sie in Brasilien 
nicht zu finden sind. 
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Über historische Kontinuitäten hinaus muss allerdings erklärt werden, weshalb in Brasilien 
die sozio-ökonomischen und demographischen Merkmale der Wählerschaft auch heute nicht zu 
bestimmten Parteipräferenzen führen. Brasilien hat eine der ungleichsten Einkommensverteilun-
gen der Welt, die sich seit der Transition zur Demokratie nicht verbessert hat. Die soziale Polari-
sierung bietet damit ein grosses Potential für die Vertretung jeweils spezifischer Gesellschafts-
segmente durch die politischen Parteien. Dies gilt insbesondere in einem Mehrparteiensystem, 
das die Herausbildung starker Verbindungen zwischen Parteien und sozialen Gruppen begünstigt 
(Powell 1982: 98-105). 
Parteien können als intervenierende Variable zwischen Sozialstruktur und Politik verstanden 
werden (Lane, Ersson 1994: 37f.). Die Art, wie sie diese Rolle ausführen, hängt einerseits mit 
dem Charakter der Sozialstruktur selber zusammen. Diese weist in Brasilien aufgrund seines 
wirtschaftlichen Entwicklungsmodells einige Besonderheiten auf, die berücksichtigt werden 
müssen. Darüber hinaus ist ein institutionalistischer Ansatz notwendig, um die Wechselwirkung 
zwischen gesellschaftlichen Faktoren und politischen Institutionen zu erfassen. Im brasiliani-
schen Fall spielen die Rolle des Staates und die Bedeutung der Parteien innerhalb der staatlichen 
Interessenvermittlung eine wichtige Rolle in der Definition der Aufgaben, die sie zu erfüllen 
haben. Einen wichtigen Einfluss hat auch die Kontinuität der politischen Klasse unter dem 
Militärregime und in der »Neuen Republik«. Schliesslich sind die institutionellen Normen zu 
berücksichtigen, die die Parteienkonkurrenz und die innere Organisation der Parteien steuern. 
Den brasilianischen Parteien fehlt nicht nur der Bezug zur Sozialstruktur, sie erfüllen 
aufgrund ihrer organisatorischen Schwäche und des Personalismus der Politiker auch nicht die 
Funktion, nach US-amerikanischem Modell durch inneren Pluralismus verschiedene rivali-
sierende gesellschaftliche Interessen und Forderungen zu verarbeiten. Die Unfähigkeit des 
politischen Systems, widerstreitende Interessen zu kanalisieren und unter ihnen einen Ausgleich 
zu schaffen, kann bereits als Hauptursache für den Zusammenbruch des ersten demokratischen 
Regimes zwischen 1945 und 1964 betrachtet werden. In Abwesenheit von programmatischen 
Parteiorientierungen spielt zum einen Patronage und zum anderen Populismus bis heute eine 
zentrale Rolle in der brasilianischen Politik. Gleichzeitig birgt die soziale Ungleichheit das 
Potenzial für eine populistische Mobilisierung, die die schwachen institutionellen Strukturen 
überfordern würde. 
Gerade deshalb wären starke Parteien in Brasilien zentral. Die modernen Sektoren der brasil-
ianischen Wirtschaft sind in sektoral differenzierte, neokorporatistische Interessenvertretungs-
strukturen eingebunden. Diese Organisationen sind in der Lage, die Interessen der eingebundenen 
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sozialen Gruppen wirksam zu vertreten, weil sie auch eine hohe Intensität von Interessen zum 
Ausdruck bringen können (Schmitter 1992). Ich bin jedoch skeptisch gegenüber der These von 
Schmitter (1992: 168), dass Parteien heute insgesamt weniger relevant sind und dass insbeson-
dere in Lateinamerika für die verschiedensten gesellschaftlichen Sektoren alternative Organisati-
onsformen zur Interessenvertretung denkbar sind. Die Interessen breiter Bevölkerungsschichten 
in Brasilien zeichnen sich gerade dadurch aus, dass sie wenig intensiv und schlecht organisierbar 
sind. Den Armen bleibt als Machtressource lediglich ihre grosse Zahl. Die einzige realistische 
Chance auf Mitsprache im politischen Prozess haben diese Bevölkerungsschichten mittels politi-
scher Parteien. 
 
Aufbau des Buches 
 
Im folgenden Teil soll zuerst ein historischer Abriss, der nach der Abfolge der brasilianischen 
Parteiensysteme gegliedert ist, die Rolle der Parteien in der politischen Entwicklung des Landes 
aufzeigen. Hier sollen Kontinuitäten in der Rolle der Parteien deutlich gemacht und der Hinter-
grund geliefert werden, vor dem später der historisch-strukturelle Ansatz entwickelt werden kann. 
Dieses Kapitel schliesst mit der brasilianischen Transition zur Demokratie nach 1974. Die 
Wahlen, die auch unter der Militärherrschaft stattfanden, spielten dabei eine bedeutende Rolle.  
Im dritten Kapitel wird anschliessend das Parteiensystem der »Neuen Republik« analysiert, 
deren Anfang meist auf 1985 datiert wird, als der erste zivile Amtsträger die Präsidentschaft 
übernahm. Neben gebräuchlichen Kriterien zur Charakterisierung von Parteiensystemen, wie der 
Zahl der Parteien und dem Grad der ideologischen Polarisierung, soll dazu das von Mainwaring 
und Scully (1995b) sowie Dix (1992) im Hinblick auf Lateinamerika entwickelte Konzept der 
Institutionalisierung von Parteiensystemen hinzugezogen werden. Dabei kann aufgezeigt werden, 
dass die brasilianischen Parteien – auch im Vergleich mit anderen neuen Demokratien 
Lateinamerikas – nur schwach in der Bevölkerung verankert sind. 
Im vierten Kapitel soll das Phänomen der schwachen Institutionalisierung historisch-struktu-
rell erklärt werden. Dabei setze ich Brasilien innerhalb von Lateinamerika mit denjenigen 
Ländern in eine vergleichende Perspektive, in denen sich historische Cleavages herausgebildet 
haben und das Parteiensystem bis heute prägen. Theoretische Grundlage ist die Cleavage-Theorie 
von Lipset und Rokkan (1967b), die die Umsetzung von Charakteristika der Sozialstruktur in 
Parteiensysteme im europäischen Fall untersucht haben. Entscheidend ist hierbei die politische 
Ordnung vor der Einführung des allgemeinen Wahlrechts, sowie der Prozess der Ausdehnung des 
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Wahlrechts selber. Dabei muss im brasilianischen Fall der Frage nachgegangen werden, weshalb 
traditionelle Vermittlungsstrukturen zwischen Staat und Gesellschaft nicht aufgebrochen worden 
sind. 
Nachdem diese Aspekte in den Abschnitten 4.2 und 4.3 untersucht werden, zeige ich auf, 
welche dramatischen Veränderungen in der Sozialstruktur und in der Rolle des Staates die 
Militärdiktatur zwischen 1964 und 1985 mit sich gebracht hat. Vor diesem Hintergrund wird im 
fünften Kapitel die Bildung von Parteipräferenzen in der Transition zur Demokratie und in der 
»Neuen Republik«, die bis heute Bestand hat, thematisiert. Dabei ist meine These, dass die 
Parteipräferenzenbildung unterdessen sehr unterschiedlichen Logiken folgt, die für verschiedene 
Gesellschaftssegmente und je nach Region variieren. Brasilien ist mit etwa 170 Millionen 
Einwohnern nicht nur ein bevölkerungsreiches Land, seine innere Heterogenität ist auch äusserst 
gross. Die Schwierigkeit, nationale Muster des Verhältnisses von Sozialstruktur und Parteien-
system zu identifizieren, hängt neben den strukturellen Ursachen, die im vorangehenden Teil 
identifiziert worden sind, mit dieser Heterogenität und mit der Vielzahl von Faktoren zusammen, 
die die Wahlentscheidung beeinflussen. 
Zuletzt gehe ich der Frage nach, inwiefern die benannten Faktoren, die die Verbindungen 
zwischen sozialen Gruppen und Parteien schwächen, mit der institutionellen Ausgestaltung des 
politischen Systems in Wechselwirkung stehen. Entscheidend sind dabei das Wahlsystem, die 
interne Organisation der Parteien, sowie der Einfluss von Föderalismus und Präsidentialismus. 
Auch wenn hier Vorschläge für institutionelle Reformen formuliert werden können, stellt sich 
angesichts der vorangehenden Analyse die Frage ihrer Realisierbarkeit. Darauf und auf die 
demokratietheoretischen Gesichtspunkte, die einen Wandel der Rolle der Parteien in Brasilien 





2. Brasiliens Entwicklung zur Demokratie und historische 
Parteiensysteme, 1822-1979 
 
Brasiliens kennt eine lange Tradition politischer Repräsentation unter verschiedenen Regime-
formen. Aufgrund der Kontinuitäten, die dabei erkennbar werden, lässt sich die These formulie-
ren, dass die politischen Ordnungen in Brasilien immer deshalb instabil waren, weil die politische 
Repräsentation nicht die realen gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse widerspiegelte. Ausgehend 
von dieser These wird in diesem Kapitel die Rolle der Parteien in der brasilianischen Geschichte 
nachgezeichnet, um gleichzeitig den Hintergrund für die spätere Cleavage-Analyse zu bieten. 
 
 
2.1 Vom Kaiserreich bis zur ersten demokratischen Republik 1945 
 
Das Zweiparteiensystem unter dem Kaiserreich 
 
Anders als die spanischen Kolonien Lateinamerikas erlangte Brasilien seine Unabhängigkeit 
kampflos. 1807 flüchtete die portugiesische Monarchie vor Napoleon in ihre brasilianische 
Kolonie. Als sie ins Heimatland zurückkehrte, blieb Thronfolger Dom Pedro I. zurück, erklärte 
1822 die Unabängigkeit der Kolonie vom Mutterland und machte sie zum Kaiserreich. Eine 
Koalition der ländlichen Aristokratie und der bürokratischen Elite sorgte angesichts der kontinen-
talen Dimensionen des Landes, schwacher ökonomischer Integration und nationaler Identität für 
Stabilität. Dies führte an der Spitze des Staates zu einer starken Integration und ideologischer 
Einheit. Lamounier analysiert das Kaiserreich deshalb als langsamen und beschwerlichen Weg 
der Staatsbildung: »Stretching it a little further, the empire will be regarded as a political system 
that developed in order to build the state, not the other way around« (Lamounier 1990: 93). 
In der Verfassung von 1824 stand der Kaiser über den Parteien im Parlament und verfügte 
über ein »poder moderador«, die Macht des Ausgleichs zwischen rivalisierenden Interessen durch 
sein Veto und die Möglichkeit, das Parlament aufzulösen. Die beiden Parteien der parlamenta-
rischen Monarchie – die konservativen und die liberalen – entstanden aufgrund von Konflikten 
über Zentralisierung versus Dezentralisierung in der Zeit zwischen 1831 und 1841 und waren 
stark von Angehörigen der kaiserlichen Bürokratie geprägt (von Mettenheim 1995: 51-55). Die 
Liberalen setzten sich für eine föderale Republik und die Abschaffung des »poder moderador« 
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des Kaisers ein, während die Konservativen eine stärkere Zentralisierung der Staatsgewalt 
anstrebten. 
Die Kabinette wurden durch Rotation zwischen diesen beiden Parteien gebildet, einerseits 
bestimmt durch Wahlen, wobei gleichzeitig der Kaiser eine gewichtige Rolle spielte. Die 
Funktion dieses Arrangements bestand nicht nur darin, das Territorium zu integrieren, sondern 
auch, die Herausbildung neuer Parteien zu verhindern (Lamounier 1990: 95). Im Gegensatz zur 
Instabilität anderer Länder Lateinamerikas in dieser Periode gelang dies in Brasilien, wie histori-
sche Studien gemäss von Mettenheim (1995: 62) belegen: »The record suggests that party-
electoral politics were critical for building political institutions and mediating state-society 
relations in imperial Brazil«. 
Im Zuge der an ein relativ niedriges Einkommen gebundenen Ausweitung des (Männer–)-
Wahlrechts ging die ursprüngliche ideologische Orientierung der Parteien allerdings verloren und 
sie verlegten sich auf die Verteilung von Patronage. Sie kontrollierten jedoch immer mehr die 
Staatsverwaltung sowie die Besetzung von Ministerialposten und wurden organisatorisch 
zunehmend autonomer von der Bürokratie (von Mettenheim 1995: 53-58).  
 
Die erste Republik, 1889-1930 
 
Das Kaiserreich brach ohne Widerstand zusammen, als es nicht mehr in der Lage war, das 
Gleichgewicht der alten Interessen zu garantieren, und als neue Interessen stärker wurden. 
Einerseits verlor Kaiser Dom Petro II. 1888 nach der Abschaffung der Sklaverei das Vertrauen 
der Agraroligarchie (Happe 2000: 29). Andererseits stieg das Militär nach dem Paraguayischen 
Krieg als neuer, starker politischer Akteur auf, übernahm die Macht und begründete damit den 
Anfang einer langen Tradition seiner Politisierung (Lamounier 1990: 96). 
Die republikanische Verfassung von 1891 war vom U.S.-Modell mit einem direkt gewählten 
Präsidenten inspiriert. Die Autonomie der Bundesstaaten war jedoch erheblich grösser, auch 
bezüglich der Steuerrechte. Dies muss als Scheitern des Militärs gegenüber den Eliten der wirt-
schaftlich stärksten Staaten gewertet werden, denn das Militär hatte einen starken Zentralstaat 
etablieren wollen (Hagopian 1996: 39). Die Rolle der alten Parteien aus dem Kaiserreich in 
diesem Prozess der Transition ist historisch nicht geklärt, doch lässt sich sagen, dass sich die 
Republik auf die Ideen und Werte stützte, für die sich die liberale Partei eingesetzt hatte (von 
Mettenheim 1995: 62).  
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Durch den ausgeprägten Föderalismus waren die Gouverneure der Bundesstaaten die 
zentralen Gestalten auf föderaler Ebene. Die Gouverneure der zwei mächtigsten Staaten, São 
Paolo und Minas Gerais, schlossen einen Pakt, wonach sie sich in der Kontrolle der zentralstaat-
lichen Exekutive abwechselten. Im Austausch für die Unterstützung ihrer Kandidaten durch die 
anderen Staaten auf nationaler Ebene garantierten sie, ihrerseits in jedem Staat die dominante 
Oligarchie zu stützen. Daraus entwickelte sich die sogenannte »Politik der Gouverneure« der 
ersten Republik.1 Die Rolle des Kongresses war eingeschränkt und bot deshalb keinen Rahmen 
zur Herausbildung von politischen Parteien (Lamounier 1990: 97). Die Folge des Abkommens 
war, dass aus den meisten Bundesstaaten nur eine einzige Partei im Kongress vertreten war. 
Die föderale Exekutive war zur Verfolgung ihrer Politik auf parlamentarische Mehrheiten 
angewiesen, für die die Gouverneure in ihren jeweiligen Bundesstaaten zu sorgen hatten.2 Durch 
diesen Mechanismus trug der oligarchische Charakter der Politik auf Bundesebene zu einer 
Reproduktion dieser Muster auf lokaler Ebene bei. Die Gouverneure mussten sich auf lokale 
Machthaber, die »coronéis«3, stützen, die meist Grossgrundbesitzer waren. Im Gegenzug für 
ausgedehnte Autonomie und lokale Verfügungsmacht über staatliche Institutionen mobilisierten 
diese die lokalen Wählerstimmen zur Unterstützung der staatlichen und der nationalen Regierun-
gen (Lamounier 1990: 97). Diese Regelung konnte nicht ohne begünstigende institutionelle 
Mechanismen durchgesetzt werden. Aufgrund grosser Instabilität und der Gefährdung der 
Handlungsfähigkeit der Zentralregierung durch innerbundesstaatliche Konflikte wurde 1892 
beschlossen, dass zwar in jedem Bundesstaat Wahlen abgehalten würden, jedoch nur diejenigen 
Abgeordneten im Parlament vertreten sein würden, die die Unterstützung der Gouverneure 
genossen (von Mettenheim 1995: 65f.). 
                                                
1 Diese Regelung wird auch »cafe com leite«-Allianz genannt, da São Paolo auf Kaffee und Minas Gerais auf 
Milchprodukte spezialisiert waren. Von Mettenheim argumentiert gegen eine häufige Verwendung dieses Begrif-
fes, die eine »gentlemanly rotation« impliziert und die vielfältigen Konflikte auf Staaten- und Bundesebene, die 
dieses Arrangement mit sich brachte, nicht in Rechnung stellt (siehe von Mettenheim 1995: 64-66). Ich verwende 
deshalb den ebenfalls gebräuchlichen Begriff der »Politik der Gouverneure«. 
2 Lamounier (1990: 97) stellt hier einen Zusammenhang mit der Ausdehnung der politischen Beteiligungsrechte 
her, wenn er schreibt: »The end of slavery and the extension of voting rights to large numbers of town dwellers 
and rural workers made it imperative for the federal government to be sure it would gain these votes. The gover-
nor’s role thus became one of disciplining an extended electoral base [...]«. Die Angaben zum Umfang der Betili-
gung an den Präsidentschaftswahlen in dieser Zeit sprechen jedoch dafür, dass der wahlberechtigte Bevölke-
rungsanteil sehr klein war. Nach Mainwaring (1995: 357f.) partizipierten in der Präsidentschaftswahl von 1926 
2,3% der Bevölkerung – auch im lateinamerikanischen Vergleich ein kleiner Bevölkerungsanteil – nachdem eine 
Wahlrechtsreform gegen Ende des Kaiserreiches (1881) dafür gesorgt hatte, dass 90% der Wählerschaft das 
Wahlrecht entzogen wurde. 
3 Der noch heute gebräuchliche Ausdruck für lokale Machthaber und Mobilisierer von Wählerstimmen kommt 
daher, dass die »coronéis« die lokalen militärischen Kommandanten der Nationalgarde waren. Diese wurde zwar 
1831 aufgelöst, die Inhaber durften ihre Titel jedoch behalten (Hagopian 1996: 47). 
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Infolge der starken Föderalisierung war das politische System also mit der territorialen Integ-
ration ausgelastet und nicht mehr in der Lage, unterschiedliche Interessen zu repräsentieren. Der 
Cleavage zwischen Konservativen und Liberalen, der nach der Unabhängigkeit praktisch alle 
neuen Nationen in Lateinamerika ausgezeichnet hatte (Coppedge 1998b, Dix 1989), ging in 
Brasilien somit schon verloren, als Politik noch eine Sache der Eliten war. Ein zentrales Ergebnis 
des brasilianischen Prozesses der Staatsbildung war nach Lamounier (1990: 97) eine Zementie-
rung des engen Verhältnisses von politischer und privater, ursprünglich auf Landbesitz fussender 
Macht. Nach gängiger Auffassung beruhte der »coronelismo« auf einem Pakt zwischen der 
Staatsgewalt, deren Macht zwar im Steigen war, die aber noch immer unfähig war, das gesamte 
staatliche Territorium zu kontrollieren, und den lokalen Machthabern, deren Macht im Sinken 
war (Hagopian 1996: 47). Die Macht der lokalen »coronéis« bleib durch diesen Pakt bis ins 20. 
Jahrhundert ungebrochen, weil sie sich als »politische Klasse« erneuerten – eine neue Gruppe 
von lokalen Patrons war Akademiker und füllte wichtige Posten in der Staatsbürokratie oder in 
Parteien aus (von Mettenheim 1995: 66f., Hagopian 1996). 
 
Die Vargas-Revolution und die Abschaffung der Parteien, 1930-1937 
 
Gegen 1930 sah sich das politische System der ersten Republik mit regionalen Rivalitäten und 
Unzufriedenheiten innerhalb der städtischen Mittelklasse und dem Militär konfrontiert. Gleich-
zeitig geriet während der wirtschaftlichen Depression das Abkommen zwischen São Paolo und 
Minas Gerais aus dem Gleichgewicht. Die Politik der Gouverneure hatte sich von wichtigen 
Interessen losgelöst, wie von Mettenheim (1995: 68) analysiert: »Electoral-party politics emerged 
as an increasingly autonomous sphere during the Old Republic, to such an extent that both 
traditional oligarchs and new claimants from the middle classes were excluded from power«. 
Mit der »Revolution von 1930« kam Getúlio Vargas als Anführer einer heterogenen Bewe-
gung an die Macht, die aus revolutionären und nicht-revolutionären Kräften bestand (Skidmore 
1967: 9-12, Hagopian 1996: 50-56). Zu den revolutionären Kräften gehörten die »liberalen 
Konstitutionalisten«, die mehrheitlich Angehörige der städtischen Mittelklasse waren und für 
eine Demokratisierung eintraten. Daneben wünschten sich autoritär-nationalistische Militärkreise 
eine gesellschaftliche und wirtschaftliche Modernisierung. Sie waren baldigen demokratischen 
Wahlen gegenüber skeptisch eingestellt, da sie befürchteten, dass damit die traditionellen 
politischen Eliten ihren Einfluss würden halten können. Zu den nicht-revolutionären Gruppen 
gehörten hohe Militärs, Kaffeeproduzenten, sowie dissidente Teile der politischen Eliten, vor 
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allem aus kleineren Staaten. Ihre Unterstützung des Staatsstreichs lag in Rivalitäten innerhalb und 
zwischen den Bundesstaaten begründet und ihre Unterstützung war für das neue Regime essen-
tiell: »Indeed, it was the essence of Vargas’ political skill to be able to use these non-ideological 
politicians for his own purposes – which amounted both in keeping himself in power and to 
transforming the political system which they had helped overturn in 1930« (Skidmore 1967: 12). 
Die Mittelkasse in den grossen Städten war eine der Kräfte gewesen, die den Umsturz der 
Ersten Republik und Vargas’ Revolution unterstützt hatten. Deren »Demokratische Partei« brach 
jedoch 1932 mit der provisorischen Regierung und forderte das geheime Wahlrecht, worauf 
Vargas 1933 Wahlen für eine verfassungsgebende Versammlung zuliess. Die urbane Mittelklasse 
war im Wachsen begriffen und würde in freien Wahlen eine wichtige Kraft sein, sofern Analpha-
beten nicht nur de jure, sondern auch de facto von der Wahl ausgeschlossen würden (Skidmore 
1967: 12-33). 
Die Verfassung von 1934, die noch einen Kompromiss zwischen der Position der liberalen 
Konstitutionalisten und den Anhängern eines dirigistischen Staates gewesen war, wurde nach 
kurzer Dauer bereits wieder ausser Kraft gesetzt. Die Radikalisierung der Politik in den frühen 
30er Jahren, das Erstarken der politischen Linken einerseits und das Aufkommen einer faschisti-
schen Bewegung andererseits, erlaubten es Vargas, die verschiedenen Gruppen gegeneinander 
auszuspielen. Die Revolution endete 1937 in der Proklamation des diktatorischen »Estado Novo« 
(Neuer Staat), in dem Wahlen und Parteien abgeschafft waren und der dem italienischen 
Faschismus nachempfunden war (Skidmore 1967: 12-41, Hagopian 1996: 52). 
Das Jahr 1930 wird gemeinhin als »Wasserscheide« der brasilianischen Geschichte und als 
Geburtsstunde des modernen brasilianischen Staates bezeichnet. Die Folgen der Revolution von 
1930 waren vor allem eine nachhaltige politische Zentralisierung und eine von den regionalen 
Eliten unabhängigere Bürokratie – die Parlamente der Bundesstaaten und die Gouverneure 
wurden abgeschafft und durch Vertreter des Zentralstaates ersetzt, die keinen lokalen Bezug 
haben sollten. In den Vargas-Jahren begannen ausserdem eine massive Staatsexpansion in den 
Bereichen der Regulierung und Umverteilung sowie der Beginn einer staatlich getragenen Politik 
der Industrialisierung (Skidmore 1967: 41-47). Die Ironie dieser Modernisierung von oben war 
jedoch, dass die lokale Kontrolle über den staatlichen Sektor der Wirtschaft den traditionellen 
Eliten gewisser Bundesstaaten wie Minas Gerais die Möglichkeit gab, sich eine neue Machtbasis 
im expandierenden Staat zu sichern (Hagopian 1996: 53-56). 
Die Auswirkungen der Revolution auf die Demokratie waren voller Widersprüche, wie 
Lamounier (1990: 114f.) betont. 1932 wurde das Verhältniswahlrecht eingeführt, das in den 
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Grundzügen noch heute besteht. Die Konsolidierung der Staatsgewalt bot erstmals das Potential, 
private Macht der staatlichen Rationalität unterzuordnen. Gleichzeitig wurden jedoch korpora-
tistische Institutionen eingeführt, die die unabhängige Organisation der Zivilgesellschaft brems-
ten. Der Estado Novo war gemäss Lamounier nach der »Alten Republik« sowohl Ausdruck, als 
auch der Anfangspunkt einer anti-konfliktuellen politischen Kultur, die liberale politische 
Formen als dem Land unangemessen betrachtete: »This cultural construction vigorously asserted 
that zero-sum conflict cannot reasonably emerge in Brazilian society« (1990: 100). Bereits seit 
1889, dem Ende des Kaiserreiches, war die politische Kultur politischen Parteien gegenüber 
feindlich eingestellt gewesen. Die Zivilgesellschaft war schwach, und da keine wirklich tiefen 
Konfliktlinien bestanden, wurden Parteien als eine Gefahr gesehen, weil sie disaggregierende 
partikularistische Interessen vertraten (Mainwaring 1999: 67f.). 
 
 
2.2 Das »demokratische Experiment«, 1945-1964 
 
Institutionelle Struktur und Parteien 
 
Vargas wurde 1945 vom Militär, nicht durch zivile Opposition zum Rücktritt gezwungen. Den 
Ausschlag dafür gab der Sieg über die Axenmächte und den Faschismus in Europa, der einige 
Ähnlichkeiten mit dem Estado Novo hatte und diesen von innen und von aussen diskreditierte. 
Damit begannen die knapp 20 Jahre, die nach Skidmores klassischer Studie (1967) oft Brasiliens 
»demokratisches Experiment« genannt werden. 
Das neue politische System kombinierte einen direkt gewählten Präsidenten mit einem 
mächtigen Parlament. Das Wahlrecht für den Kongress entsprach dem heutigen: Verhältniswahl 
mit offenen Listen, wobei der gesamte Bundesstaat als Wahlkreis diente. Wahlberechtigt waren 
alle Erwachsenen ausser Analphabeten, die allerdings die Mehrheit der Bevölkerung darstellten. 
In den Senat wurden aus jedem Bundesstaat zwei, ab 1947 drei Vertreter gewählt. Der wahlbe-
rechtigte Teil der Bevölkerung stieg zwischen 1945 und 1960 von 13,4 auf etwa 18 bis 19% 
(Mainwaring 1999: 73, Hagopian 1996: 57). 
Zwei der grössten politischen Parteien des Zeitraums nach 1945 waren noch von Vargas als 
nationale Parteien gegründet worden, als das Ende seiner Diktatur nahte. Die Sozialdemo-
kratische Partei (PSD) als konservative Partei war die stärkste bis 1964, während die Brasiliani-
sche Arbeiterpartei (PTB) vor allem in den letzten Jahren bis zum Putsch 1964 stark wuchs. 
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Entscheidende Positionen in beiden Parteien waren mit politischen Eliten aus dem Estado Novo 
besetzt worden. Die PSD war eine Partei der regionalen Eliten, die auf der Ebene der Gliedstaa-
ten vom Vertreter des Zentralstaates (die unter dem Estado Novo die Gouverneure ersetzt hatten) 
organisiert wurde. Die PSD sollte in der traditionellen Weise über die lokalen »coroneis« 
Stimmen mobilisieren. Die PTB war hingegen als Massenpartei konzipert und von Vargas’ 
Verbündeten in der Arbeiterbewegung gegründet worden (Skidmore 1967: 54-62, Hagopian 
1996: 61f.). Die ideologische Nähe dieser beiden Parteien ist darin ersichtlich, dass sie häufig 
Wahlbündnisse eingingen, wovon noch zu sprechen sein wird. 1950 wurde Ex-Diktator Vargas 
als Kandidat der PTB zum Präsidenten gewählt. Die Kommunistische Partei Brasiliens (PCB) 
war bereits 1922 gegründet worden, war jedoch nur kurze Zeit, zwischen 1945 und 1947, legal. 
Die dritte wichtige Partei war die Nationale Demokratische Union (UDN) als Sammelbecken 
der Gegner des Status quo unter der Vargas-Diktatur. Was die verschiedenen Kräfte zusammen-
hielt, war die Opposition gegen Vargas und der Wunsch nach der Rückkehr zu einer (restringier-
ten) Demokratie. Die UDN bestand ursprünglich aus den liberalen Konstitutionalisten, die 1930 
Vargas unterstützt hatten, deren Hoffnung auf ein liberales Regime jedoch enttäuscht worden war 
(Skidmore 1967: 57-60). Das Parteiensystem sollte während der gesamten zweiten Republik vom 
Gegensatz zwischen Anhängern und Gegnern Vargas’ bestimmt bleiben. Da dieser auch die 
regionalen Oligarchien gespalten hatte, bezogen auch diese entweder in der PSD oder in der 
UDN Stellung. Zumindest in den ländlichen Gebieten repräsentierten die PSD und die UDN nach 
der Studie von Hagopian (1996: 61-72) lediglich Rivalitäten innerhalb der regionalen Eliten und 
erlangten in beiden Parteien eine dominierende Stellung, nachdem Vargas gegen ihren Willen 
nationale statt regionale Parteien etabliert hatte. 
Die UDN war bis 1962 die zweitstärkste Partei im brasilianischen Unterhaus. Während die 
UDN und die PSD auf nationaler Ebene unterschiedliche Positionen vertraten – die PSD als 
ländliche Partei der Agrareliten und die UDN als liberaldemokratische Partei, die die Interessen 
der städtischen Mittelklasse vertrat – waren diese unterschiedlichen Ideologien auf lokaler Ebene 
nicht erkennbar (Hagopian 1996: 63). Der Kongress selbst war eine elitäre Institution, dessen 
Mitglieder überwiegend Angehörige der Oberschicht waren (Lamounier 1990: 101). 
 
Disaggregierung und Mobilisierung 
 
Nach 1950 erreichte keine Partei mehr eine Mehrheit im Kongress, und in den Jahren 1950 und 
1960 verfügten auch die Parteikoalitionen der siegreichen Präsidenten Vargas und Quadros über 
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keine Mehrheiten im Parlament. Die Ausnahme war Präsident Kubitschek, der zwischen 1955 
und 1960 im Amt war und von der PSD und der PTB unterstützt wurde. Nach Mainwarings 
Analyse wurde das Parteiensystem immer fragmentierter, die Zahl der effektiven Parteien stieg 
von 2,77 im Jahre 1945 auf 4,55 1962 (Mainwaring 1999: 72).4 Sieht man sich die Kongresssitze 
der drei stärksten Parteien an, ist das Bild jedoch weit weniger dramatisch: Auch 1962 erreichten 
sie gemeinsam noch einen Stimmenanteil von 79,5%, während es 1945 89,4% gewesen waren.5 
Was zwischen 1945 und 1962 tatsächlich stattfand, war eine massive Verschiebung von der 
konservativen Sozialdemokratischen Partei (PSD) zur Brasilianischen Arbeiterpartei (PTB), die 
1962 mit 28,9 zu 28,4% der Sitze praktisch gleichauf waren, während die UDN über 22,2% der 
Sitze verfügte. 
Ab 1950, als Ex-Diktator Vargas zum Präsidenten gewählt wurde, war weniger eine Frag-
mentierung oder eine Polarisierung an und für sich das Problem, wie teilweise betont wird,6 
sondern die grundsätzlich schwierige Kombination eines Mehrparteiensystems mit einem präsi-
dentiellen Regierungssystem, die dann existentiell wird, wenn es nicht mehr gelingt, Koalitionen 
zu schmieden. Stepan (1978) betont als strukturelle Ursache für die Instabililtät zwischen 1961 
und 1964 die zunehmenden Erwartungen, die von verschiedenen Bevölkerungsgruppen gegen-
über der Regierung geltend gemacht wurden und die sinkende Fähigkeit der Regierung, diese 
widersprüchlichen Erwartungen inmitten einer tiefen Wirtschaftskrise zu befriedigen. Ab 1962 
ging das Wirtschaftswachstum zurück, 1963 wurde es bei gleichzeitig hoher Inflation negativ, 
was zu einer ansteigenden politischen Mobilisierung der Bevölkerung führte.  
Bis zu diesem Zeitpunkt war die Verschiebung der Wählerpräferenzen von der PSD zur PTB 
deshalb nicht dramatisch gewesen, weil diese beiden Parteien auf lokaler Ebene immer stärker 
Wahlbündnisse eingegangen waren und so etwa Präsident Kubitschek eine Mehrheit im Kongress 
gesichert hatten. In den Kongresswahlen von 1962 gingen 41% der Stimmen an Wahlbündnisse 
(Stepan 1978: 116). In einem Kontext von Streiks und zunehmender ziviler Unruhe fand die oft 
                                                
4 Nach Laakso und Taagepera, wiedergegeben in Taagepera und Shugart (1989: Kap. 8). 
5 Berechnet nach Daten in Mainwaring (1995: 360). 
6 Eine Situation des polarisierten Pluralismus ist in der brasilianischen Literatur gemäss von Mettenheim (1995: 
72) eine der gängigen Erklärungen für den Zusammenbruch von 1964. Er selbst (1995: 81-91) stellt diese Inter-
pretation jedoch berechtigterweise in Frage, insbesondere deshalb, weil die Fragmentierung mit einem immer 
grösseren Wahlanteil von Parteiallianzen einherging. Für ihn stellte die Militärintervention von 1964 deshalb ein 
Beispiel eines »abgewendeten, populistisch geführten Realignments« dar (1995: 89). Auch Lamounier kann so 
verstanden werden (siehe 1990: 115). Er charakterisiert die Situation vor 1964 zwar ebenfalls als polarisierten 
Pluralismus, zieht aber die Verbindung zum präsidentiellen Regierungssystem.  
Es ist wichtig festzuhalten, dass die PSD und die UDN auch 1962 gemeinsam über eine absolute Mehrheit im 
Parlament verfügten. Da ihre ideologische Ausrichtung nicht so unterschiedlich war, stützt dies die These, dass 
das Verhältnis zwischen den beiden Parteien durch Rivalitäten auf der Ebene der regionalen Oligarchien geprägt 
und der Pro-kontra-Vargas-Cleavage der bestimmende war. 
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betonte Polarisierung des Parteiensystems in dem Sinne statt, dass zwei der drei grossen Parteien, 
die PSD und die PTB, in zentralen Fragen wie der Landreform und der Haltung gegenüber 
Streiks begannen, unterschiedliche Positionen einzunehmen. 1960 hatten sie noch in acht von elf 
Gouverneurswahlen koaliert, 1962 in keiner von elf (Stepan 1978: 116). Populistische Kräfte von 
ausserhalb der traditionellen, gemässigten Parteiorganisation drängten in die PTB und die Partei 
wurde durch ihr Wachstum responsiver gegenüber dem Anliegen ihrer Wählerschaft, einen 
sozialen Wohlfahrtsstaat aufzubauen (Hagopian 1996: 68f.). 
 
Das Ende des demokratischen Experimentes 
 
Das Militär hatte schon 1954, 1955 und 1961 interveniert, hatte sich dabei jedoch auf das traditi-
onelle »moderator pattern« beschränkt (Stepan 1978: 119). Die Situation Anfang der 60er Jahre 
radikalisierte sich, zur Rechten und zur Linken schien die Gefahr eines Bürgerkriegs real. Als 
Präsident Quadros (UDN), 1960 Sieger einer Protestwahl, nach wenigen Monaten zurücktrat – 
mit der Begründung, das Land sei unregierbar, nachdem man ihm keine diktatorischen 
Vollmachten gewährt hatte – folgte ihm Vizepräsident Goulart nach, der der PTB angehörte und 
Vargas nahegestanden hatte. Von diesem Zeitpunkt an unterstützte die UDN aktiv einen Militär-
putsch und das Militär setzte 1961 ein parlamentarisches Regierungssystem durch. Der ehemalige 
Präsident Goulart stellte 1963 per Plebiszit das präsidentielle Regierungssystem wieder her, war 
jedoch in der Folge unfähig, im Parlament seine Reformen durchzusetzen. Unter anderem 
versprach er eine Landreform, die Ausdehnung des Wahlrechts auf Analphabeten, was die Zahl 
der Wahlberechtigten verdoppelt hätte, und die Legalisierung der Kommunistischen Partei. In 
einer Fehleinschätzung seines Rückhaltes versuchte er, am Parlament vorbei zu regieren, im 
Glauben, das Militär werde ihn unterstützen (Stepan 1978: 123ff., von Mettenheim 1995: 90f.).  
Nach Stepans (1978) Analyse des Zusammenbruchs der Demokratie im Jahre 1964 spielte 
Goularts Verhalten eine entscheidende Rolle dabei, dass die äusseren, strukturellen Faktoren 
schliesslich im Putsch mündeten, weil das Militär zögerte, abermals in die Politik einzugreifen.7 
Hagopian (1996) zeigt in ihrer Fallstudie der politischen Rolle der traditionellen Elite in Minas 
Gerais auf, dass hohe Politiker – wie sie Jahre später zugaben – zusammen mit dem bundesstaat-
                                                
7 Literaturhinweise zu den drei wichtigsten strukturellen Erklärungsansätzen für den Zusammenbruch von 1964 – 
Brasiliens Einbettung in die Weltwirtschaft, die Krise der Import-Substitutions-Industrialisierungsstrategie, sowie 
die Schwächung der semikorporatistischen Strukturen – finden sich in Hagopian (1996: 6-8) und Stepan (1978: 
133f.). 
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lichen Militärapparat den Putsch ausgearbeitet und ausgeführt hatten, und dass dann der gesamte 
Militärapparat nachzog (siehe auch Stepan 1978: 128). 
Die Rolle der Parteien im Zusammenbruch der Demokratie 1964 kann in ihrer Unfähigkeit 
gesehen werden, zwischen den Anliegen der für populistische Versprechungen empfänglichen 
breiten Masse und anderen, mit wichtigen Machtressourcen ausgestatteten Akteuren in der 
Gesellschaft zu vermitteln. Nach Lamounier (1990: 102) kann dies auf die Ungleichheiten in der 
brasilianischen Gesellschaft – sowohl sozio-ökonomisch als auch, was die Verbreitung von 
Machtressourcen betrifft, zurückgeführt werden: »(...) Brazil moved rapidly towards instituting 
the form of democracy – political contestation and participation – but failed to consolidate 
democracy by reducing socioeconomic inequality. Unable to channel social conflict towards 
concrete policies, the party system entered a cycle of deinstitutionalization (...)«. Der Präsident 
als personalistischer Vertreter des Volkes steht einem Parlament gegenüber, das aufgrund der 
Schwäche der Parteien nicht in der Lage ist, an der Gestaltung eines gangbaren Mittelweges 
zwischen radikalen, populistischen Reformen und der Wahrung der Interessen gesellschaftlich 
wichtiger Akteure mitzuarbeiten. Im Rahmen dieses »Caesarist dilemma«, das den lateinameri-
kanischen Präsidentialismus wie einen Geist umgibt (Lamounier 1990: 115), muss der Präsident 
das Gleichgewicht der Interessen wahren. Deshalb hat Stepan (1978) darauf bestanden, dass der 
Zusammenbruch nicht unausweichlich war, sondern dass »politisches Leadership« in einer 
solchen Situation eine wichtige Rolle spielt.  
 
 
2.3 Das bürokratisch-autoritäre Militärregime und die Öffnung zur Demokratie 
1964-1979 
 
Anders als bisher beschloss das Militär nach 1964, an der Macht zu bleiben und entwickelte eine 
Art von Regime, das in der Folge »bürokratisch-autoritär« genannt worden ist. Das Ziel war, die 
Mobilisierung der Bevölkerung der späten 50er und frühen 60er Jahre zu unterdrücken und ein 
ehrgeiziges, technokratisches wirtschaftliches Entwicklungsprogramm umzusetzten. Mangels 
einheimischen Kapitals sah sich der Staat gezwungen, eine bedeutende Rolle in diesem Prozess 
zu spielen und wurde zum eigentlichen Motor der wirtschaftlichen Entwicklung in den Bereichen 
der Regulierung als auch der Investition. 
Das Militärregime Brasiliens unterschied sich von denjenigen der anderen Länder Latein-
amerikas dadurch, dass es sich ungleich stärker bemühte, eine demokratische Fassade zu bewah-
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ren. Es griff das Ideal einer liberalen Demokratie niemals an (Mainwaring 1999: 85). Mit einigen 
Ausnahmen, wo der Kongress geschlossen wurde, und wenn auch unter Restriktionen, bestanden 
weiter Parteien und es fanden Wahlen auf bundesstaatlicher Ebene sowie für Senat und Kongress 
statt. Allerdings löste das Regime 1965 das bisherige Parteiensystem auf und ersetzte es durch 
ein künstliches Zweiparteiensystem. 
Von diesen beiden Parteien war die »Aliança Renovadora Nacional« (ARENA) als Pro-
Regierungspartei konzipiert, während die »Movimento Democrático Brasileiro« MDB die 
offizielle Oppositionspartei war. Etwa zwei Drittel der Kongressabgeordneten der ehemaligen 
PSD wechselten zur ARENA und ein Drittel zur MDB. Bei den früheren Mitgliedern der 
Arbeiterpartei (PTB) war das Verhältnis umgekehrt – ein Drittel der PTB-Abgeordneten 
wechselten zur ARENA, während zwei Drittel sich der MDB anschlossen. Bei der UDN, die den 
Putsch unterstützt hatte, war die Tendenz klarer, denn nur 9% wechselten zur MDB, der Rest 
schloss sich der ARENA an (Mainwaring 1995: 363f.). Die ARENA als Unterstützerin des 
Militärregimes war in der Lage, sowohl ehemalige PSD, als auch UDN Politiker aufzunehmen, 
weil die sogenannte »sublegenda« innerhalb der beiden Parteien weiterhin Konkurrenz zuliess. 
Jede Partei konnte für exekutive Positionen drei Kandidaten aufstellen und somit unterschied-
liche Fraktionen beherbergen. Unter dem Militärregime verwandelte sich also die Konkurrenz 
zwischen den Parteien in eine Konkurrenz innerhalb der ARENA und scharte die rivalisierenden 
lokalen Patrons hinter das Militärregime (Hagopian 1996: Kap. 6). 
Präsidenten und Gouverneure wurden vom Militär bestimmt, deren Wahl jedoch anschlies-
send von einem Wahlgremium oder von bundesstaatlichen Parlamenten formell ratifiziert. Eine 
wirkliche Opposition war der MDB nicht möglich, sie hatte kaum Zugang zu den Medien, verlor 
systematisch alle Wahlen und erwog Anfang der 70er Jahre angesichts der starken Repression, 
sich selbst aufzulösen (Mainwaring 1999: 85, von Mettenhemim 1995: 101). 
Das Regime erreichte ein hohes Wirtschaftswachstum von durchschnittlich etwa 10% 
zwischen 1967 und 1973. Zusammen mit dem Kampf gegen eine städtische Guerrillabewegung 
führte dies nach Stepan (1985: 331ff.) zu einem bedeutenden Machtwachstum des Staates. Ab 
Ende 1973 stürzte die Ölkrise das brasilianische Wirtschaftswunder in eine Krise und erstmals 
seit der Machtübernahme des Militärs stieg die Inflation wieder, was den Nährboden für eine 
wachsende Opposition legte. 
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Die Liberalisierung des Regimes und die Öffnung durch Wahlen 
 
Im Jahre 1974 begann sich das Regime unter dem neuen Präsidenten Ernesto Geisel, der sich 
1973 gegenüber militärischen Hardlinern durchgesetzt hatte, langsam zu liberalisieren. Es werden 
unterschiedliche Faktoren für diesen Wandel verantwortlich gemacht. Stepan (1985: 337), sowie 
Linz und Stepan (1996: 167f.) betonen Prozesse innerhalb des Militärapparates. Nach einer Phase 
äusserster Repression zwischen 1969 und 1970 und dem Sieg über die städtischen Guerillabe-
wegungen war die Aufrechterhaltung des Staus quo schwierig. Lamounier (1990: 90) weist 
darauf hin, dass die Öffnung es dem Militär erlaubte, die Kosten der Unterdrückung zu mindern 
und dies zu einem Zeitpunkt, der (gerade noch) günstig erschien und in dem das Regime nicht 
daran zweifelte, weiterhin Mehrheiten zu erlangen (Hagopian 1996: 148f.). Ein weiterer plausi-
bler Grund ist, dass das Militär die Selbstauflösung der MDB verhindern wollte, weil diese die 
demokratische Fassade des Regimes zum Einsturz gebracht hätte, was der Rhetorik der Machtha-
ber widersprochen hätte (von Mettenheim 1995: 102). In den freieren Kongresswahlen von 1974 
machte die oppositionelle MDB jedoch unerwartet hohe Gewinne. Ihr Anteil der Sitze im 
Kongress stieg von 28,1% im Jahre 1970 auf 44% und im Senat von 13% auf 72,7%8 
(Mainwaring 1995: 365). Von Mettenheim (1995: 101) etikettiert diese Wahlen mit »The first 
test of „Strategic conservatism“«, als Liberalisierungsprojekt der Militärregierung. Dessen 
unerwartetes Resultat sei bis heute politikwissenschaftlich nicht völlig erklärt. 
Dieses unerwartete Erstarken der Opposition, das auch von dieser selbst nicht vorausgesehen 
worden war, leitete einen Prozess ein, den Lamounier (1989, 1990) als einzigartigen Fall eines 
»opening through elections« bezeichnet hat.9 Damit begann ein Prozess, in dem das Regime 
versuchte, sich mittels Manipulation der Regeln weiterhin eine Mehrheit zu sichern. Hagopian 
(1996: Kap. 5) zeigt ausserdem auf, dass das Militär ab diesem Zeitpunkt seinen Anspruch, die 
Macht der traditionellen Eliten einzudämmen und eine technokratische Politik zu betreiben, 
                                                
8 Dies entsprach 39,5 bzw. 59,1% der Stimmen (Stepan 1985: 334). 
9 Nach Hagopian (1996: 12) kommt Lamounier das Verdienst zu, die Bedeutung der Wahlen im Öffnungsprozess 
in den Vordergrund gestellt zu haben, während andere Forscher diese bisher unterbewertet hatten, auch wenn sie 
festhält, dass das Wachsen einer demokratischen Opposition nicht alle Entwicklungen zu erklären vermag. Insbe-
sondere die Vertreter von Thesen, die strukturelle Faktoren für den Zusammenbruch der Demokratie 1964 ver-
antwortlich gemacht hatten, hatten allerdings Schwierigkeiten, die Ereignisse ab 1974 einzuordnen: »Both those 
scholars who attributed Brazilian authoritarianism to its patrimonial past and those who placed its origins in its 
dependent capitalist present were at a loss to explain why the regime first began to open and subsequently lost 
control over the transition process« (Hagopian 1996: 10). Lamouniers Analyse (»[...] the electoral game was the 
institutional expression of an implicit negotiation between the parliamentary opposition and the liberal sectors of 
the military – or of the regime as a whole«, [1990: 90]) kann hingegen auch nicht erklären, weshalb das Militär-
regime – nachdem die Macht des Staates bis 1973 gewachsen war (Stepan 1985) – zu derlei Konzessionen bereit 
war. Es scheint mir, die unterschätzte liberaldemokratische Tradition Brasiliens, die Lamounier (1990: 47) dafür 
ins Feld führt, ist keine ausreichende Erklärung, zumal Lamounier mit dieser Ansicht eher alleine steht. 
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aufgab, und wieder auf Patronage und Klientelismus setzte, um sich eine Gefolgschaft in der 
Bevölkerung zu sichern. Zwischen 1971 und 1977 stiegen die öffentlichen Ausgaben in Minas 
Gerais um fast 17% jährlich, während die Regierung versuchte, städtische und ländliche Arme 
mittels Entwicklungs- und Infrastrukturprojekten zur Unterstützung der Regierungspartei zu 
bewegen (Hagopian 1996: 161). Wie Lamounier feststellt (1990: 91), entfremdete die zunehmend 
ungleiche Einkommensverteilung Sektoren der Bevölkerung vom autoritären Regime, die es 
anfangs noch unterstützt hatten. 
Wahlen auf allen Ebenen nahmen mehr und mehr den Charakter von Plebisziten für oder 
gegen die Militärregierung an. Legislative Wahlen waren nach wie vor von Patronage bestimmt 
und räumten deshalb der ARENA – die als Unterstützerin der Militärregierung über einen 
besseren Zugang zu Patronage-Ressourcen verfügte – einen Vorteil ein, während es in exekutiven 
Wahlen möglich war, ein Protestvotum gegenüber der Regierung abzugeben (von Mettenheim 
1995). Gleichzeitig stellt Mainwaring (1999: 86) jedoch fest, dass die ARENA in den am 
stärksten entwickelten Regionen am schlechtesten abschnitt, obwohl dies jene gewesen waren, 
die am meisten von dem ungleichen Entwicklungsmodell der Militärregierung profitiert hatten. 
Die ARENA war damit vor allem in den ländlichen, wenig entwickelten Bundesstaaten stark.10 
Um den Sieg der regierungstreuen ARENA sicherzustellen, lancierte das Regime 1977 das 
»April-Paket«.11 Diese Regeln – die die Regierungspartei klar bevorzugten – waren in der Lage, 
das Anwachsen der Opposition zu bremsen, vermochten jedoch nicht, diese Entwicklung umzu-
kehren: Nach den 1978er Wahlen hatte die ARENA nur noch eine hauchdünne Mehrheit von 
39,9 zu 39,4% der Stimmen gegenüber der MDB, die ausserdem im Senat eine klare Mehrheit 
erreichte – wenn auch nur in der Zahl der Stimmen, nicht in den Sitzen. Dabei waren die Wahlen 
weit weniger frei als noch 1974 (von Mettenheim 1995: 105). 
 
Die Parteienreform von 1979: Die Grundlage des aktuellen Parteiensystems 
 
Mit der Parteienreform von 1979 löste die neue Regierung unter Figueiredo (1979-1984) die 
beiden bisherigen Parteien auf, um den Übergang zu einem Mehrparteiensystem zu ermöglichen. 
                                                
10 Siehe die nach Regionen aufgeschlüsselten Wahlergebnisse für den Zeitraum von 1974 bis 1978 in von Metten-
heim (1995: 102, 105). 
11 Da Präsident Geisel die erforderliche Zweidrittelmehrheit zur Verfassungsänderung nicht erhielt, schloss er den 
Kongress kurzerhand und dekretierte die Änderungen. Sie hatten unter anderem zur Folge, dass ein Teil der Sena-
toren nicht mehr durch das Volk gewählt wurde und dass die proportionale Vertretung für den Kongress sich von 
jetzt an an der totalen Bevölkerung, nicht mehr an der Wahlbevölkerung bemass. Dies sorgte für eine weitere 
Überrepräsentation der ländlichen und unterentwickelten Regionen, da hier Analphabeten, die nicht wählen 
durften, einen grösseren Bevölkerungsanteil ausmachten (von Mettenheim 1995: 103f.). 
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Die Regierung erhoffte sich, die intern heterogene Opposition damit teilen zu können, mit dem 
Ziel, den Zeithorizont, in dem sie die Agenda bestimmen konnte, zu verlängern, wohl wissend, 
dass sie sonst früher oder später die Wahlen verlieren würde (Lamounier 1990: 91). Vor dem 
Hintergrund einer erstarkenden Gewerkschaftsbewegung (Stepan 1985) versuchte sie ausserdem, 
die ehemalige Brasilianische Arbeiterpartei (PTB) aus der Periode vor 1964 unter der Kontrolle 
der Regierung wieder neu aufzubauen (von Mettenheim 1995: 106). 
Zur offiziellen Anerkennung wurde als organisatorische Voraussetzung festgelegt, dass eine 
Partei in 20% der Gemeinden in mindestens fünf Staaten (von insgesamt 27) organisiert sein 
musste (von Mettenheim 1995: 107). Dieser Umstand ist entscheidend, da er die Herausbildung 
einzelstaatlicher oder lediglich regional verwurzelter Parteien verhinderte. Die beiden bisherigen 
Parteien waren gezwungen, ihre Namen zu ändern. Die ARENA wurde in Sozialdemokratische 
Partei (PDS) umbenannt und die MDB in PMDB (Partei der brasilianischen Demokratischen 
Bewegung). Vier weitere Parteien erfüllten die Voraussetzungen, wovon sich eine, die Partido 
Popolar (PP), 1982 der PMDB anschloss. Die drei weiteren Parteien waren folgende (siehe auch 
Kasten 3.1 im nächsten Kapitel, sowie von Mettenheim 1995: 107f.):  
-  Die Brasilianische Arbeiterpartei (PTB), deren Neugründung von der Regierung betrieben 
wurde. 
-  Die demokratische Arbeiterpartei (PDT). Gegründet von Leonel Brizola, einem hohen und 
charismatischen Politiker der PTB vor dem Putsch, der in der Tradition von Getúlio Vargas 
stand. Ihm wurde vom Obersten Wahlgericht die Verwendung des alten PTB-Logos verboten, 
weshalb er PDT als neuen Namen wählte. 
-  Die Arbeiterpartei (PT). Als einzige wirklich neue Partei war sie aus den neuen Arbeiter- und 
sozialen Bewegungen rund um São Paulo erwachsen und hatte enge Verbindungen zu katho-
lischen Basisgemeinden und Nachbarschaftsorganisationen. Dies erlaubte es ihr, die Kriterien 
zur Anerkennung zu erfüllen. 
 
Unter dem neuen Parteiensystem fanden erstmals 1982 Wahlen auf allen Ebenen statt: Auf 
Bundesebene wurde ein Drittel des Senates, sowie der gesamte Kongress gewählt; auf Staaten-
ebene die Staatenparlamente und die Wahl der Gouverneure (ausser in den »nationalen Sicher-
heitszonen«, den Grossstädten); und schliesslich auf Gemeindeebene. 
Die demokratische Transition, die 1974 begonnen hatte, konnte erst als vollendet angesehen 
werden, als 1989 der erste Präsident direkt vom Volk gewählt wurde – mit 16 Jahren war die 
brasilianische Transitionsphase ungewöhnlich lang (Linz, Stepan 1996: 168). Der Beginn der 
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»Neuen Republik«, die bis heute andauert, wird meist 1985 angesetzt, als der erste zivile Präsi-
dent ins Amt kam. Er wurde indirekt durch ein Wahlgremium gewählt, das das abtretende 
Militärregime mittels der PDS Abgeordneten noch zu kontrollieren glaubte. Der Grundstein für 
das aktuelle Parteiensystem wurde jedoch bereits mit der Parteienreform von 1979 gesetzt.  
Im nächsten Kapitel wird das neue Parteiensystem untersucht. Auch wenn der juristische und 
institutionelle Rahmen, in dem sich die Parteienkonkurrenz bewegt, seit 1979 weitgehend 
derselbe geblieben ist, hat sich das Parteiensystem bis heute doch dramatisch verändert. Im 





3. Das Parteiensystem der »Neuen Republik« Brasiliens 
 
3.1 Abriss der politischen Entwicklung nach 1979 
 
Da sich die Regierung einem Sieg in den Wahlen von 1982 auch nach der Auflösung der bisheri-
gen Oppostionspartei MDB nicht sicher sein konnte, manipulierte sie die Regeln 1981 abermals. 
Dennoch gewannen die Oppositionsparteien 1982 eine knappe Mehrheit im Kongress und ausser-
dem in zehn von 23 Bundesstaaten, darunter in den wichtigen von São Paolo, Rio de Janeiro und 
Minas Gerais. Dies sicherte ihnen jedoch noch keine Mehrheit in dem Wahlgremium, das 1985 
den Präsidenten wählen sollte. Der Wahlmodus für den Senat und für das Wahlgremium sorgte 
dafür, dass diese beiden Institutionen weiter von der regierungstreuen PDS kontrolliert wurden. 
Ihre Legitimität in den Augen der Bevölkerung war jedoch schwach (Lamounier 1990: 92). Ab 
1984 gab es unter der Führung der Oppositionsparteien eine signifikante politische Bewegung, 
die die sofortige Direktwahl des Präsidenten forderte. Die Änderung des Wahlverfahrens 
scheiterte jedoch im Parlament und die Opposition beschloss, das Verfahren zu akzeptieren. 
Infolge des Wahlsieges der Opposition wechselte eine Vielzahl von PDS-Politikern ab 1982 zur 
PMDB, um von den besseren Möglichkeiten der Patronage, die diese als Regierungspartei bot, zu 
profitieren (Mainwaring 1999: 102). 
Unerwarteterweise gewann jedoch ein Oppositionspolitiker die Präsidentschaftswahl von 
1985. Dies wurde möglich, weil sich von der regierungstreuen PDS die »Frente Liberal« (PFL) 
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abspaltete, die gemeinsam mit der grössten Oppositionspartei, der PMDB, als »Demokratische 
Allianz« Tancredo Neves zum Präsidenten wählte (zu den Parteien siehe Kasten 3.1). Neves starb 
jedoch vor seinem Amtsantritt, wodurch Vizepräsident José Sarney Präsident wurde, der ehema-
lige Präsident der PDS, der zur PFL gewechselt war. Er war von der Opposition als Vizepräsident 
aufgestellt worden, um ihre Chancen für einen Sieg im Wahlgremium zu erhöhen. 
 
 
Tabelle 3.1: Parteien im brasilianischen Unterhaus, 1982-1998 
 
Partei 1982 1986 1990  1994  1998 
 Sitze % Sitze % Sitze % Sitze % Sitze % 
 
PDS/PPR/PPB 235 49,1 32 6,6 42 8,3 52 10,1 60 11,7 
PMDB 200 41,8 261 53,6 108 21,5 107 20,9 83 16,2 
PDT 23 4,8 24 4,9 47 9,3 34 6,8 25 4,9 
PTB 13 2,7 17 3,5 38 7,6 31 6,0 31 6,0 
PT 8 1,7 16 3,3 35 7,0 49 9,6 59 11,5 
PFL – – 116 23,8 84 16,7 89 17,3 105 20,4 
PL – – 6 1,2 15 3,0 13 2,5 12 2,3 
PDC – – 6 1,2 22 4,4 (PPR) (PPB) 
PC do B – – 5 1,0 5 1,0 10 1,9 7 1,4 
PCB/PPS – – 3 0,6 3 0,6 2 0,4 3 0,6 
PSB – – 1 0,2 11 2,2 15 2,9 18 3,5 
PRN – – – – 40 8,0 1 0,2 – – 
PSDB – – – – 37 7,4 62 12,1 99 19,3 
PSC – – – – 6 1,2 3 0,6 2 0,4 
PRS – – – – 4 0,8 – – – – 
PST/PP – – – – 2 0,4 36 7,0 1 0,2 
PTR – – – – 2 0,4 (PP) – – 
PSD – – – – 1 0,2 3 0,6 3 0,6 
PMD – – – – 1 0,2 4 0,8 2 0,4 
PRP – – – – – – 1 0,2 – – 
PV – – – – – – 1 0,2 1 0,2 
PRONA – – – – – – – – 1 0,2 
PSL – – – – – – – – 1 0,2 
 
Total 479 100,0 487 100,0 503 100,0 513 100,0 513 100,0 
 




Durch die Erfolge der Opposition sowie die Kampagne für direkte Wahlen, durch Spannun-
gen zwischen der PDS und der Militärregierung und schliesslich durch den wirtschaftlichen 
Niedergang geriet die Militärregierung in einen Prozess der Desintegration, ebenso wie die PDS 
(Mainwaring 1999: 95). Gleichzeitig führten Hyperinflation, eine grosse Streikwelle und die 
undemokratische Art und Weise, wie Sarney Präsident geworden war, bereits zu Anfang  seiner 
Amtszeit zu einem starken Rückgang der Unterstützung für die Regierung (Lamounier 1990: 
125). Der von Sarney 1986 dekretierte »Cruzado Plan« sollte dies ändern und die wirtschaftliche 
Lage stabilisieren. Das Einfrieren der Preise führte zu einem schlagartigen Anwachsen der 
Massenkaufkraft und zu einer vorübergehenden Popularität der Oppositionsfront, jedoch nur, bis 
die Verzerrungen zu spüren waren und die Inflation wieder stieg. 1987 musste Brasilien eine 
teilweise Zahlungsunfähigkeit gegenüber Auslandsschulden bekanntgeben. Das zugrunde 
liegende Problem, das Haushaltsdefizit, war nicht gelöst worden (de Souza 1999: 50).  
Die PMDB gewann in den Kongresswahlen von 1986 eine grosse Mehrheit und setzte einen 
Kongress als verfassungsgebende Versammlung ein. Diese verabschiedete 1988 eine Verfassung, 
die den bestehenden institutionellen Rahmen weitgehend übernahm, und eine Vielzahl korpora-
tistischer Interessen verankerte (Lamounier 1994: 73, de Souza 1999: 50f.). 
1989 wurde Fernando Collor de Mello nach einer populistischen Kampagne zum Präsidenten 
gewählt. Im zweiten Wahlgang schlug er Inácio Lula da Silva, seinen Herausforderer aus der 
Arbeiterpartei (PT). Die »Partei für den nationalen Wiederaufbau« (PRN), die Collor formell 
unterstützte, erreichte in den Parlamentswahlen von 1990 lediglich 8% der Sitze. Ein partei-
politisches Bündnis zu seiner Unterstützung hatte Collor nicht aufgebaut (Happe 2000: 38). 
Während es Collor (zumindest vorübergehend) gelang, die Inflation zu drosseln, konnte er seine 
weiteren Reformversprechen mangels Unterstützung im Parlament nicht umsetzen. Unter 
Vorwürfen der Korruption in der Bevölkerung wurde er 1992 per »Impeachment« abgesetzt und 
durch seinen bisherigen Vizepräsident Itamar Franco ersetzt (de Souza 1999: 52). Nach Mainwa-
ring (1999: 104) belegt der Umstand, dass Collor ohne Parteiorganisation und in einer Anti-
Parteien-Kampage die Wahl gewinnen konnte, die »bankruptacy of the governing parties«. 
1993 wurde ein Referendum über den Übergang zu einem Semi-Präsidentiellen oder 
parlamentarischen Regierungssystem abgehalten,12 das jedoch von der Bevölkerung klar verwor-
fen wurde. Im gleichen Jahr wurde der bisherige Senator Fernando Henrique Cardoso unter 
                                                
12 Von der neuen Verfassung von 1988 vorgesehen. 
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Präsident Franco Finanzminister. Er lancierte den »Plano Real«, um mittels einer neuen Währung 
die Inflation zu zähmen und Massnahmen zur Reduzierung des Defizits zu treffen. 
Dank des Erfolges des »Plano Real« gewann Cardoso 1994 die Präsidentschaftswahl als 
Kandidat der »Partei der Brasilianischen Sozialdemokratie« (PSDB). Diese war 1988 von Dissi-
denten innerhalb der PMDB gegründet worden. Cardoso erklärte in einem Interview, er habe die 
PMDB verlassen, weil sie zu einer Maschine zur Verteilung von Patronage geworden sei, genau 
wie die PDS (zit. nach Hagopian 1996: 230). Die neue PSDB verfolgt nach Mainwaring (1995: 





Die wichtigsten Parteien der Neuen Republika 
 
Links 
PT Arbeiterpartei (Partido dos Trabalhadores). 1979 gegründet und die einzige Partei, die ausserhalb des 
Parlamentes organisiert wurde. Aus den neuen Arbeiter- und sozialen Bewegungen rund um São Paulo 
erwachsen, hatte enge Verbindungen zu katholischen Basisgemeinden, Nachbarschaftsorganisationen und 
intellektuellen Kreisen. Die einzige Partei, die intern demokratisch organisiert ist. Neben der Forderung 
nach mehr sozialer Gerechtigkeit versteht sich die PT primär als eine Kraft, die die Demokratisierung 
Brasiliens vorantreiben will. Ein politisches Ziel ist deshalb trotz eines grundsätzlich sozialistischen 
Selbstverständnisses nicht formuliert worden – intern ist die Partei heterogen mit revolutionären Gruppen 
ebenso wie Sozialdemokraten (Keck 1992). 
Kleinere: PC do B: Kommunistische Partei Brasiliens (Partido Communista do Brasil), PCB/PPS: Brasilianische 
Kommunistische Partei (Partido Comunista Brasileiro)/Sozialistische Volkspartei (Partido Popular 
Socialista), PSB: Brasilianische Sozialistische Partei (Partido Socialista Brasileiro). 
 
Mitte-Links 
PDT Die demokratische Arbeiterpartei (Partido Democrático Trabalhista). Populistische Partei, 1979 von 
Leonel Brizola, einem hohen Politiker der PTB vor dem Putsch, gegründet (diesem war vom Obersten 
Wahlgericht die Verwendung des alten PTB-Logos verboten worden). Vertritt hauptsächlich sozialdemo-
kratische Tendenzen und ist historisch in zwei Bundesstaaten stark, Rio de Janeiro und Rio Grande do Sul. 
PSDB  Partei der Brasilianischen Sozialdemokratie (Partido da Social Democracia Brasileira). 1988 von Dissi-
denten innerhalb der PMDB wegen der Verwässerung von deren ideologischer Ausrichtung gegründet 




Kasten 3.1 (Fortsetzung) 
 
Mitte 
PMDB Partei der Brasilianischen Demokratischen Bewegung (Partido do Movimento Democrático Brasileiro). 
Seit 1979 die Nachfolgepartei der MDB, die als offizielle Oppositionspartei zum Militärregime gegründet 
worden war. Durch diese Vergangenheit intern heterogen, zumal sich ihr seit 1982 viele ehemalige PSD-




PTB  Die Brasilianische Arbeiterpartei (Partido Trabalhista Brasileiro). 1979er Neugründung der PTB aus dem 
Zeitraum 1945-1964, von der Militärregierung betrieben. Aufgebaut unter der Führung von Ivete Vargas, 
eine Grossnichte von Vargas. Vertritt überwiegend eine Mitte-Rechts-Position. Hauptsächlich in einigen 
westlichen Bundesstaaten stark. 
Kleinere: PDC: Christlich-Demokratischen Partei (Partido Democrático Cristão), PP: Volkspartei (Partido Popular). 
 
Rechts 
PL Liberale Partei (Partido Liberal). 1985 gegründet, verfolgt einen staatskritischen Diskurs und ist unter 
Kleingewerbetreibenden in São Paolo und Rio de Janeiro populär. 
PFL  Partei der liberalen Front (Frente Liberal). 1984 durch Dissidenten innerhalb der PDS gegründet, haupt-
sächlich Gouverneure aus den nordöstlichen Bundesstaaten. Unterstützte zusammen mit der PMDB 
Tancredo Neves als Präsidentschaftskandidaten. In kleinen und mittelgrossen Städten, besonders in den 
unterentwickelten nordöstlichen und Amazonas-Gebieten am stärksten. 
PRN  Partei für den Nationalen Wiederaufbau (Partido de Reconstrução Nacional). Konservative Partei, 1989 
von Fernando Collor de Mello zur Unterstützung seiner Präsidentschaftskandidatur gegründet. Nach 
seiner Absetzung praktisch verschwunden. 
PDS Sozialdemokratische Partei (Partido Democrático Social). 1979 als Nachfolgepartei der ARENA gegrün-
det, die das Militärregime unterstützt hatte.  
PPR 1993 schloss sich die PDS mit der Christlich-Demokratischen Partei (PDC) zur Progressiven Reformpartei 
zusammen (PPR). 
PPB Brasilianische Progressive Partei (Partido Progressista Brasileiro). 1995 gegründet durch Fusion der 
Reformatorischen Progressiven Partei (PPR), die u.a. aus der PDS hervorgegangen war (siehe oben) mit 
der Progressiven Partei (PP). Eng mit Paolo Maluf verbunden, der 1985 Kandidat der PDS für die Präsi-
dentschaft war. 
Kleinere: PRONA: Partei zum Wiederaufbau der Nationalen Ordnung (Partido da Reedificação da Ordem 
Nacional). 
 
a Beschrieben sind nur Parteien mit mindestens 3% der Unterhaussitze in einer der Legislaturperioden zwischen 
1982 und 1994. Die Einordnung in die Links-Rechts-Skala stützt sich auf Mainwaring (1999: xvii-xix) und 
Samuels (1999: 500) und sollte angesichts der nicht ganz klaren ideologischen Positionen der meisten Parteien 
lediglich einen Anhaltspunkt bieten. 
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Stärkster Gegenkandidat gegen Cardoso war wiederum Luís Inácio Lula da Silva (genannt 
»Lula«) von der Arbeiterpartei (PT) gewesen. Anders als Collor de Mello schmiedete Cardoso zu 
seiner Wahl ein Bündnis aus seiner eigenen PSDB, der konservativen »Partei der Liberalen 
Front« und der »Brasilianischen Arbeiterpartei« (PTB), um im Parlament sein Programm durch-
setzen zu können. Cardoso gewann bereits im ersten Wahlgang mit 54,3% der Stimmen gegen 
Lula mit 27%. Sein Wahlbündnis erhielt jedoch nur 36% der Sitze im Kongress, weshalb er 
zuerst mit der PMDB, dann mit der »Brasilianischen Progressiven Partei« (PPB, siehe Kasten 
oben) zusammenarbeitete, um Verfassungsänderungen durchzusetzen. Neben dieser parlamenta-
rischen Strategie regierte Cardoso jedoch weiter auch per Dekret (de Souza 1999: 54f.). 1998 
wurde Cardoso als erster Präsident Brasiliens mit 53,1% der Stimmen wiedergewählt, abermals 
gegen Lula (PT) mit 32% (de Souza 1999: 58). 
Trotz seiner ersten Erfolge und der vielversprechenden Strategie, durch Verhandlungen 
parlamentarische Mehrheiten aufzubauen, geriet Cardoso bei seinem Programm zur Konsoli-
dierung der Staatsfinanzen zunehmend in Schwierigkeiten gegenüber einem fragmentierten 
Kongress (dazu de Souza 1999: 55-60). Dies hängt damit zusammen, dass sich die 
Strukturprobleme im Zusammenhang mit dem Parteiensystem nicht geändert haben, wie der 
nächste Abschnitt zeigen wird. 
 
 
3.2 Analyse des Parteiensystems 
 
3.2.1 Zahl der Parteien und ideologische Polarisierung 
 
Nach Sartori (1976: 44) stellt ein Parteiensystem ein »[...] system of interactions resulting from 
inter-party competition« dar. Dies impliziert, dass gewisse Regularitäten in der Konkurrenz zwi-
schen den Parteien bestehen. Wenn sich die Zahl der Parteien, die innerhalb des Systems mitein-
ander konkurrieren, stark ändert, dann kann man von einem neuen Parteiensystem sprechen 
(Mainwaring, Scully 1995b: 4). Die Zahl der »relevanten Parteien« ist deshalb nach Sartori 
(1976, 1994) eines der zentralen Elemente, anhand derer Parteiensysteme charakterisiert werden 
können. Darüber hinaus ist bei Sartori die ideologische Polarisierung eine zweite zentrale 
Variable in der Klassifizierung von Parteiensystemen. Aus der Kombination dieser beiden 
Kriterien, die in der Forschung über Parteiensysteme breite Akzeptanz erfahren, lassen sich vier 
Typen von demokratischen Parteiensystemen bestimmen: Zwei-Parteien-Systeme, moderater und 
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polarisierter Pluralismus, sowie solche, in denen eine einzige Partei regelmässig die Mehrheit 
erreicht (Sartori 1976: 125-129). Parteiensysteme mit mehr als fünf Parteien vergrössern die 
ideologische Polarisierung tendentiell. Nach Powell (1982: 99) ist dies der Fall, weil die Parteien 
– zumindest theoretisch – in einem Mehrparteiensystem versuchen werden, starke Bindungen zu 
bestimmten sozialen Gruppen herzustellen, während sie in Zwei-Parteien-Systemen versuchen, 
den Medianwähler zu erreichen. 
Das Zusammenspiel der Zahl der Parteien und der ideologischen Polarisierung ist in Mehr-
parteiensystemen deshalb relevant, weil es – hier im Falle eines präsidentiellen Regierungs-
systems – determiniert, wie schwierig es für Präsidenten ist, für ihre Gesetzesvorhaben im Parla-
ment eine Mehrheit zu erreichen. Darüber hinaus beeinflussen diese Faktoren, wie die verschie-
denen gesellschaftlichen Interessen Eingang in die Politik finden und dort verarbeitet werden. 
Statt Sartoris Zählregeln wird heute meist die Formel der effektiven Zahl der Parteien von Laakso 
und Taagepera (auch Taagepera und Shugart 1989: Kap. 8) verwendet, die die relative Grösse der 
Parteien misst.13 Danach haben Mainwaring und Scully (1995b: 28-30) die Zahl der relevanten 
Parteien in zwölf lateinamerikanischen Ländern berechnet (Tabelle 3.2). 
Wie Tabelle 3.2 verdeutlicht, ist die durchschnittliche Zahl der effektiven Parteien in 
Brasilien die zweithöchste unter den betrachteten 15 lateinamerikanischen Ländern. Der Durch-
schnittswert verbirgt jedoch, dass es im Zeitraum von 1982 bis 1994 eine bedeutende 
Veränderung im brasilianischen Parteiensystem gegeben hat. Diese ist aus Tabelle 3.3 ersichtlich. 
Während das Parteiensystem zwischen 1984 und 1987 als moderater Mulipartismus mit einer 
dominanten Partei beschrieben werden kann, zeichnet sich das Parteiensystem seit 1988 durch 
extremen Multipartismus ohne eine dominante Partei aus (Mainwaring 1999: 128). Gemäss der 
Definition am Anfang dieses Abschnitts kann man deshalb für den Zeitraum von 1979 bis heute 
im Grunde genommen nicht von einem einzigen Parteiensystem sprechen. Der leichte Rückgang 
der Zahl der relevanten Parteien in der unteren Parlamentskammer zwischen 1990, 1994 und 
1998 könnte allerdings bedeuten, dass sich das Parteiensystem bei dieser Anzahl von Parteien 
stabilisiert. 
 
                                                
13 Sartori (1976) zählt nur »systemisch relevante« Parteien, die eine von zwei Bedingungen erfüllen: einerseits 
solche, die potentiell für die Formierung einer Regierungskoalition wichtig sind und andererseits solche, deren 
Existenz die Parteikonkurrenz beeinflusst (»coalition potential« und »blackmail potential« [Sartori 1994: 
33f.]).Sartoris (1994: 33-36) Verteidigung seiner eigenen Zählregeln erscheint mir plausibel, da diese jedoch in 
der konkreten Anwendung als oft nicht eindeutig anwendbar erachtet werden (beispielsweise von Mainwaring 
1999: 23), fehlen verlässliche Quellen zur Zahl der Parteien in Brasilien nach Sartoris Zählregeln. Nach meiner 
groben Einschätzung ist die Entsprechung mit der »effektiven« Zahl der Parteien jedoch relativ gross, denn für 
die 1994er Wahl würde ich die Zahl der »relevanten Parteien« mit 7 bis 8 ansetzen. 
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Tabelle 3.2: Effektive Zahl der Parteien in Lateinamerika, untere Parlamentskammer 
 
Land Zeitraum  Anzahl Wahlen  Durchschnittliche Letzte Wahl 
   Zahl der Parteien 
 
Kolumbien 1970-1990 6 2.1 2.0 
Paraguay 1989-1993 2 2.2 2.4 
Mexico 1988-1991 2 2.2 2.2 
Costa Rica 1970-1990 6 2.4 2.2 
Argentinien 1983-1993 6 2.7 2.8 
Venezuela 1973-1993 5 3.0 4.5 
Uruguay 1971-1989 3 3.0 3.3 
Peru 1987-1990 4 3.8 5.8 
Bolivien 1979-1993 5 4.0 4.7 
Chile 1973-1993 3 4.7 5.1 
Brasilien 1986-1990 2 5.7 8.7 
Ecuador 1978-1992 5 5.8 6.6 
 
Quelle: Mainwaring, Scully 1995b: 30. 
 
 
Tabelle 3.3: Veränderung der effektiven Zahl der Parteien in Brasilien, 1982-1998 
 
 Jahr Abgeordnetenhaus  Senata 
 
 1982 2.39 1.86 
 1986 2.83 2.27 
 1990 8.65 5.54 
 1994 8.13 6.08 
 1998 7.13 8,69b 
 
Quellen: 1982-1994: Mainwaring 1999: 128. 1998: eigene Berechnung, Sitzverteilung unter www.camara.gov.br, 
www.senado.gov.br. 
a Zusammensetzung in dem betreffenden Jahr, nicht nach der Wahl; es werden alle vier Jahre zuerst ein Drittel und 
in der darauffolgenden Wahl zwei Drittel der Senatoren neu gewählt. 
b Legislaturperiode 1995-1999; da im Internet keine Resultate zu den jeweiligen Wahlterminen vorliegen, beziehen 
sich die Online-Daten möglicherweise auf das Ende der Legislaturperiode 1999. Parteiwechsel und Niederlegungen 
des Parteimandats können nicht ausgeschlossen werden. Von 81 Senatoren waren 18 parteilos (jeder von diesen 
wurde als einer anderen Partei zugehörig gewertet). 
 
 
Eine Klassifizierung der Länder entlang der Dimension der ideologischen Polarisierung gestaltet 
sich schwierig. Sani und Sartori (1983) hatten eine solche für eine Reihe von westlichen Demo-
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kratien mittels Daten auf der Bevölkerungsebene vorgenommen. Für Lateinamerika und Brasilien 
ist es schwierig, geeignete Daten zu finden. In Brasilien kann sich ein beträchtlicher Bevölke-
rungsanteil nicht auf der Links-Rechts-Skala einordnen.14 Mainwaring (1999: 131-135) verwen-
det deshalb Daten auf der Elitenebene, um den Grad der ideologischen Polarisierung zu eruieren. 
Dabei ergibt sich in der Tat eine extreme Polarisierung, stärker als in Sani und Sartoris (1983) 
Ergebnissen für Italien und Finland, die die polarisiertesten unter den westlichen Demokratien 
gewesen waren. Die Frage ist allerdings, wie aussagekräftig diese Resultate sind. Mainwaring 
weist an gleicher Stelle selber darauf hin, dass die Polarisierung auf Elitenebene in aller Regel 
grösser ist, da Politiker versuchen, sich ein klares ideologisches Profil zu geben und sich auf der 
Links-Rechts-Skala konsistenter einordnen. 
Einen anderen Ansatz entwickelt Coppedge (1998a). Er argumentiert, die wenig institutiona-
lisierten Parteiensysteme einer Vielzahl von lateinamerikanischen Länder änderten sich so häufig, 
dass es sinnvoller sei, Begriffe wie ideologische Polarisierung und Volatilität von Wahl zu Wahl 
getrennt zu analysieren. Brasilien zeichnet sich denn auch für die Wahlen von 1982, 1986, 1990 
und 1994 jeweils durch unterschiedliche Grade der ideologischen Polarisierung aus.15 Gemäss der 
oben gelieferten Definition eines Parteiensystems machen jedoch die Charakteristika der 
Parteienkonkurrenz zu einer gegebenen Wahl noch kein Parteiensystem aus, weil sich dieses 
gerade aus den Regelmässigkeiten in der Parteienkonkurrenz ergibt. 
Will man den Zusammenhang zwischen Sozialstruktur und Parteiensystem untersuchen, ist 
die Verwendung von Elitendaten nur dann sinnvoll, wenn davon ausgegangen werden kann, dass 
das Parteiensystem die Sozialstruktur in irgendeiner Form widerspiegelt. Alle drei verfügbaren 
Klassifizierungen – Mainwaring und Scullys (1995b: 29-32) auf der Grundlage ihrer unabhängi-
gen Einschätzung, Mainwarings (1999) basierend darauf, wie sich Politiker einordnen, sowie 
diejenige für einzelne Wahlen von Coppedge (1998a) – basieren auf den Positionen von Parteien 
oder Politikern. Was hingegen die Wahlentscheidung der Bevölkerung angeht, sind sich diese 
und die meisten anderen Autoren einig, dass ideologische Bestimmgründe in der Neuen Republik 
                                                
14 Während in dem von von Mettenheim (1995) verwendeten Sample von 1982 (2463 Befragte aus sieben südöstli-
chen Grossstädten) 71,3% nicht in der Lage waren, sich auf der Links-Rechts-Skala einzuordnen, sind dies in den 
Latinobarometern von 1995 und 1998 nur noch 30,5 repektive 9,1%. Diese beiden Latinobarometer-Umfragen 
sind allerdings nicht für die Gesamtbevölkerung repräsentativ, da sie nur in grösseren Städten erhoben wurden – 
die Zahlen sind so gesehen mit den obigen vergleichbar und offenbaren einen starken Wandel. Allerdings ist 
Vorsicht geboten, weil auch die sozio-ökonomischen Charakteristika der Befragten im Latinobarometer nicht 
repräsentativ sind. Da einige Indikatoren zeigen, dass einkommensschwache BürgerInnen in dem Sample 
deutlich unterrepräsentiert und die Landbevölkerung überhaupt nicht vertreten ist, lässt sich vermuten, dass der 
Anteil der Gesamtbevölkerung, der sich nicht auf der Links-Rechts-Skala einordnen kann, beträchtlich höher 
liegt. 
15 Die Klassifizierung der jeweiligen Wahlen und der Parteien für zwölf lateinamerikanische Länder erfolgte durch 
die Konsultierung von Länderexperten, die ein gemeinsames Klassifizierungsschema verwendeten. 
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kaum ausschlaggebend sind. Mainwaring (1999: 135) unterstreicht, dass die breite Masse die 
Parteien nicht gemäss ideologischer Kriterien einordnen kann – was bei einigen Parteien selbst 
mit Blick auf die Parteiprogramme schwierig ist. Selbst auf der Ebene der Eliten sind die ideolo-
gischen Differenzen gemäss Mainwaring (1995: 376) in der tagtäglichen Politik kaum auszuma-
chen – nur bei einigen Gelegenheiten, wie beim Verfassungsgebenden Kongress zwischen 1987 
und 1988, wurden scharfe ideologische Gegensätze deutlich.  
Eine Entsprechung der politischen Orientierungen der Bevölkerung mit denjenigen der 
Politiker ist davon abhängig, wie stark die Parteien in der Bevölkerung verankert sind. Darüber 
lässt sich aufgrund von Mainwaring und Scullys (1995b) Konzept der Institutionalisierung von 
Parteiensystemen Aufschluss gewinnen, das sie aus der Erkenntnis heraus entwickelt haben, dass 
für die Untersuchung der Parteiensysteme der neuen Demokratien Lateinamerikas andere Krite-
rien als diejenigen für die älteren Demokratien herangezogen werden müssen. Sartori (1976) 
beschränkte seine Untersuchung zwar nicht a priori auf die alten Demokratien. Doch aufgrund 
seiner Gegenüberstellung von strukturell konsolidierten Parteiensystemen einerseits und »fluid 
polities and quasi-parties« andererseits, untersuchte er die meisten Parteiensysteme Lateinameri-
kas nicht, da sie seiner Meinung nach in Abwesenheit von Regelmässigkeiten nicht als System 
erachtet werden konnten (vgl. 1976: 244-248).16 
 
 
3.2.2 Das Konzept der Institutionalisierung des Parteiensystems 
 
Das Konzept der Institutionalisierung von Parteiensystemen, das Mainwaring und Scully (1995b) 
entwickeln, baut auf der Annahme auf, dass »strukturelle Konsolidierung« keine dichotome 
Variable ist, sondern dass Parteiensysteme unterschiedlich stark institutionalisiert sein können. 
Die Definition eines institutionalisierten Parteiensystems entspricht weitgehend derjenigen eines 
Parteiensystems an sich. In Mainwarings Neuformulierung dieses Konzeptes (1999: 21-60) 
definiert dieser ein institutionalisiertes Parteiensystem expliziter im Hinblick auf dessen Effekt 
auf die Politik: »An institutionalized party system, then, is one in which actors develop expecta-
tions and behavior based on the premise that the fundamental contours and rules of party compe-
tition and behavior will prevail into the foreseeable future« (1999: 25). Das Konzept soll also das 
                                                
16 Im Vorwort zur brasilianischen Ausgabe von Parties and party systems merkte Sartori 1982 an, Brasilien habe 
kein strukturell konsolidiertes Parteiensystem, weil Parteipolitik aufgrund der Abhängigkeit der Parteiführer von 
Staatsstrukturen über keine ausreichende subsystemische Autonomie verfüge (zit. nach von Mettenheim 1995: 
45). Wie wir später sehen werden, gilt dies noch immer. 
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Ausmass messbar machen, zu dem das Parteiensystem die politische Konkurrenz und die 
politischen Orientierungen der Wählerschaft strukturiert. 
Laut Coppedge (1998a: 548f.) kann dieser Ansatz als »new conventional wisdom« in der 
Forschung über die lateinamerikanischen Parteiensysteme bezeichnet werden. Einer ähnlichen 
Vorgehensweise war Dix (1992) gefolgt, indem er die Parteien Lateinamerikas anhand von vier 
Kriterien untersucht hatte – Anpassungsfähigkeit, Komplexität, Autonomie und Kohärenz. Ich 
folge hier zunächst Mainwaring und Scully (1995b: 4-6, Mainwaring 1999: 26f.), die den Grad 
der Institutionalisierung anhand der vier folgenden Dimensionen messen: 
(1)  Stabilität in der Parteienkonkurrenz: Es treten nicht plötzlich neue Parteien auf und alte 
verschwinden. Die Präferenzen verschieben sich auch nicht grundlegend von einer Wahl zur 
nächsten. Diese Dimension messen Mainwaring und Scully mittels der Volatilität der Wahl-
resultate. 
(2)  Die Parteien haben starke und stabile Wurzeln in der Gesellschaft. Damit strukturieren 
Parteien die politischen Präferenzen der Bürgerinnen und Bürger und sind selber gezwungen, 
eine konsistente politische Linie zu verfolgen, um ihre Stammwähler nicht zu verlieren. Die 
beste Messung dieser Dimension bieten Umfragedaten zur Parteiidentifikation der Bürgerin-
nen und Bürger. Während diese für Mainwaring und Scully noch nicht in vergleichbarer 
Form für Lateinamerika verfügbar waren, erhebt der Latinobarometer seit 1995 Daten zur 
Parteiidentifikation. 
Als weiteres Kriterium ziehen die Autoren deshalb das Alter der Parteien heran, da sie die 
Fähigkeit der Parteien, über längere Zeit zu überleben, als Indiz für die langfristigen Loyali-
täten der Wähler sehen.17 Ähnliche Indikatoren verwendet Dix (1992: 491-497) unter dem 
Begriff der »Anpassungsfähigeit« der politischen Parteien. Sein zweiter Indikator, die Fähig-
keit einer Partei, Generationenwechsel in ihren Führungsreihen zu überleben, beinhaltet 
jedoch eine zusätzliche Dimension und erlaubt eher ein Urteil über junge Parteien. 
(3)  Die politischen Parteien geniessen Legitimität in den Augen der Bürgerinnen und Bürger. 
Seit dem 1995er Latinobarometer gibt es Umfragedaten zu dieser Dimension. 
                                                
17 Darüber hinaus vergleichen Mainwaring und Scully (1995b: 9-11) die Unterschiede im Anteil der Parteien in den 
Wahlen für die untere Parlamentskammer und für das Präsidentschaftsamt, um Aufschluss darüber zu gewinnen, 
wie sehr die Parteien in der Gesellschaft verankert sind: »Where parties are key actors in shaping political prefe-
rences, this difference should be less pronounced« (Mainwaring, Scully 1995b: 9). Dabei stellt sich das Problem, 
dass Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in Chile, Ecuador und Brasilien (bis 1989) nicht gleichzeitig statt-
finden, wodurch die Unterschiede im allgemeinen grösser ausfallen. Für Brasilien bleibt dabei nur ein Mess-
punkt, wo beide Wahlen gleichzeitig stattfanden. Der Unterschied liegt dabei mit 44,1% unter den 10 betrachte-
ten lateinamerikanischen Ländern und den USA mit Abstand am höchsten (Mainwaring 1999: 30). 
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(4)  Die Parteien sind organisiert und unabhängig von ein paar wenigen Führungspersönlichkei-
ten. Auswahlmechanismen und Prozeduren innerhalb der Parteien sind routiniert. Hierzu 
sind qualitative Untersuchungen notwendig. Dix (1992: 498-500) fasst diese Dimension 
unter dem Begriff der »Komplexität« der Parteiorganisationen und untersucht sie anhand der 
Vorherrschaft von Personalismus und der Differenzierung der organisatorischen Teilbereiche 
von Parteien. 
 
Ich beschränke mich im nächsten Abschnitt auf eine kurze vergleichende Darstellung der beiden 
ersten Dimensionen in Brasilien. Diese sind allerdings konzeptionell nicht ganz einfach zu 
trennen, denn die Stabilität in der Parteienkonkurrenz ist unter anderem eine Folge der Verwurz-
lung der Parteien in der Gesellschaft. Ich verwende zwei Indikatoren, erstens die Volatilität der 
Wahlresultate und zweitens die Parteiidentifikation der Bürgerinnen und Bürger. Die übrigen 
beiden Dimensionen seien nur kurz angesprochen. 
Die Parteiorganisationen der brasilianischen Catch-all-Parteien sind äusserst schwach und 
die Parteien sind insbesondere auf nationaler Ebene nur sehr lose organisiert. Mainwaring (1999: 
Kap. 5) bietet hierfür ausführliche Belege, die sich mit der Einschätzung von Dix (1992: 498f.) 
decken. Es überwiegt Personalismus und die Parteidisziplin in Abstimmungen ist äusserst niedrig 
(Ames 2000). Damit in Kontrast stehen die Parteien auf der politischen Linken – PT, PC do B 
und PCB/PPS. Diese kultivieren stärkere Parteilinien und ihre Parteidisziplin im Parlament ist 
hoch. Doch ausser der PT sind auch diese Parteien intern nicht demokratisch organisiert und in 
ihren Wahlkämpfen relativ personenbezogen (Samuels 1999, Keck 1992). Auf die rechtlichen 
Grundlagen der Parteiorganisation komme ich im Institutionenteil (Abschnitt 6.3) zurück. 
Dix (1992: 500-502) verwendet ausserdem die Dimension der »Autonomie« von sozialen 
Gruppen – Familien, Clans und Klassen. Er stellt fest, dass die meisten Parteien in Lateinamerika 
vom »Catch-all«-Typ und nicht mehr eliten-dominiert sind. Dies schliesst jedoch nicht aus, dass 
gesellschaftliche Eliten in diesen Parteien eine wichtige Rolle spielen. Gerade Hagopians (1996) 
eingehende Analyse des brasilianischen Falls belegt die Persistenz einer politischen Elite, und 
auch O’Donnell (1992: 45-48) und Alves (1988) betonen den elitären Charakter der brasiliani-
schen Politik. 
Was die Legitimität der politischen Parteien angeht, belegen Umfragedaten, dass die politi-
schen Parteien in Brasilien bei allgemein niedrigen Einschätzungen der Legitimität politischer 
Institutionen zu denjenigen gehören, denen die Menschen am wenigsten vertrauen (Latino-
barometer 1995, 1998). Gemäss dem Latinobarometer 1995 sind mit 42,2% deutlich mehr 
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BrasilianerInnen der Meinung, Demokratie könne auch ohne Parteien funktionieren, als in Chile 
(33,6%), Argentinien (18,1%) oder Uruguay (15%). Ähnlich starke länderspezifische Unter-
schiede lassen sich in der Volatilität der Wahlergebnisse und in der Parteiidentifikation der 
Bürgerinnen und Bürger finden. 
 
 
3.2.3 Die brasilianische Volatilität und Parteiidentifikation im lateinamerikanischen Vergleich 
 
Volatilität der Parteipräferenzen 
 
Mainwaring (1998) hat die Volatilität auf den verschiedenen Ebenen des politischen Systems 
nach dem Pedersen-Index berechnet.18 Zwischen den Präsidentschaftswahlen von 1989 und 1994 
betrug die Volatilität der Wahlstimmen für die Kandidaten der einzelnen Parteien in der ersten 
Runde 56,7%. Die Ergebnisse für die Kongresswahlen und die Abgeordneten der Staatsparla-
mente, sowie der Bürgermeister sind in Tabelle 3.4 zusammengefasst. Dabei ist zu beachten, dass 
die Volatilität in den Staatenparlamenten nicht aufgrund der Stimmen, sondern der Sitze und 
diejenige auf Gemeindeebene aufgrund der Zahl der Bürgermeisterämter, die die verschiedenen 
Parteien erhielten, berechnet worden ist. 
Die gesunkene Volatilität im Kongress, die der Vergleich der Resultate der Wahlen von 1990 
und 1994 zeigt, lässt sich teilweise darauf zurückführen, dass Veränderungen in einigen Bundes  
 
Tabelle 3.4: Volatilität des brasilianischen Parteiensystems zwischen 1982 und 1996 
 
Wahl 1982-1986 1986-1990 1990-1994 Durchschnitt 
 
Kongress (Unterhaus) 48,6% 45,2% 21,1% 38,3% 
Staatenparlamente 41,9% 35,1% 16,3% 31,1% 
 
 1982-1988 1988-1992 1992-1996 Durchschnitt 
 
Bürgermeister 53,9% 16,6% 22,6% 31% 
 
Quelle: Mainwaring 1998: 526-533. 
Anmerkung: Die Volatilität im Kongress ist in Stimmen berechnet, diejenige für die Staatsparlamente in Sitzen und 
die Angabe für die Volatilität der Bürgermeisterämter wurde berechnet aufgrund der Anzahl der Ämter, die eine 
jede Partei in Brasilien kontrollierte (N=3941-5351). 
                                                
18 Dabei werden die prozentualen Veränderungen der einzelnen Parteien von einer Wahl zur nächsten zusammenge-
rechnet und durch zwei geteilt. 
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Tabelle 3.5: Volatilität auf Bundesstaatenebene bei den Kongresswahlen, 1982-1996 
 
Wahl 1982-1986 1986-1990 1990-1994 Durchschnitt 
 
Kongress (Unterhaus) 47,28% 46,61% 34,98% 42,96% 
 
Quelle: Mainwaring 1998: 532-534. 
 
staaten durch entgegengesetzte in anderen Bundesstaaten verdeckt werden (Mainwaring 1998: 
533). Dies wird deutlich, wenn die Volatilität der Parteipräferenzen für den Kongress auf 
Staatenebene berechnet wird. Tabelle 3.5 gibt die durchschnittliche Volatilität auf Staatenebene 
wieder. Ein Vergleich der Volatilität für die unteren Parlamentskammern in zwölf 
lateinamerikanischen Ländern unterstreicht die aussergewöhnlich hohe Volatilität in Brasilien 
(Tabelle 3.6). Brasilien ist auch die einzige Ausnahme des Musters, dass die wohlhabenderen 
Länder der Region, zu denen Brasilien eigentlich gehört, weniger volatile Parteiensysteme haben 
als die ärmeren – Bolivien, Ecuador und Peru – die mit Brasilien am Ende der Skala mit der 
höchsten Volatilität liegen und auch viel weniger Erfahrung mit Demokratie haben.  
Innerhalb von Lateinamerika sind die Kontraste enorm. In Uruguay betrug die Volatilität 
zwischen der letzten Parlamentswahl vor dem Militärputsch und der ersten nach der Redemokra-
tisierung gerade einmal 5,5% (Mainwaring 1998: 529).19 Vergleicht man die lateinamerikani-
schen Zahlen mit Wahlen für die unteren Parlamentskammern in Europa, stellt man fest, dass 
Uruguay und Kolumbien eine Volatilität aufweisen, die niedriger liegt als diejenige in Frankreich 
und Deutschland im Zeitraum von 1885 bis 1985, wo sie mit 15,2% und 11,54% unter den 
europäischen Ländern am höchsten lag (Bartolini, Mair 1990: 73). In den übrigen Ländern 
Lateinamerikas lag sie hingegen meist weit über diesen Werten.  
In Brasilien kann die hohe Volatilität zwischen 1982 und 1986 mit dem Niedergang der PDS 
als Nachfolgepartei der ARENA erklärt werden, deren Delegation im Unterhaus von 49,1% auf 
6,6% der Sitze zusammenschmolz. Die ehemalige Oppositionspartei zum Militärregime, die 
PMDB, erreichte 1986 mit 53,6% eine Mehrheit im Parlament, um in der nächsten Wahl auf 
21,5% der Sitze zurückzufallen. Der dramatische Verlust von zwei Parteien, die einmal dominant 
waren, kann noch mit der Transition zur Demokratie und den enormen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten dieser Periode erklärt werden. Allerdings haben sich die Parteipräferenzen 
                                                
19 Allerdings zeichnen sich die Parteien in Uruguay durch eine enorme interne Faktionalisierung aus; Beobachter 
haben deshalb schon argumentiert, es handle sich nur an der Oberfläche um ein Zwei- oder Drei-Parteien-System 
(González 1995). 
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seither nur wenig gefestigt. Die Volatilität in Brasilien ist deshalb für Mainwaring »ein Rätsel«, 
und »far from fully explained by the transition from authoritarian rule to democracy« 
(Mainwaring 1998: 535). 
 
Tabelle 3.6: Volatilität der Wählerstimmen für die untere Parlamentskammer im 
lateinamerikanischen Vergleich 
 
Land Zeitraum Wahlperioden Durchschnittliche Volatilität 
 
Uruguay 1971-1994 3 10,4% 
Kolumbien 1970-1994 6 13,2% 
Mexiko 1982-1994 4 17,5% 
Costa Rica 1970-1994 6 20,1% 
Paraguay 1983-1993 3 20,3% 
Venezuela 1973-1993 4 22,9% 
Chile 1973-1993 2 23,1% 
Argentinien 1973-1995 7 24,3% 
Bolivien 1979-1993 4 35,7% 
Brasilien 1982-1994 4 38,1% 
Ecuador 1979-1996 4 40,3% 
Peru 1980-1995 3 61,9% 
 
Quelle: Mainwaring 1998: 536. 
 
 
Parteiidentifikation der Bürgerinnen und Bürger 
 
Um zu beurteilen, wie stark die Parteien in der Gesellschaft verwurzelt sind (das zweite Krite-
rium oben), ist die Zahl derjenigen, die angeben, eine Parteiidentifikation zu haben, aufschluss-
reich. Für 10 Länder finden sich im Latinobarometer Daten, die einen Vergleich zulassen 
(Tabelle 3.7).20 Diese Daten sind vermutlich nicht für die Gesamtbevölkerung repräsentativ, da 
sie nur im urbanen Kontext erhoben wurden und einige Indikatoren darauf hindeuten, dass die 
Auswahl sozio-ökonomisch zugunsten einkommensstärkerer Bevölkerungsschichten verzerrt ist. 
Gerade hier würden wir jedoch eine höhere Parteiidentifikation als in der Gesamtbevölkerung 
vermuten. Vorausgesetzt, die Daten wurden in den übrigen Ländern ebenso erhoben, dann 
dürften die Resultate zumindest über die Länder hinweg vergleichbar sein. 
                                                
20 Die entsprechenden Daten wurden in den Latinobarometern 1995 und 1996 erhoben. Im Latinobarometer 1998 
fehlt dagegen das Item. 
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Die Zahl derer, die mit einer Partei sympathisieren, ist in Lateinamerika insgesamt niedrig, 
aber Brasilien liegt abermals am Ende der Skala mit einem der niedrigsten Bevölkerungsanteile, 
die sich einer politischen Partei nahe fühlen. Diese Ergebnisse sind über die Volatilität hinaus 
interessant, weil sich zwar Ähnlichkeiten, aber auch bedeutende Unterschiede in der Rang-
ordnung der Länder bezüglich der Volatilität und in dem Bevölkerungsanteil zeigen, der sich 
einer Partei nahe fühlt. So ist die Parteiidentifikation in Ecuador angesichts der hohen Volatilität 
erstaunlich. Für Brasilien bestätigt der niedrige Anteil der Bevölkerung, die sich einer Partei nahe 
fühlen, dass die Parteien kaum in der Gesellschaft verankert sind. Im Gegensatz zu dem 
beobachteten Trend bezüglich der Volatilität ist hier die Parteiidentifikation in den wirtschaftlich 
entwickelteren Ländern nicht stärker. Neben Brasilien, das schon bei der Volatilität eine Aus-
nahme bildete, fallen in dieser Hinsicht sowohl Ecuador, als auch Venezuela, Argentinien und 
Chile aus der Reihe.21 
 
 
Tabelle 3.7: Parteiidentifikation in 10 lateinamerikanischen Ländern (in Prozent)  
 
Antworten auf die Frage: »Was Parteien angeht, fühlen Sie sich... sehr nah, relativ nah, nur als Sympathisant oder 
keiner Partei nah?«a  
 keine Antwort/ (1) (2) (3) (4) (5) 
Land weiss nicht sehr nah relativ nah  nur Sympathisant  1+2+3 keiner Partei nah  
 
Uruguay 1,6 6,3 17,1 44,3 67,7 30,8 
Ecuador 3,9 4,2 6,8 47,4 58,4 37,8 
Mexiko 6,4 2,9 5,3 39,8 48 45,6 
Bolivien 1,1 3,1 4,1 45,6 52,8 46,1 
Kolumbien 2,9 4,3 6,3 26,7 37,3 59,9 
Peru 5,1 1,8 2,1 30,1 34 60,9 
Venezuela 5,1 4,0 4,7 23,7 32,4 62,6 
Brasilien 1,7 3,7 4,2 27,4 35,3 63,1 
Argentinien 2,5 3,5 8,2 22,5 34,2 63,3 
Chile 1,3 1,1 6,3 26,8 34,2 64,5 
 
Durchschnitt 3,2 3,5 6,5 33,4 43,4 53,5 
 
Quelle: Latinobarometer 1996.  
a Eigene Übersetzung der englischen Version des Fragebogens 
                                                
21 Das Bruttosozialprodukt dieser Länder betrug 1996 in Kaufkraftparitäten: Chile 11’700US$, Argentinien 9’530 
US$, Venezuela 8’100 US$, Uruguay 7’760US$, Brasilien 6’340US$, Ecuador 4’730 US$, Peru 4’410 US$, 
Bolivien 2’860US$ (Fischer Weltalmanach, CD-Rom-Ausgabe 1999). 
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Nach Umfragedaten ist die Fragmentierung des Parteiensystems mit einem Schrumpfen des 
Anteils derjenigen Wähler einhergegangen, die einen Kandidaten auf der Basis seiner Parteizu-
gehörigkeit wählen. Waren dies 1982 noch 43% der Befragten, sank ihr Anteil bis 1986 auf 24% 
und bis 1988 weiter auf 18% (Mainwaring 1999: 112). In einer Meinungsumfrage von 1994 
erklärten 67% der Befragten, sie würden einen Kandidaten unabhängig von der Partei wählen, der 
er angehört, während 24% sagten, sie versuchten, jeweils Kandidaten derselben Partei zu wählen. 
9% gaben keine Antwort (ebd.).  
Coppedge (1998a) klassifiziert die Parteiensysteme von 12 untersuchten lateinameri-
kanischen Ländern danach, wie personalistisch oder ideologisch sie sind. Er kommt dabei zu dem 
ihn selbst überraschenden Schluss, dass der Personalismus in Brasilien erstaunlich schwach ist, 
was bedeutet, dass Parteien, die ausschliesslich personenbezogen sind, weniger als 10% der 
Wählerstimmen erreichen. Allerdings werden hier nur diejenigen Parteien als personalistisch 
klassifiziert, die sich nicht im Links-Rechts-Spektrum und auch nicht nach dem Gegensatz von 
religiös und säkular einordnen lassen (1998: 553). Wir stehen also wieder vor der Frage, 
inwieweit auch die Wähler die ideologische Position der Parteien einschätzen können. 
Selbst wenn die Parteien eine ideologische Position vertreten, ist dies für Politiker 
offensichtlich nicht der Fall. Eine Vielzahl von Politikern wechselt in Brasilien regelmässig die 
Partei, primär, um an Ressourcen zu gelangen, die für Patronage und Klientelismus entscheidend 
sind. Von den 559 Abgeordneten, die 1986 gewählt wurden, wechselten 197 während der 
Legislaturperiode bis 1990 die Partei. So verlor die PMDB 152 von ihren 305 Repräsentanten, 40 
davon allerdings als Folge der Abspaltung der PSDB (Mainwaring 1995: 377). Zwischen 1991 
und 1994 wechselten wieder 260 von 503 Abgeordneten die Partei. In 18% der 260 Fälle, in 
denen Politiker die Partei wechselten, gehörte die neue Partei nicht zur gleichen ideologischen 
Familie und lag auch nicht unmittelbar links oder rechts von ihr (Mainwaring 1999: 145, Samuels 
1999: 508). 
Da Politiker häufig die Partei wechseln, schliesst die hohe Volatilität der Parteipräferenzen 
nicht aus, dass sich die Wähler loyal gegenüber bestimmten Persönlichkeiten verhalten. Dies 
könnte im Gegenteil mit ein Grund für die scheinbare Volatilität sein. Eine Analyse der 
Wahlkampfstrategien (Ames 1995) legt den Schluss nahe, dass dort, wo Patronage und 
Klientelismus wichtig sind, rationale Anreize bestehen, Amtsinhaber wieder zu wählen. Die 
verschiedenen Kampagnenstrategien, die unter Brasiliens Wahlsystem möglich sind, werden im 
sechsten Kapitel aufgegriffen. 
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3.2.4 Der fehlende Bezug des Parteiensystems zur Sozialstruktur 
 
Volatilität und Parteiidentifikation in Brasilien belegen, dass das Parteiensystem schwach institu-
tionalisiert ist und dass Parteien keine grosse Rolle spielen im politischen Bewusstsein der 
Bürgerinnen und Bürger. Dix (1992) kommt zum Schluss, dass die brasilianischen Parteien heute 
tendentiell weniger stark institutionalisiert sind als in der vorangehenden demokratischen Periode 
zwischen 1945 bis 1964, was sich mit der Analyse von Mainwaring (1999) deckt. Die Volatilität 
in den Wahlresultaten offenbart ausserdem schwache Bindungen zwischen sozialen Gruppen und 
den Parteien. 
Da in den Latinobarometern 1995, 1996 und 1998 keine Angaben über das Einkommen 
erhoben wurden, ist es nicht möglich, anhand dieser Daten den Zusammenhang von Einkommen 
und Parteipräferenz zu ermitteln. Die Beschäftigungskategorien sind ebenfalls nicht eindeutig. 
Mittels brasilianischer Meinungsumfragen sind jedoch demographische und sozio-ökonomische 
Faktoren der Wahlpräferenzenbildung systematisch untersucht worden. Wie von Mettenheim 
(1995: 134) festhält, offenbaren Determinanten wie Klasse, Geschlecht, Rasse und Stadt-Land-
Gegensatz dabei meist kein konsistentes nationales Muster. 
Zwei neuere Analysen von Mainwaring (1999: 42-46) belegen, dass es keinen klaren Zusam-
menhang zwischen Variablen der Sozialstruktur und den Wahlpräferenzen der BürgerInnen gibt. 
In den Wahlabsichten für die Präsidentschaftswahl von 1994 bestimmen weder Einkommen, 
noch Bildung oder die Grösse der Gemeinde der Befragten die Wahlabsicht in bedeutendem 
Ausmass.22 Dabei vertraten die beiden Favoriten, Fernando Henrique Cardoso und Luis Inácio 
Lula da Silva, deutlich unterschiedliche ideologische Positionen.23 Lula als Kandidat der Arbei-
terpartei (PT) schnitt bei den höher gebildeten und in grösseren Gemeinden leicht besser ab. 
Eine Umfrage nach der ersten Runde der 1989er Präsidentschaftswahl offenbarte einen 
Zusammenhang, wenn auch einen überraschenden: Collor de Mello schnitt als konservativer 
Kandidat in der untersten Einkommenskategorie mit 49% am besten ab, während Lula als sozia-
listischer Kandidat in dieser Kategorie lediglich 16,5%, in der höchsten Einkommenskategorie 
hingegen 20% erhielt. In der höchsten Einkommenskategorie schnitt er damit von allen sechs 
Kandidaten am besten ab (Collor 13,3%). Zwei weitere Kandidaten mit unterschiedlichen 
                                                
22 Der Zusammenhang zwischen Einkommen und Präferenz für einen der beiden stärksten Kandidaten ist statistisch 
trotz des grossen Samples von über 10’000 Befragten im chi-Quadrat-Test nicht auf dem 0.1 Level signifikant. 
23 Daten zu den anderen Kandidaten fehlen. Cardoso und Lula erhielten zusammen 81,3% der Stimmen im ersten 
Wahlgang. An dritter Stelle kam der Kandidat der Rechts-aussen-Partei PRONA mit 7,4% der Stimmen. 
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ideologischen Positionen wurden von genau derselben sozialen Basis präferiert (Mainwaring 
1999: 104). 
Während in Brasilien keine bedeutenden sprachlichen, kulturellen oder religiösen Spaltungen 
bestehen, ist es angesichts der starken sozialen Ungleichheit erstaunlich, dass sich keine stärkeren 
Verbindungen zwischen Parteien und sozio-ökonomisch definierten Gruppen herausgebildet 
haben. Die Erfahrung der Demokratie hat bisher auch nicht zu einer Reduzierung der Ungleich-
heit geführt (siehe Tabelle 4.2). Wichtige Ursachen für den fehlenden Zusammenhang zwischen 
der brasilianischen Sozialstruktur und dem Parteiensystem sind in den historischen Entwick-
lungssequenzen der Staatskonsolidierung, der Parteienformierung und der Ausdehnung der politi-
schen Beteiligungsrechte zu suchen. Obwohl Brasilien längst ein Modernisierungsniveau erreicht 
hat, dass eine Organisation entlang sozio-ökonomischer Interessen wahrscheinlich machen 
würde, hemmen der Charakter der Sozialstruktur selber, sowie traditionelle Vermittlungsmuster 
zwischen Staat und Gesellschaft das Klassenbewusstsein und die gesellschaftliche 
Selbstorganisation. Diese strukturellen Ursachen werden in den nächsten beiden Kapiteln unter-
sucht. Darüber hinaus werde ich im sechsten Kapitel der Frage nachgehen, inwiefern institutio-




4. Historisch-strukturelle Ursachen für den fehlenden Bezug 
des Parteiensystems zur gesellschaftlichen Struktur 
 
4.1 Theoretische Grundlage: Die Umsetzung der Sozialstruktur in Cleavages 
 
Weshalb haben lateinamerikanische Länder wie Chile und Uruguay stabile Parteiensysteme, die 
Ähnlichkeiten mit denjenigen Europas aufweisen, während in Brasilien universalistische Parteien 
bis auf wenige, elektoral nicht dominierende Ausnahmen fehlen? Der Cleavage-Ansatz, der auf 
Lipset und Rokkans (1967b) Untersuchung der Herausbildung der europäischen Parteiensysteme 
zurückgeht, versucht zu erklären, wie sich gesellschaftliche Strukturen in politischen Spaltungsli-
nien oder Cleavages niederschlagen. Trotz einer unterdessen substantiellen Literatur über politi-
sche Parteien ausserhalb der hochentwickelten Demokratien haben nur wenige Studien eine 
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Cleavage-Perspektive angewandt (Randall 2001: 238).24 Eine strukturelle Perspektive ist jedoch 
notwendig, weil sich die Unterschiede in Lateinamerika nicht durch Variablen wie etwa den 
Modernisierungsgrad erklären lassen. Dies haben einerseits die Vergleiche im letzten Kapitel 
gezeigt, andererseits wird dies darin deutlich, dass die einzelnen lateinamerikanischen Parteien-
systeme Kontinuitäten aufweisen, die unabhängig vom Entwicklungsstand sind. 
Im Verständnis des Begriffes Cleavage folge ich hier dem Ansatz von Bartolini und Mair 
(1990). Sie behalten den Begriff Cleavage solchen gesellschaftlichen Gegensätzen vor, die 
tatsächlich politisiert worden sind. Diese Definition hat den Vorteil, dass Unterscheidungen wie 
diejenige zwischen sozialen und politischen Cleavages entfallen. Ein Cleavage umfasst nach 
Bartolini und Mair (1990: 213-220) drei Elemente: (1) Ein empirisches Element, das sich auf die 
tatsächliche Sozialstruktur bezieht; (2) ein Element der kollektiven Identität der betroffenen 
sozialen Gruppe, die aus ihrer Position in der Sozialstruktur erwächst; und (3) eine Manifestie-
rung dieses Gegensatzes durch Organisation oder kollektives Verhalten der Beteiligten. Ein 
gesellschaftlicher Gegensatz muss diese drei Elemente umfassen, um zu einem Cleavage zu 
werden. 
Daran schliesst sich die Transition der Cleavage-Strukturen in Parteiensysteme an, die nach 
Lipset und Rokkan (1990 [1967]: 112-119) von vier Hürden in der Inkorporation neuer Bewe-
gungen und kollektiver politischer Akteure in das politische System abhängig ist. Diese können 
als Barrieren oder Schwellen formuliert werden: (1) Die Schwelle der Legitimation benennt dabei 
die Akzeptanz einer neuen sozialen Gruppe als legitimer Akteur und ist von der Tradition der 
Entscheidungsfindung in einem politischen System abhängig. (2) Das Ausmass, zu dem die 
Mitglieder der sozialen Gruppe oder Bewegung über das Wahlrecht verfügen, macht die 
Schwelle der Inkorporierung aus. (3) Die Schwelle der Repräsentation drückt aus, welche 
Strategien eine Gruppe anwenden muss, um Zugang zu repräsentativen Organen zu erlangen, ob 
sie mit anderen Bewegungen kooperieren muss oder alleine dazu in der Lage ist. Diese Dimen-
sion ist stark durch das Wahlsystem determiniert. (4) Die letzte Schwelle ist der Spielraum für 
Mehrheitsentscheidungen, der ausdrückt, inwiefern ein numerisches Übergewicht an den Urnen 
einer Bewegung die Möglichkeit eröffnet, ihre Vorstellungen zu verwirklichen. 
Cleavages, die sich einmal herausgebildet haben und durch das politische System verarbeitet 
worden sind, erweisen sich oft als beständiger als ihre soziale Basis. Damit tragen Cleavages 
selber zur Stabilität bei, weil sie den Individuen bereits existierende Alternativen für ihre soziale 
                                                
24 Randall zählt folgende Aufsätze zu Lateinamerika als Ausnahmen auf: Cammack (1994), Dix (1989) und Scullys 
(1995) Studie über Chile. Dem ist noch Coppedges (1998b) Aufsatz hinzuzufügen. 
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Identität und politische Integration bieten (Bartolini, Mair 1990: 218f.). Die historische Heraus-
bildung von Cleavages ist deshalb noch heute relevant, auch wenn sich die Gesellschaftsstruktur 
verändert haben sollte. Die These, die diesem Kapitel zugrunde liegt, ist einfach: Auch wenn sich 
die gesellschaftlichen Gegensätze verändern, bleibt doch ein grundsätzlicher Unterschied beste-
hen zwischen Parteiensystemen, die von Cleavages geprägt worden sind und solchen, bei denen 
dies nicht der Fall ist. Der Gegensatz ergibt sich daraus, dass im ersten Fall feste Bindungen 
zwischen sozialen Gruppen und Parteien bestehen. Zum einen können bestehende Parteien ihre 
Positionen deshalb nicht unabhängig von ihrer sozialen Basis verändern. Zum anderen werden 
sich neue Parteien nur dann etablieren können, wenn sie ebenfalls versuchen, bestimmte soziale 
Gruppen anzusprechen. 
In einem schwach institutionalisierten Parteiensystem, in dem die Parteien nicht in der 
Gesellschaft verwurzelt sind und keinen Bezug zur Sozialstruktur haben, wie im brasilianischen 
Fall, müssen neue Parteien nicht bestimmte Gruppen ansprechen, um erfolgreich zu sein. Dies 
schliesst jedoch nicht aus, dass sie dies dennoch tun, wie die Arbeiterpartei (PT) in Brasilien 
zeigt. Es ist längerfristig vorstellbar, dass dies die anderen Parteien unter Zugzwang setzt, eben-
falls Verbindungen zu bestimmten sozialen Gruppen zu schmieden. Dies hätte dann eine Institu-
tionalisierung des Parteiensystems zur Folge. 
Empirisch betrachtet besteht in den lateinamerikanischen Ländern ein Zusammenhang 
zwischen dem Vorhandensein von historischen Cleavages und der Institutionalisierung der 
Parteiensysteme. So stellt Coppedge (1998b) fest, dass in den volatilen Parteiensystemen in 
Brasilien, Peru, Bolivien und Ecuador keine Cleavages auszumachen sind. Bei denjenigen 
Ländern, die sich nach den im letzten Kapitel diskutierten Kriterien durch (relativ) institutionali-
sierte Parteiensysteme auszeichenen, lassen sich hingegen historische Cleavages identifizieren. 
Dies ist in Uruguay, Kolumbien, Chile, Costa Rica, Argentinien, Venezuela25 und Mexico der 
Fall. 
Weshalb hat sich in Brasilien kein Parteiensystem nach dem Cleavage-Modell herausgebil-
det? Da die historische Entwicklung Lateinamerikas ganz entscheidende Unterschiede zu Europa 
und Nordamerika aufweist, müssen zur Beantwortung dieser Fragen Faktoren hinzugezogen 
werden, die über diejenigen hinausgehen, die Lipset und Rokkan (1967b) thematisiert haben. 
Zudem sind einige europäische Cleavages in Lateinamerika niemals relevant gewesen. Auf jeder 
                                                
25 Hinsichtlich Venezuela ist aufgrund aktueller Tendenzen in Richtung dessen, was O’Donnell (1994) als »delega-
tive Demokratie« bezeichnet hat, Vorsicht geboten. Anfang der 90er Jahre haben Reformen die Rolle der Parteien 
geschwächt, da deren Rolle als zu dominant erschien – wobei die Parteien möglicherweise stärker geschwächt 
worden sind, als beabsichtigt worden war (dazu Kornblith und Levine 1995). 
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der drei von Bartolini und Mair (1990) betonten Ebenen können Faktoren verhindern, dass sich 
Cleavages herausbilden. Dies ist für die Analyse des brasilianischen Falles entscheidend, da es 
im Folgenden darum gehen muss, weshalb sich die gesellschaftliche Struktur nicht im Parteien-
system widerspiegelt, und nicht darum, wie sie sich niedergeschlagen hat. Demzufolge liegt 
meine Betonung eher auf den Bedingungen für die Herausbildung von Cleavages als auf deren 
Umsetzung im Parteiensystem, wie sie Lipset und Rokkan mittels der vier »Schwellen« für 
Europa untersucht haben. Dies hängt aber auch damit zusammen, dass die Hürden zur politischen 
Partizipation in Brasilien viel weniger relevant waren. Die historische Entwicklungssequenz in 
Brasilien unterscheidet sich vielleicht am grundlegendsten darin von der europäischen, dass die 
kampflose Gewährung des Wahlrechts an grosse Bevölkerungsteile im Jahre 1945 die Hürden zur 
politischen Partizipation zu einem Zeitpunkt senkte, als keine signifikanten politischen 
Bewegungen existierten. 
Im Zuge dieser Argumentation werde ich auch jeweils andeuten, an welchen Punkten in den 
übrigen Ländern Lateinamerikas die Entwicklung anders verlaufen ist, damit klar wird, inwiefern 
bestimmte strukturelle und historische Entwicklungen für die Unterschiede in den Parteien-
systemen verantwortlich sind. Da ich mich dabei darauf beschränken muss, die Entwicklung in 
groben Zügen darzustellen, ziehe ich für den Vergleich meist die Systeme heran, die sich am 
stärksten von Brasilien unterscheiden. Die Unterschiede zwischen Ländern, deren historische 
Voraussetzungen ähnlicher waren, würden hingegen einer umfangreicheren Darstellung 
bedürfen. 
Dieses Kapitel ist wie folgt gegliedert. Im nächsten Teil geht es um die Art der politischen 
Ordnung, bevor die politischen Beteiligungsrechte auf breitere Bevölkerungsschichten ausge-
dehnt wurden. Lipset und Rokkan (1990 [1967]: 112f.) subsummieren die Tradition der politi-
schen Entscheidungsfindung in einem politischen System unter der ersten Schwelle, derjenigen 
der Legitimation. Die vordemokratische Ordnung erweist sich im lateinamerikanischen Vergleich 
als höchst relevant für die späteren Parteiensysteme. 
Im folgenden Abschnitt thematisiere ich Zeitpunkt und Ausmass der ersten Ausdehung der 
Beteiligung und den sich daraus ergebenden Typ der politischen Parteien – also die Schwelle der 
Inkorporierung. Auf Brasilien bezogen wird auch die Vermittlungsfunktion untersucht, die die 
Parteien zwischen Staat und Gesellschaft zu diesem Zeitpunkt gespielt haben. Diese Phase endete 
mit dem Militärputsch von 1964. 
Bevor im fünften Kapitel die Faktoren untersucht werden können, die die Parteipräferenzen 
seit der Redemokratisierung in den 80er Jahren beeinflusst haben, ist es entscheidend, die Gesell-
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schaftsstruktur und die Rolle des Staates zu analysieren, die das wirtschaftliche Entwicklungsmo-
dell des Militärregimes zwischen Ende der 60er und in den 70er Jahren hervorgebracht haben. 
Trotz dieses Wandels werden auch in diesem Teil – ähnlich wie schon im historischen – 
deutliche Kontinuitäten in der Rolle der Parteien in Brasilien sichtbar werden. 
 
 
4.2 Die politische Ordnung vor der Ausdehnung der Beteiligung 
 
4.2.1 Auswirkungen auf die Herausbildung institutionalisierter Parteiensysteme 
 
Im Studium der Bedingungen für die Demokratisierung hat eine Reihe von Autoren die Bedeu-
tung der politischen Ordnung vor der Ausdehnung der Beteiligung betont (Dahl 1971, Moore 
1969). Der erfolgversprechendste Pfad der Demokratisierung ist nach Robert Dahl (1971: 33-47), 
wenn Freiheitsrechte oder das Recht zur Opposition den Beteiligungsrechten vorausgehen. Haben 
sich innerhalb der Elite, auf die die politische Konkurrenz vor der Ausdehnung der Beteiligung 
beschränkt war, bereits liberale Konfliktlösungsmechanismen herausgebildet – also eine liberale 
oder kompetitive gegenüber einer geschlossenen Oligarchie – ist die Ausdehnung der Beteiligung 
historisch erfolgreicher verlaufen, als wenn dies nicht der Fall war. 
Wie in der Darstellung von Brasiliens politischer Geschichte gezeigt worden ist, bestand im 
Kaiserreich zwischen 1822-1889 ein institutioneller Rahmen, in dem politischer Wettbewerb auf 
Elitenebene mittels zwei Parteien ausgetragen wurde, wobei allerdings der Kaiser über weitrei-
chende Vollmachten verfügte, in diesem Prozess moderierend einzugreifen. Der damalige 
Cleavage zwischen Konservativen und Liberalen war fast allen lateinamerikanischen Ländern 
gemeinsam (Dix 1989: 24). Er spiegelt sich gemäss Coppedge (1998b: 171) heute nur noch in 
den Parteiensystemen von Kolumbien und Uruguay wider – nach Dix (1989: 24-26) auch in 
denjenigen von Honduras und Paraguay. 
Um zu erklären, weshalb dies so ist, wendet Coppedge (1998b) die Sequenz von Liberalisie-
rung und Partizipation auf die Entwicklung von Parteiensystemen an. Die erste seiner zwei Erklä-
rungsvariablen für die Herausbildung von institutionalisierten Parteiensystemen26 in Lateiname-
rika lautet, ob zum Zeitpunkt der Gründung von Massenparteien davon ausgegangen werden 
konnte, dass Parteien eine wichtige Rolle im Regieren des Landes spielen würden oder nicht 
                                                
26 Coppedges Unterscheidung zwischen institutionalisierten und nicht institutionalisierten Parteiensystemen ist 
nicht kontinuierlich wie die im letzten Kapitel verwendete, sondern dichotom: entweder es gibt ein Parteiensys-
tem oder nicht (wie in Brasilien). Die Kriterien selbst ähneln jedoch den im vorherigen Kapitel verwendeten. 
46 
(Coppedge 1998b: 174).27 In Chile, Costa Rica, Kolumbien und Uruguay war dies der Fall, weil 
sich – bereits vor der Ausdehnung des Wahlrechts – im Zuge der Konfliktlösung innerhalb der 
Eliten »embryonale« Parteien herausgebildet hatten (siehe Rueschemeyer u.a. 1992: 156, 186-
195). In der Folge entwickelte sich bereits vor der Ausdehnung der Beteiligung ein begrenzter 
(Kolumbien und Uruguay) oder ein offener Pluralismus (Chile und Costa Rica). Vor diesem 
Hintergrund bestanden Anreize für Politiker, Parteien zu gründen, die bestrebt waren, Loyalitäten 
in der Bevölkerung aufzubauen, die anschliessend über die Generationen reproduziert wurden. 
Diese frühe historische Entwicklung scheint insofern relevant, als diese Länder gemäss der 
Klassifizierung von Mainwaring und Scully (1995b: 17) noch heute diejenigen sind, deren 
Parteiensysteme eindeutig als institutionalisiert gelten können.28 
Welche Gründe lassen sich hierfür finden? Eine Erklärung zielt auf die pluralistischen Werte 
und Gepflogenheiten innerhalb der Elite ab, die sich daraus ergeben, dass das Recht auf Opposi-
tion bereits vor der Demokratisierung anerkannt war. Hierin liegt die Parallele zur Dahlschen 
Sequenz. Zum anderen strukturierten in Ländern mit kompetitiven Oligarchien die alten Cleava-
ges die Präferenzen der neuen Wahlberechtigten, entsprechend der im letzten Abschnitt vorge-
brachten Theorie. In Uruguay und Kolumbien »fror« der vordemokratische Cleavage fest 
(gemäss Lipset und Rokkans Metapher), während in Costa Rica und Chile die alten Cleavages 
durch neue ergänzt wurden, wie wir später noch sehen werden. Neue politische Akteure konnten 
dadurch besser in das System integriert werden als in den nicht-pluralistischen Oligarchien. 
Ein zweiter entscheidender Punkt ist jedoch, ob die vordemokratischen Eliten auf eine parla-
mentarische Strategie verpflichtet werden konnten. Wenn dies der Fall ist, ist zu erwarten, dass 
ihre Parteien einen strukturierenden Effekt auf die neuen Parteiensysteme haben. Auch Lipset 
und Rokkan (1967b) betonen diesen Punkt – im europäischen Fall mit Bezug auf die Mobilisie-
rung der Arbeiter in der letzten Phase der Ausweitung der Beteiligungsrechte:  
 
                                                
27 Die folgende Argumentation stützt sich neben den genannten Quellen auf folgende Länderstudien: González 
(1995) zu Uruguay, Scully (1995) zu Chile, McGuire (1995) zu Argentinien, sowie Kornblith und Levine (1995) 
zu Venezuela. 
28 Während ich auf Venezuela später noch zu sprechen komme, gehe ich auf Argentinien und Mexiko nicht näher 
ein, da die Entwicklung dort widersprüchlicher verlief und ihre Darstellung deshalb zu viel Raum in Anspruch 
nehmen würde (siehe McGuire 1995, Coppedge 1998b). Nach Mainwaring und Scullys Index (1995b: 17, 19f.) 
ist Argentinien auch der am wenigsten klare Fall eines institutionalisierten Parteiensystems, während Mexiko 
nicht in diese Kategorie fällt. Die Fälle zwischen den positiven und den negativen Extremen unterstreichen 
deshalb den Nutzen eines Verständnisses von Institutionalisierung als kontinuierliche Variable. Daneben argu-
mentiert Coppedge (1998b: 174), die spezifische Entwicklung dieser Länder habe ihren Parteiensystemen ihren 
Stempel in Richtung einer Tendenz zur Hegemonie einzelner Parteien aufgedrückt. 
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»It is difficult to see any significant exceptions to the rule that the parties which were 
able to establish mass organizations and entrench themselves in the local government 
structures before the final drive towards maximum mobilization have proved the 
most viable. [...] Where the challenge of the emerging working-class parties had been 
met by concerted efforts of countermobilization through nationwide mass organizati-
ons on the liberal and the conservative fronts, the leeway for new party formation 
was particularly small [...]. Correspondingly the „post-democratic“ party systems 
proved markedly more fragile and open to newcomers in the countries where the 
priviledged strata had relied on their local power resources rather than on nationwide 
mass organizations in their efforts of mobilization« (1990 [1967]: 135). 
 
Dies unterscheidet England mit einer konservativen Massenpartei von Frankreich und auch von 
Deutschland, wo eine Asymmetrie bestand zwischen starken Massenorganisationen auf der 
Linken und einer Fragmentierung auf der Rechten und das System unstabil machte (Lipset, 
Rokkan 1990 [1967]: 135f.). 
Gibson (1996) stellt in Lateinamerika einen historisch positiven Zusammenhang zwischen 
dem Vorhandensein von nationalen »konservativen Parteien«,29 die durch Kompromisse versucht 
haben, Teile der Bevölkerung um die Interessen der Oberschichten zu sammeln, und starken 
Parteiensystemen fest, die wiederum für die demokratische Stabilität entscheidend sind.30 Die 
erfolgreichen Fälle sind in Gibsons Studie die vier Länder, in denen vor der Ära der Massenpo-
litik nationale kompetitive konservative Parteien bestanden – Chile, Kolumbien, Costa Rica und 
Uruguay. Hier betrug das Verhältnis zwischen Jahren unter demokratischer Herrschaft und 
Jahren unter autoritärer Herrschaft bis heute 8,6. In den übrigen elf Ländern – darunter Brasilien, 
Argentinien, Venezuela, Peru und Ecuador – betrug es lediglich 0,7 (Gibson 1996: 26). 
In vier Ländern bildeten sich hingegen weder unmittelbar nach der Ausdehnung der Beteili-
gungsrechte, noch zu einem späteren Zeitpunkt institutionalisierte Parteiensysteme heraus. In 
Peru und Ecuador wurde keine stabile vordemokratische Ordnung erreicht und in Bolivien wurde 
sie nach einer vielversprechenden Entwicklung in einem 1932 beginnenden Krieg zerstört. In 
Brasilien wurden in Coppedges Einschätzung hingegen potentiell vorteilhafte Voraussetzungen 
                                                
29 Gibson liefert eine Definition, die das unscharfe Phänomen des Konservatismus über Länder hinweg vergleichbar 
macht, weil sie sich nicht auf eine spezifische Ideologie abstützt, die von konservativen Parteien vertreten wird: 
»Stated as a minimal definition, conservative parties are parties that draw their core constituencies from the 
upper strata of society. ... [The core constituencies’] importance lies not necessarily in the number of votes they 
represent, but in their influence on the party’s agenda and capacities for political action. [...] We can thus 
conceive of conservative parties as vehicles for linking the upper social strata to other social sectors in a common 
political project« (1996: 9, 11, Hervorhebung im Original). 
30 Cammack (1994: 177-182) entwickelt diesen Punkt theoretisch. 
48 
durch die Vargas-Diktatur zerstört (Coppedge 1998b: 194-197, 200f.). In diesen vier Ländern 
ging damit der alte Cleavage zwischen Liberalen und Konservativen verloren. Im Folgenden gehe 
ich auf den Fall Brasiliens, verglichen mit den Ländern, wo die Ausgangslage ähnlich war, ein. 
Später komme ich auf die Frage zurück, welche Rolle in den übrigen Ländern die vordemokrati-
schen Cleavages spielten, als die politischen Beteiligungsrechte ausgeweitet wurden. 
 
 
4.2.2 Der brasilianische Fall 
 
Die Schwierigkeit in Coppedges (1998b) Unterscheidung zwischen den genannten beiden 
Ländergruppen ist, dass sich Brasilien recht grundlegend von Peru, Ecuador und Bolivien unter-
scheidet. Was die vordemokratische Ordnung in Brasilien angeht, setzt Coppedge (1998b: 197f.) 
bei der Alten Republik (1889-1930) an und stellt fest, dass sich trotz eines konsolidierten, aristo-
kratisch dominierten Systems, das einundvierzig Jahre lang überdauerte, kein stabiles Parteien-
system herausbildete. Er erklärt diesen Umstand damit, dass es während und direkt nach der 
Alten Republik nicht zu bedeutenden Wahlrechtserweiterungen gekommen ist, bis Vargas 
schliesslich den »Estado Novo« etablierte und politische Parteien bis 1945 ganz verbot. 
Das Kriterium ist nun plötzlich die Konsolidierung einer staatlichen Ordnung und nicht mehr 
die Rolle der Parteien. Coppedge weicht hier von seinem ursprünglichen Schema ab, weil sowohl 
in drei Ländern, in denen sich institutionalisierte Parteiensysteme herausgebildet haben – 
Venezuela, Mexiko und Argentinien – als auch in den vier Ländern, wo dies nicht der Fall war – 
Peru, Ecuador, Bolivien und Brasilien – die vordemokratische Ordnung nicht pluralistisch war. 
Bis auf Brasilien zeichnet sich die letztere Gruppe dadurch aus, dass es vor der Demokratisierung 
zu keiner Konsolidierung des Staates kam. Dies wird in Peru, Ecuador und Bolivien ein entschei-
dender Punkt sein,31 doch handelt es sich hier um eine zusätzliche Variable.  
Im brasilianischen Fall ist jedoch gerade die Rolle der Parteien in der vordemokratischen 
Ordnung zentral. Sicherlich hatte die Vargas-Diktatur höchst negative Auswirkungen auf die 
spätere Parteienentwicklung, doch hing dies kaum mit der Unterdrückung der bestehenden 
Parteien zusammen. Der entscheidende Punkt, an dem sich die brasilianische Entwicklung von 
dem ersten, vielversprechenden Pfad hin zu einem institutionalisierten Parteiensystem abgewen-
                                                
31 Die Konsolidierung der staatlichen Ordnung ist auch im Erklärungsmodell von Rueschemeyer u.a. (1992) eine 
der Voraussetzungen für Demokratie (siehe S. 159-163). 
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det hat, findet sich nicht am Ende der Alten Republik (1930) und im »Estado Novo«, sondern 
bereits am Ende des Kaiserreiches, 1889. 
Das politische System der Alten Republik war eine extrem dezentralisierte Föderation und 
stellte einen Sieg der regionalen Oligarchien über das Militär dar, das nach dem Putsch von 1889 
einen stärker zentralisierten Staat hatte etablieren wollen. In der »Politik der Gouverneure« der 
Alten Republik vertrat de facto eine einzige Partei einen jeden Bundesstaat, da die entscheidende 
Politikebene diejenige der Gouverneure war. Die Kompetenzen des Kongresses waren nicht so 
gross, als dass er ein Ort der Parteiformierung geworden wäre und parlamentarische Repräsenta-
tion diente fortan essentiell der Konsolidierung der Staatsgewalt über die Bundesstaaten hinweg, 
wie Lamounier (1990: 96f.) überzeugend argumentiert hat. Der alte Cleavage zwischen Konser-
vativen und Liberalen – ursprünglich Vertreter einer politischen Zentralisierung und jene einer 
Föderalisierung – verschwand schon früh, als erst ein Bruchteil der Bevölkerung wahlberechtigt 
war. Die Parteien als zentrale Akteure der Konfliktlösung innerhalb der Elite gingen zusammen 
mit dem Kaiserreich unter – weil keine bedeutenden nationalen Cleavages mehr bestanden. Die 
kurze Phase der stark restringierten Demokratie zwischen 1934 und 1937 vor Etablierung des 
Estado Novo hat nicht zur Herausbildung starker nationaler Parteien geführt. 
Das resultierende politische Muster, dass Konflikt vorwiegend eine Sache zwischen Bundes-
staaten ist und dass territoriale Repräsentation dazu dient, die Verteilung zentralstaatlicher 
Ressourcen zu regulieren, hat alle späteren brasilianischen Regime ausgezeichnet, auch das 
Militärregime zwischen 1965 und 1979 wie die »Neue Republik«. Es ist bezeichnend, dass das 
Ende der Alten Republik nach Lamounier (1990: 98) neben Unzufriedenheiten in der Mittel-
klasse und im Militär eine Manifestierung regionaler Cleavages darstellt, die das System nicht 
mehr verarbeiten konnte. 
Coppedges (1998b) Betonung der Institutionalisierung der alten Republik stellt ausserdem 
eine falsche Einschätzung der Stärke des Staates dar. Zum einen ist fraglich, ob in einem dermas-
sen dezentralisierten System tatsächlich von einer konsolidierten staatlichen Ordnung zu 
sprechen ist. Darüber hinaus fehlte es dem Staat an Autonomie gegenüber privaten Interessen. 
Gemäss Lamounier (1990) ist die Annahme verbreitet, Brasilien habe eine ausgebaute Bürokratie 
und einen konsolidierten Staat aus der Kolonialzeit übernommen, doch stellt dies eine Fehl-
einschätzung dar, wie er fortfährt: »[...] they overlook the fact that state structures never became 
entirely distinguished qua public authority. Symbiotic arrangements with private power (e.g., 
landed wealth) were part and parcel of a gradual extension of regulatory capabilities« (1990: 
105). Brasilien war keine Siedlungskolonie und die Zahl der Kolonisatoren klein, weshalb diese 
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weder eine starke zentrale Autorität, noch eine integrierte nationale Gemeinschaft hinterliessen. 
Bedingt auch durch die Grösse des Landes waren die landbesitzende Oberschicht somit relativ 
unabhängig von der zentralen Autorität. 
 
 
4.2.3 Nationale und industrielle Revolutionen 
 
Die schwache Integration der nationalen Gemeinschaft impliziert jedoch im lateinamerikanischen 
Fall keine kulturelle Heterogenität. Was Sprachen und Religionen angeht, sind entgegengesetzte 
Subkulturen bereits vor den nationalen Revolutionen – der Unabhängigkeit – transformiert, 
ausgelöscht oder unterdrückt worden (Chalmers 1977: 403). Was Brasilien betrifft, so unter-
streicht auch Lamounier (1990: 113f.) deutlich eine »kulturelle Uniformität«, die zurückreiche, 
solange heute lebende Generationen sich entsinnen könnten,32 doch ist er vorsichtiger bei der 
Frage, ob diese eine Folge des autoritären kolonialen oder monarchischen Staates gewesen ist. 
Tatsache ist, dass in Brasilien wie in ganz Lateinamerika zwei der Cleavages, die Lipset und 
Rokkan (1967b) in Europa ausgemacht haben, fehlen: derjenige zwischen Protestanten und 
Katholiken und derjenige zwischen nationaler und subnationaler Kultur (Coppedge 1998b: 172, 
Dix 1989: 24f.).  
Neben der frühen Unabhängigkeit – den nationalen Revolutionen – sind die ehemaligen 
Kolonien Lateinamerikas durch eine Einbindung in die Weltwirtschaft in einem frühen Stadium 
der industriellen Revolution gekennzeichnet. Die exportorientierte Entwicklungsstrategie basierte 
noch auf dem Agrarsektor und führte im Zeitraum von 1880 und 1930 zu einer Stärkung der 
landbesitzenden Oberschicht (Cammack 1994: 181). Brasilien gehörte mit Kolumbien und 
Ecuador zu den Ländern, deren Landwirtschaft arbeitsintensiv war (Kaffee und Zucker), was mit 
einer stark anti-demokratischen Einstellung der landbesitzenden Oberschicht korrelliert, da diese 
für die Bewirtschaftung ihrer Ländereien auf legale staatliche Zwangsmassnahmen angewiesen 
waren – dies betraf die Mobilität der Landarbeiter und die gewerkschaftliche Organisations-
freiheit (Rueschemeyer u.a. 1992: 174f., 178): »The greater the supply of cheap labor needed, the 
more important such restrictions imposed and enforced through state power were for the land-
lords. Consequently, the more labor intensive agriculture was, the greater the threat perception 
                                                
32 Auch offene Rassenkonflikte bestehen nach Lamounier nicht, wenngleich unterschiedliche Gründe für deren 
Abwesenheit verantwortlich gemacht werden: »Interpretations range from the belief in a genuinely „peacefull“ 
evolution to the notion that underprivileged minorities (especially blacks) lack collective identity and organiza-
tion as a consequence of white economical and political domination« (1990: 113). Dabei bestehe eine deutliche 
Korrelation zwischen Armut und Hautfarbe. 
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was on the part of the landowning elite of the potential loss of control over the state apparatus in 
the wake of an opening of the political system« (S. 165). 33 
Bezüglich der Rolle der Eliten in Brasilien ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass die 
nationale Unternehmerschicht stets relativ schwach gewesen ist. Eine bürgerliche Revolution hat 
es in Brasilien nie gegeben. Teile der urbanen Mittelschicht unterstützten zwar Vargas’ Revolu-
tion von 1930 im Streben nach liberalen Zielen, doch konnten sie dieses Ziel nicht verwirklichen. 
Ebensowenig war die Revolution von 1930 eine »Revolution von oben« im Sinne von Moore 
(1969), die die Macht der landbesitzenden Oberschicht zugunsten neuer, industrieller Interessen 
gebrochen hätte. Vargas verfolgte nach 1930 weiter eine Politik, die den Interessen der Agrarex-
port-Oligarchie entsprach – in der Tat hatten auch die Kaffeeproduzenten Vargas’ Revolution 
unterstützt (Skidmore 1967: 9-33, Hagopian 1996: 51). Es ist in der brasilianischen politischen 
Entwicklung selten zum Konflikt zwischen Agrar- und Industrieinteressen gekommen, weshalb 
die Grundlage für den in Europa typischen Cleavage zwischen Primär- und Sekundärsektor der 
Wirtschaft fehlte. Die Revolution von 1930 war somit eine politische Revolution. Diejenigen, die 
ihre Ziele damit weitgehend verwirklicht sahen, waren nationalistische Militärkreise, die einen 
stärkeren, zentralisierteren Staat wünschten. 
Zwar war das Wachstum der Macht und der staatlichen Aufgaben unter Vargas beträchtlich, 
doch Hagopian (1996: 51-56) zeigt auf, dass diese Entwicklung die regionalen Oligarchien – 
deren wirtschaftliche Basis damals noch die Landwirtschaft war – kaum schwächte. Am Beispiel 
der regionalen Oligarchie von Minas Gerais legt sie dar, dass die Vargas-Periode keineswegs den 
Sieg staatlicher Rationalität über die private Macht der Oberschicht brachte: »The apparent 
permanent effects of the Vargas interregnum on the Minas oligarchy were to provide it with a 
new basis of power in the state whose role in regulating the economy increased over half a 
century« (Hagopian 1996: 56). Den Versuch, dem Staat eine grössere Autonomie gegenüber den 
Oligarchien zu geben, unternahm das bürokratisch-autoritäre Militärregime zwischen 1964 und 
1985 erneut ohne Erfolg. Diese Verflechtung von privater und öffentlicher Macht in Brasilien 
war für die neue Demokratie nach 1945 bestimmend, wie wir im folgenden Teil sehen werden. 
 
 
                                                
33 Moore (1969) verwendete das Kriterium »marktwirtschaftliche« vs. »arbeitsrepressive« Bewirtschaftung. In 
Lateinamerika erfolgte die Bewirtschaftung zwar grundsätzlich marktwirtschaftlich, war dabei aber auf staatliche 
Unterstützung angewiesen. Rueschemeyer u.a. (1992: 163-165) adaptieren Moores Kriterium der Arbeitsintensi-
tät der Landwirtschaft deshalb in diesem Sinne. 
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4.3 Die Ausdehnung der politischen Beteiligungsrechte im Rahmen der ersten 
Demokratisierung 
 
4.3.1 Ausweitung der Beteiligungsrechte und institutionalisierte Parteiensysteme 
 
In denjenigen Ländern, in denen nationale Parteien schon vor der Ausweitung der Beteiligungs-
rechte eine Rolle spielten, unterscheiden sich die heutigen Parteiensysteme danach, wie neue 
politische Akteure in die Wahlprozesse integriert wurden. Es handelt sich dabei um die zweite 
Schwelle bei Lipset und Rokkan, diejenigen der Inkorporierung (Abschnitt 4.1).34 Coppedge 
(1998b) betrachtet in seinem Modell für Lateinamerika den Zeitpunkt und das Ausmass der 
Ausdehnung der politischen Beteiligung. Ausgangspunkt ist dabei, dass die Parteiensysteme 
jeweils die Cleavages widerspiegeln, deren soziale Basis – oder deren empirisches Element, in 
der hier verwendeten Terminologie – zum Zeitpunkt der Ausdehnung der Beteiligung relevant 
war. Sofern es bereits Parteien gibt, die in der Bevölkerung verankert sind, verhindern bestehende 
Parteiloyalitäten meist, dass innerhalb von kurzer Zeit neue Parteien aufkommen. Werden die 
bestehenden Loyalitäten nicht durch eine Krise in Frage gestellt, können neue Parteien deshalb 
nur aufkommen, wenn das Wahlrecht ausgedehnt wird (Coppedge 1998b: 175). In Ländern, wo 
hingegen noch keine Loyalitäten gegenüber Parteien bestehen – wie dies in Brasilien der Fall war 
–, können jederzeit neue Parteien aufkommen und sich die Wahlpräferenzen schnell ändern. 
Die Geschwindigkeit und die Anzahl der Schritte, mit der die Beteiligung ausgedehnt wird, 
determiniert jedoch auch in Ländern ohne stabile Parteipräferenzen, welche Gruppen oder 
sozialen Klassen davon betroffen sind und wie homogen oder heterogen die Gruppe der neuen 
Wähler ist. Coppedge (1998b) führt die Unterschiede in der ideologischen Ausrichtung der 
Parteien der lateinamerikanischen Länder, die bereits quasi-demokratische Konfliktlösungs-
mechanismen innerhalb der Elite aufwiesen, darauf zurück, welche Bevölkerungssegmente von 
der Wahlrechtserweiterung betroffen waren. Dies kann erklären, weshalb sich unter den institu-
tionalisierten Parteiensystemen sowohl solche finden lassen, deren Parteien vom »Catch-All«-
Typ sind, als auch solche, die eine stärkere ideologische Position haben. 
In Kolumbien und Uruguay dauerten die Bürgerkriege des 19. Jahrhunderts so lange, dass 
die Mittel- und Unterklassen bereits auf einer dieser Seiten Position bezogen hatten, als die 
                                                
34 Die dritte Schwelle, diejenige der Repräsentation, ist für den lateinamerikanischen Vergleich weniger entschei-
dend, da Verhältniswahlrecht die Regel war. Eine detailliertere Untersuchung müsste hier den Varianzen nachge-
hen, die sich beispielsweise durch die Grösse der Wahlkreise ergeben. 
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Beteiligungsrechte ausgedehnt wurden. In Uruguay wurde dies auch durch die bescheidene 
Grösse des Landes begünstigt (Coppedge 1998b: 177-180). Dadurch blieb in beiden Ländern der 
»alte« Cleavage zwischen Liberalen und Konservativen bestimmend, der in Uruguay vornehm-
lich einen Stadt-Land-Konflikt zwischen Colorados und Blancos widerspiegelte. Die frühe 
Ausdehnung des Wahlrechts auf die gesamte (männliche) Bevölkerung im Jahre 1918 führte zu 
einer Verfestigung dieses Cleavages. Die uruguayanische Arbeiterschaft hatte schon vorher, bis 
1916, von einer der traditionellen Parteien, den Colorados, inkorporiert werden können (Collier, 
Collier 1991: 271ff.). Die Colorados und die Blancos gehören aufgrund dieser Entwicklung beide 
zum Typus der »Catch-All-Partei«.  
Erst in den 60er Jahren tauchte in Uruguay eine dritte Partei auf, die eine stärkere ideologi-
sche Position vertrat. Das Wachstum des »Frente Amplio« als Partei der Linken begründete 1971 
den Übergang von einem Zwei- zu einem Drei-Parteien-System und einer stärkeren ideologi-
schen Polarisierung.35 Die Aufspaltung des »Frente Amplio« 1989 hat zu einem relativ polari-
sierten Mehrparteiensystem mit vier relevanten Parteien geführt, doch haben sich die Parteien in 
Uruguay bis heute als fähig erwiesen, die Präferenzen der Bürgerinnen und Bürger zu kanalisie-
ren. Auch wenn sich die Wähler der beiden alten Parteien nicht (mehr) aufgrund sozio-demogra-
phischer Variablen unterscheiden, bleiben doch die Präferenzen sehr stabil (González 1995).36 Im 
Gegensatz zu den meisten Ländern Lateinamerikas haben sich die Parteien darüber hinaus kürz-
lich auf eine Wahlrechtsreform einigen können, die unter anderem die interne Fraktionalisierung 
der Parteien reduzieren sollte (Cason 2000). Der entscheidende Unterschied zwischen institutio-
nalisierten und nicht institutionalisierten Parteiensystemen ist also, wie ich argumentiert habe, 
nicht so sehr, dass in ersterem Fall sozio-demographische Variablen die Wahlpräferenzen der 
BürgerInnen bestimmen, sondern dass die Parteiensysteme durch historische Cleavages geprägt 
worden sind und die Parteien dadurch in der Bevölkerung verankert sind. 
Chile ist ein interessanter Fall, da dessen Parteiensystem häufig als das »europäischste« 
Lateinamerikas charakterisiert wird. Dies liegt vor allem daran, dass die beiden entscheidenden 
Cleavages auch in Europa zu finden sind: der eine katholisch-säkular und der andere entlang des 
Klassenkonflikts (Scully 1995, Dix 1989). Die Parteipräferenzen in Chile gehen somit auf ideolo-
                                                
35 Coppedge (1998b: 177/203 FN 12) argumentiert, das Wachsen der Frente Amplio von 1971 an sei ein ausrei-
chend langsamer Prozess gewesen, um auch in einem institutionalisierten Parteiensystem keine Besonderheit dar-
zustellen – die These, ein deutlicher Wandel eines institutionalisierten Parteiensystems könne nur im Zuge einer 
Wahlrechtserweiterung stattfinden, könne deshalb aufrecht erhalten werden. Der Wahlanteil der beiden traditio-
nellen Parteien sank von 90% vor 1971 auf 81% 1971, 76% 1984, 64% 1989 und 55% 1999 (Cason 2000: 91). 
36 Einer der Gründe dafür ist, dass die beiden Parteien intern fraktionalisiert sind, also verschiedene Strömungen 
beheimaten, die sich in ihrer Links-Rechts-Ausrichtung unterscheiden. Parteiintern finden in Uruguay durchaus 
Verschiebungen in der Stärke der Fraktionen statt (González 1995). 
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gische Gegensätze zurück. Die Ausdehnung des Wahlrechts erfolgte in drei Schritten und das 
allgemeine Wahlrecht wurde erst 1958 eingeführt. Die Art und Weise, wie die alten Parteien um 
die neuen Wähler konkurrierten, erinnert an Barrington Moores (1969) Beschreibung der 
englischen Demokratisierung und konnte dem Prozess einige Stabilität sichern, die schliesslich 
auch die Erweiterung des Parteienspektrums durch eine Arbeiterpartei möglich machte. Die von 
den Eliten aufgebauten pluralistischen politischen Institutionen erwiesen sich als erstaunlich 
offen gegenüber der Arbeiterklasse, wodurch sich die organisierte Arbeiterschaft bis etwa 1924 
einer parlamentarischen Strategie verschrieben hatte (Scully 1995: 105f., Coppedge 1998b: 182). 
1924 kam es zwar zu einem Putsch und dem Versuch einer staatlichen Inkorporierung der 
Arbeiterbewegung ähnlich wie in Brasilien (Collier, Collier 1991: 162-195), doch der Klassen-
Cleavage prägte das Parteiensystem auch nach 1932 wieder (Scully 1995: 109ff.). 
 
 
4.3.2 Brasilien 1945: Demokratie ohne vorangehende liberale Oligarchie und die Macht der 
vordemokratischen Eliten 
 
Als Vargas 1945 zum Rücktritt gezwungen wurde und das Militär ein demokratisches Regime 
durchsetzte, wurden auf einen Schlag alle Erwachsenen mit Ausnahme der Analphabeten wahlbe-
rechtigt. Die Bevölkerung hatte 1945 das Wahlrecht nicht gefordert, sondern es war ihr einfach 
gewährt worden. Damit fand kein bewusstseinsfördernder Kampf um die Inkorporation in das 
politische System statt. Zudem reagierten Grossgrundbesitzer und lokale Patrons auf das wach-
sende Gewicht der lese- und schreibekundigen Stadtbewohner, indem sie die Landarbeiter, die als 
Analphabeten im Prinzip nicht wahlberechtigt waren, trotzdem als Wähler registrierten und für 
die Wahl instruierten. Die Gerichte schritten nicht ein (Hagopian 1996: 46). Die Bevölkerungs-
segmente, die von der Gewährung des Wahlrechts im Jahre 1945 profitierten, waren somit im 
Gegensatz zu den Ländern, in denen das Wahlrecht graduell ausgedehnt wurde, sozial wesentlich 
heterogener und verfügten über keine kollektive Identität. Von der Gesamtbevölkerung im Jahre 
1955 waren 25,3% als Wähler registriert (Lamounier 1989: 57). 
Ich habe bereits argumentiert, dass die Rolle der regionalen Parteien in der Alten Republik 
auf die spätere Entwicklung in Brasilien bleibende Auswirkungen gehabt hat. Dies unterscheidet 
Brasilien von Venezuela, wo sich auch ohne kompetitive Oligarchie ein institutionalisiertes 
Parteiensystem herausbildete, vielleicht weil das völlige Fehlen von Parteien für die Einführung 
des allgemeinen Wahlrechts im Jahre 1945 günstigere Voraussetzungen geschaffen hat als in 
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Brasilien, wie Coppedge (1998b: 174, 192f.) argumentiert. Ein entscheidender Unterschied 
zwischen den beiden Ländern besteht jedoch auch darin, dass in Venezuela im Kampf um die 
Demokratisierung bereits eine politische Partei, die Acción Democrática (AD), die sich um 1935 
aus der Gesellschaft gebildet hatte, eine entscheidende Rolle spielte. Auch wenn das demokrati-
sche Experiment in Venezuela nur drei Jahre lang dauerte, sind die damaligen Parteien dennoch 
bis in die 80er Jahre bestimmend geblieben und haben ein institutionalisiertes Parteiensystem 
begründet (Kornblith, Levine 1995). 
Im brasilianischen Fall wäre es falsch, die Entwicklung eines institutionalisierten Parteien-
systemes in Abwesenheit dieser begünstigenden Faktoren von vornherein auszuschliessen. Es 
wäre denkbar gewesen, dass sich stabile Präferenzen gegenüber den drei dominierenden Parteien 
der Nachkriegszeit herausgebildet hätten, wenn deren Position programmatisch bestimmt gewe-
sen wäre. Welche Faktoren dem entgegenwirkten, wird im Folgenden analysiert.  
 
Die brasilianische Arbeiterbewegung 
 
Die organisierte Arbeiterschaft nach 1930 wird im Allgemeinen als schwach charakterisiert, wie 
Collier und Collier (1991: 70) festhalten. Dies scheint jedoch nicht nur damit zusammenzuhän-
gen, dass die Arbeiterklasse durch die späte Industrialisierung noch relativ klein war, wie meist 
betont wird, sondern auch damit, dass die Arbeiterbewegung ihren Höhepunkt schon lange hinter 
sich hatte.37 Wie Collier und Collier (1991: 70-72) darlegen, war die Arbeiterschaft gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts zunehmend organisiert und bis in die 20er Jahre kam es zu signifikanten 
Streikwellen. 1922 wurde die Brasilianische Kommunistische Partei (PCB) gegründet, sie war 
jedoch bis 1927 verboten. Das politische System der Alten Republik bis 1930 war nicht offen 
genug, als dass die Arbeiterbewegung eine bedeutende Rolle hätte spielen können. 
Im Vergleich des Schicksals der lateinamerikanischen Arbeiterbewegungen unterscheiden 
Collier und Collier (1991: 161-168) zwischen der Inkorporierung durch Parteien und durch den 
Staat. In Brasilien erfolgte die Einbindung durch den Staat unter dem Regime von Vargas (ebd.: 
169ff., insbes. 184-189). In der Hochphase dieses Prozesses, zwischen 1937 und 1945, als keine 
Wahlen stattfanden und die Parteien verboten waren, erfolgte der Aufbau der korporatistischen 
Institutionen, die teilweise noch bis heute bestehen. Massnahmen wie die Ersetzung der bestehen-
den, ideologisch ausgerichteten Gewerkschaften durch staatliche dienten der Depolitisierung der 
                                                
37 Daten in Collier und Collier (1991: 67) zeigen, dass der Anteil der Fabrikarbeiter an der arbeitenden Bevölkerung 
im Jahre 1925 in Chile (6,1%), Uruguay (7%) und Argentinien (8,3%) tatsächlich etwa doppelt so gross war wie 
in Brasilien (3,7%), doch war die Arbeiterschaft in Brasilien geographisch stark konzentriert. 
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Arbeiterklasse, wie Collier und Collier (1991: 189) zusammenfassend festhalten: »The orienta-
tion of the Vargas legislation, then, was to replace a potentially independent, radical, class-
conscious, militant working class with a viable, co-opted organized labour movement that was 
dependent on and controlled by the state«.  
Der Charaker der Einbindung war, wie oft in Brasilien, vorbeugend. Chalmers (1977: 406) 
weist auf die starke Orientierung der lateinamerikanischen Eliten nach Europa und den USA hin. 
Die Machthaber waren dadurch jeweils bestrebt, die sozialen Konflikte, die in den weiter fortge-
schrittenen Länder zu beobachten waren, schon vor Erreichen der betreffenden Entwicklungs-
stufe zu entschärfen. Die Erklärung des Gouverneurs von Minas Gerais vor der Revolution von 
1930 ist Ausdruck davon: »Lasst uns die Revolution machen, bevor das Volk es tut« (zit. nach 
Collier, Collier 1991: 185). Auf die langfristigen Folgen des Korporatismus werde ich später im 
Kapitel zur Rolle des Staates zu sprechen kommen. 
Dass die Arbeiterbewegung keinen Einfluss auf die Parteiformierung nach 1945 hatte, hängt 
also sowohl mit historischen Entwicklungssequenzen, als auch mit der frühen Einbindung der 
Arbeiter in korporatistische Institutionen zusammen. Darüber hinaus wurde 1947 die Kommu-
nistische Partei (PCB) verboten, die als Gründung aus der Arbeiterbewegung heraus wahr-
scheinlich stärker in der Arbeiterschaft verwurzelt war als die Brasilianische Arbeiterpartei 
(PTB), die Vargas im Hinblick auf die Öffnung von 1945 von seinem Arbeitsminister gründen 
liess. Die PCB hatte 1945 9% der Stimmen in den Wahlen für die untere Parlamentskammer und 
einen Sitz im Senat erreicht; in der Präsidentschaftswahl erreichte ihr Kandidat 10% der Stimmen 
(Skidmore 1967: 64). 
 
Klientelismus und die traditionelle politische Elite 
 
Die PTB sollte mittels offizieller Gewerkschaftskader deren Mitglieder mobilisieren, doch auch 
regionale politische Eliten bedienten sich ihrer, wenn ihnen dies günstig erschien, um ihre Inte-
ressen durchzusetzen (Hagopian 1996: 64, 68). Die Sozialdemokratische Partei (PSD) war wie 
die PTB eine Gründung des abtretenden Diktators Vargas. Im Gegensatz zur PTB war sie eine 
»intern mobilisierte Partei«38 und sicherte sich ihre Wählerstimmen durch vertikale klientelisti-
sche Netzwerke, an deren Spitze der von Vargas eingesetzte Gouverneur eines jeden Staates 
stand. In dem jeweiligen Bundesstaat spielten die traditionellen, regionalen Eliten die entschei-
                                                
38 Eine solche kann definiert werden als »founded by elites who occupy positions within a prevailing regime and 
who undertake to mobilize a popular following behind themselves in an effort to gain control of the government 
or to secure their hold over it« (Schefter 1977, zit. nach Hagopian 1996: 62). 
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dende Rolle in diesen Netzwerken, die ihre Position seit dem Kaiserreich hatten halten können 
(Hagopian 1996: 47ff.). Diese hatten eigentlich, wie im historischen Teil erwähnt, bundesstaatli-
che Parteien wie zur Zeit der »Politik der Gouverneure« präferiert, doch konnten sie sich nicht 
gegen Vargas und das Militär durchsetzen. 
Die einzige der drei in den Folgejahren dominanten Parteien, die nicht von Vargas gegründet 
worden war und die sich in Opposition zu seiner Person und dem Estado Novo konstituierte, war 
die Nationale Demokratische Union (UDN). Ursprünglich war sie die Nachfolgepartei der 
»Demokratischen Partei« der Gruppe der »liberalen Konstitutionalisten« in der Revolution von 
1930 und setzte sich in den 40er Jahren vorsichtig für eine Demokratisierung ein. Trotz ihrer 
engen Verbindungen zu Militärkreisen, die wie die liberalen Konstitutionalisten der Mittelklasse 
angehörten, hatte die UDN jedoch keinen entscheidenden Einfluss auf die Demokratisierung von 
1945 (Skidmore 1967: 48-60). In der Zweiten Republik ab 1945 war ihre Basis heterogen. Sie 
umfasste in der Revolution von 1930 »entthronte« Eliten, die mit denjenigen in der PSD rivali-
sierten, linke Strömungen und Unterstützung aus der urbanen Mittelklasse (Hagopian 1996: 62, 
Soares 1967: 476, Amorim Neto, Santos 2001: 217).39 
Es gilt als allgemein akzeptiert, dass der Cleavage zwischen Anhängern und Gegnern von 
Vargas der dominierende nach 1945 war. Es war der Gegensatz zwischen denjenigen, die Vargas 
unterstützt hatten, und denen, die seit 1937 von der Macht ausgeschlossen gewesen waren, also 
zwischen „ins“ und „outs“, wie Skidmore (1967: 55) festhält, wobei zweitere eine weitaus 
kleinere Gruppe waren. Von Mettenheim (1995: 76) zieht dabei die Parallele zum Cleavage 
zwischen Perónisten und Anti-Perónisten in Argentinien, auch wenn die Polarisierung im brasili-
anischen Fall weniger stark gewesen sei. Ein ideologisches Profil war jedoch bei allen drei 
Parteien auf der lokalen Ebene nicht auszumachen (Hagopian 1996: 63). Gesamthaft hatten neben 
der rechts aussen stehenden PRP allenfalls die Parteien auf der Linken ein klares Programm und 
auch das nur in einigen Regionen (Soares 1967: 476). Der pro- und anti-Vargas Cleavage trennte 
vermutlich eher die Eliten und Teile derselben von der städtischen Mittelschicht, als dass er in 
der breiten Bevölkerung relevant gewesen wäre. 
Auch die UDN sicherte sich – zumindest im ländlichen Kontext – ihre Wählerstimmen durch 
klientelistische Praktiken. Dass in den Sektoren der Bevölkerung, die nicht in die korporatisti-
schen Netzwerke eingebunden waren, klientelistische Praktiken für die Wählermobilisierung 
determinierend waren, entspricht bis heute einem typischen Muster der Massenmobilisierung in 
                                                
39 Wäre die UDN die Partei der urbanen Mittelklasse gewesen, hätte ihr Wahlanteil im Südosten höher sein müssen 
als im unterentwickelten Nordosten, doch in den Kongresswahlen von 1962 war genau das Gegenteil der Fall: 
Die UDN erreichte im Nordosten 29,4% der Stimmen und im Südosten 16,6% (siehe Soares 1967: 478). 
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postkolonialen Ländern und ist ein wichtiger Faktor, der die Herausbildung von Cleavages 
verhindert (Randall 2001: 248).  
Das Prinzip des Klientelismus basiert auf einem Patron-Klient-Verhältnis, das in Agrarge-
sellschaften wie folgt definiert werden kann: »A patron-client link is an exchange relationship or 
instrumental friendship between two individuals of different status in which the patron uses his 
own influence and resources to provide for the protection and material welfare of his lower status 
client and his family who, for his part, reciprocates by offering general support and assistance, 
including personal services, to the patron« (Scott, Kerkvliet 1977: 440). Im isolierten Kontext der 
brasilianischen Latifundien und unter Bedingungen eines weitverbreiteten Analphabetismus war 
der Patron der Verbindungsmann zwischen dem Lokalen und den entfernten Entscheidungsin-
stanzen des politischen Systems. Soares (1967: 484-486) liefert Belege dafür, dass Verhältnisse 
diesen Typs während der Zweiten Republik in den nordöstlichen Bundesstaaten Brasiliens 
typisch waren und dass von Seiten der Landarbeiter der Glaube an die Legitimität der traditio-
nellen Ordnung und die Autorität des Grossgrundbesitzers unerschüttert waren.  
Verlieren die alten Bindungen zwischen Patrons und Klienten ihre Legitimität, können neue 
vertikale Verbindungen entstehen, die viele der angestammten Aufgaben der traditionelleren 
Beziehung übernehmen (Scott, Kerkvliet 1977: 439, 442). Das klientelistische Tauschverhältnis 
nähert sich damit demjenigen an, das im urbanen Kontext typisch ist und stärker auf Marktme-
chanismen aufbaut. Die Klienten sind nicht mehr von einem einzelnen Patron abhängig, weil sich 
verschiedene Vermittler anbieten. Insbesondere in demokratischen Systemen, wo die Bürger-
Innen Wahlmöglichkeiten in Form von Parteialternativen haben, nimmt Klientelismus diese 
Form an. Der verwandte Begriff der Patronage bezieht sich auf die Verteilung staatlicher 
Ressourcen gemäss nicht-universalistischen Kriterien und muss nicht auf dem persönlichen 
Kontakt zweier Menschen beruhen, wie dies beim Klientelismus der Fall ist (Mainwaring 1999: 
177). Patronage hat in Brasilien mit dem Anwachsen der staatlichen Tätigkeit zugenommen. 
Das brasilianische Muster entspricht damit in seiner kompetitiven Variante auf der untersten 
Ebene erstaunlich genau den »political mashines«, die sich nach Epstein (1980: 104-111) im 19. 
Jahrhundert in den USA herausgebildet haben und die teilweise bis in die 60er Jahre des letzten 
Jahrhunderts für Politiker Wählerstimmen mobilisiert haben. Dabei ist wichtig zu betonen, dass 
diese klientelistische Form der Mobilisierung vor allem ein urbanes Phänomen war, also auch auf 
einem relativ hohen Modernisierungsniveau zu finden ist, sofern Ideologie und Klassenidentität 
nicht stark genug sind, um diese Bindungen zu brechen. 
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Eine Besonderheit im föderalen Brasilien war und ist, dass Politiker über die drei Regie-
rungsebenen hinweg – Gemeinde, Staat und Zentralregierung – Allianzen schmieden müssen, da 
jede Ebene von Ressourcen der nächsthöheren legislativen oder exekutiven Ebene abhängig ist, 
bei deren Verteilung auch politische Kriterien zum Tragen kommen. Die Gemeinsamkeit derer, 
die diese Allianzen schmieden, sind nicht primär von programmatischer Art, sondern folgen 
ebenfalls einer Art von Patron-Klient-Beziehung, wo die jeweils tiefer liegende Ebene im 
Austausch für materielle Vorteile Unterstützung für eine höher liegende Ebene mobilisiert. 
Bei der Frage, wie Klientelismus die Verbindung von Parteiensystem und Sozialstruktur 
beeinflusst, spielt eine wichtige Rolle, ob Klientelismus durch relativ unabhängige Parteien 
praktiziert wird, die nichtsdestotrotz einen programmatischen Inhalt haben, oder auf individueller 
Basis stattfindet. In letzterem Fall überwiegt nicht nur Personalismus, er erlaubt es bestimmten 
gesellschaftlichen Segmenten auch, die Politik zu beeinflussen. In Brasilien ist es den vordemo-
kratischen Eliten gelungen, den neu entstandenen Parteien ihren Stempel aufzudrücken und 
wichtige Fragen wie eine Landreform von der politischen Tagesordnung fernzuhalten. Hagopian 
(1996) fasst die Auswirkungen der politischen Dominanz der traditionellen brasilianischen Eliten 
auf das Parteiensystem der Zweiten Republik wie folgt zusammen: 
 
»Even more significant than their direct control over parties that enjoyed an 
impressive measure of electoral success, traditional political elites were able to 
restrict the representativeness of the entire party system during the postwar Brazilian 
republic. Their intense personal rivalries defined partisan lines at precisely the 
moment when new parties were being formed, their extension of clientilism into the 
state induced parties they did not control to resort to patronage-based electoral 
appeals, and they diluted the programs, policies and capacity to change national 
politics of parties that purported to represent primarily nonelites by pulling them into 
national, regional, and especially local electoral alliances« (Hagopian 1996: 61, 
Hervorhebung von mir). 
 
Die Existenz einer »traditionellen politischen Elite« ist gemäss Hagopians Untersuchung nicht 
ein ausschliesslich ländliches Phänomen. Ursprünglich konstituierte sich die politische Elite aus 
den Agrarexport-Oligarchien der verschiedenen Regionen, doch hat sich mit der Industrialisie-
rung deren wirtschaftliche Basis diversifiziert. Hagopian (1996: 17) definiert sie als  
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»(...) a dominant class that does not occupy a single position in the productive 
structure, whose members’ economic resources may be quite heterogeneous, and 
whose power derives from the exercise of politics itself. Both politicians of national 
prominence and their local allies, the local political bosses of the cities and towns of 
the interior, are included under the rubric of „traditional political elite“« 
(Hervorhebung von mir). 
 
Was diese Gruppe von einer professionellen politischen Schicht abgrenzt, ist, dass sie in hohem 
Masse auf verwandschaftlichen Bindungen beruht. Als solche ist sie empirisch zu ermitteln, wie 
Hagopian in ihrer Untersuchung der politischen Elite von Minas Gerais zeigt,40 während sie 
gleichzeitig Belege dafür anbringt, dass dieser Bundesstaat für viele andere in Brasilien reprä-




4.3.3 Das Aufbrechen vertikaler Hierarchien und klassenbasiertes Wahlverhalten 
 
Chalmers (1977: 403) zeigt zwei historische Wege auf, wie vertikale politische Hierarchien 
dieser Art aufgebrochen werden konnten – den europäischen und den nordamerikanischen Fall. 
In Europa wurden die hierarchischen Verbindungen, die Gruppen mit hohem und solche mit 
niedrigem Status verbanden, durch eine Polarisierung, die auf klassen- oder kulturbestimmten 
Konflikten beruhte, transformiert. Politische Cleavages haben somit die Kraft, die traditionellen 
vertikalen Bindungen zu brechen. 
Der zweite Weg ist derjenige der USA, der auf den ersten Blick einige Ähnlichkeiten mit 
dem brasilianischen hat. In der Tat ist es einer von von Mettenheims (1995) zentralen Punkten, 
dass die stark ideologiegeprägten Parteiensysteme Europas nicht der passende Vergleich für 
Brasilien darstellen, dass hingegen die Parteienentwicklung in den USA Parallelen mit derjenigen 
Brasiliens aufweist. Er diskutiert die Ausweitung des Wahlrechts in Brasilien deshalb unter Max 
Webers Begriff der »passiven Demokratisierung«, für die eine Mischung aus Klientelismus und 
Populismus typisch ist. Dabei können die Wirkungsfelder von Populismus und Klientelismus 
                                                
40 Zur Methodologie siehe Hagopian (1996: 130-137). Dabei wird die »Oligarchie« von Minas Gerais über die 
Zugehörigkeit zu einer der 27 bereits in früheren Studien identifizierten »regierenden Familien« aus dem Kaiser-
reich definiert. Die »traditionelle Elite« wird weiter gefasst, doch auch hier grenzen sie verwandschaftliche Bin-
dungen von einer »modernen« politischen Elite ab. Allerdings wird nicht unterstellt, dass alle Politiker entweder 
zur traditionellen Elite oder zur Oligarchie gehören, da das System seit der Demokratisierung 1945 nicht völlig 
geschlossen war, aber deren starke Rolle bis in die 80er Jahre ist offensichtlich. 
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unterschieden werden: Klientelismus und Patronage dominieren auf lokaler Ebene und in legisla-
tiven Wahlen, während Populismus – »immediate or transparent appeals to voters’ senses of eco-
nomic and social justice« – in direkten exekutiven Wahlen zum Tragen kommt (von Mettenheim 
1995: 30). 
So einleuchtend die Gemeinsamkeiten, so stark sind allerdings auch die Kontraste zwischen 
dem nordamerikanischen Fall und Brasilien. In den USA führte ein relativ hoher Wohlstand, das 
Fehlen von starken sozialen Ungleichheiten und Statusbarrieren zu schwächeren Konflikten 
zwischen den Statusgruppen und es bildeten sich keine starken klassenbasierten Parteien heraus 
(Epstein 1980: 27-31, 138-145). Zusammen mit der Schwäche der Oberschicht führte dies zu 
einer Modernisierung, in der die vertikalen Verbindungen zwischen der lokalen Oberschicht und 
dem Staat allmählich geschwächt wurden und sich das für die USA typische pluralistische 
Muster herausbildete (Chalmers 1977: 403). 
Brasilien zeichnet sich im 20. Jahrhundert jedoch gerade nicht durch die relative Gleichheit 
der USA im 19. Jahrhundert aus, und die alte Oberschicht war zum Zeitpunkt der Demokratisie-
rung noch ausserordentlich stark. In der Folge wurde sie weder durch industrielle Interessen, 
noch durch ein starkes Bürgertum, noch durch eine Arbeiterbewegung herausgefordert (siehe 
auch O’Donnell 1992: 40-45). Die hierarchischen Bindungen und vertikalen Netzwerke blieben 
deshalb bestehen. 
Dies führt unter demokratischen Verhältnissen zu dem typisch lateinamerikanischen Krisen-
muster. Klientelismus und Patronage wirken nur so lange demobilisierend, wie die soziale Polari-
sierung nicht dafür sorgt, dass die sozio-ökonomischen Interessen sich gegenüber den kurzfristi-
gen klientelistischen Interessen durchsetzen. In Abwesenheit von politischen Institutionen, die 
Unzufriedenheit in der Bevölkerung langfristig umsetzen und kanalisieren können, begründet 
dies die Empfänglichkeit für Populismus. Das klientelistische Rekrutierungsmuster legislativer 
Vertreter kontrastiert dabei mit dem populistischen Muster der Präsidentschaft und immobilisiert 
das politische System. 
Der populistische Regierungsstil von Präsident Goulart, der sich auf die breite Masse der 
unterprivilegierten Bevölkerung stützte, führte 1964 denn auch zum Kollaps der Demokratie in 
Brasilien. Eine populistische Politisierung sozio-ökonomischer Ungleichheiten durch eine charis-
matische Persönlichkeit vermag eben die Bedingungen zu schaffen, die zur Konstituierung eines 
politischen Cleavages viel schwieriger zu erreichen sind und die eingangs diskutiert worden sind. 
Das notwendige empirische Element für einen Cleavage bestand zu diesem Zeitpunkt ohne Zwei-
fel in Brasilien. Die kollektive Identität der Unterprivilegierten, die sich in aller Regel nicht von 
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alleine herausbildet,41 kann durch populistische Politiker von oben geschaffen werden – 
zumindest in wirtschaftlichen Krisensituationen wie Anfang der 60er Jahre. 
In seinem Beitrag zu Lipset und Rokkans Party Systems and Voter Alignments betitelt Soares 
(1967) den Brasilianischen Fall als »The Politics of Uneven Development«. In den relativ indust-
rialisierten Regionen im Südosten des Landes, die sich durch einen doppelt so hohen Urbanisie-
rungsgrad auszeichneten wie die primär agrarisch geprägten Regionen im Nordosten, offenbarte 
eine Analyse der Parteipräferenzen bei den Präsidentschaftswahlen von 1960 eine höchst unglei-
che nationale Entwicklung der politischen Orientierungsmuster. 
Während sozio-ökonomische Variablen schlechte Prädiktoren für das Wahlverhalten in den 
ländlichen Gegenden waren, zeigte das urbane Sample eine klare Abhängigkeit der Wahlpräfe-
renz von der Beschäftigungskategorie. In der obersten Beschäftigungskategorie betrug die Präfe-
renz für die UDN 56,3% und diejenige für die PTB 11,1%, in der untersten dagegen 18,4% für 
die UDN und 42,3% für die PTB. Innerhalb einer jeden Beschäftigungskategorie war darüber 
hinaus das Klassenbewusstsein – ob sich der Befragte der Mittel- oder Arbeiterklasse zugehörig 
fühlte – ein zuverlässiger Prädikator für die Parteipräferenz (Soares 1967: 487-488). Der allmäh-
liche Verlust des Wahlanteils der PSD und das Anwachsen der PTB nach 1945 scheint also im 
urbanen Kontext auf die Herausbildung eines klassenbasierten Wahlverhaltens zurückzuführen zu 
sein. Eine entsprechende Determinierung der Wahlpräferenzen durch Klassenzugehörigekeit ist 
nach 1985 selbst im urbanen Umfeld in keiner der mir vorliegenden Studien nachgewiesen 
worden. 
Die Präsidentschaft Goularts machte die Politisierung von Zielen möglich, die bis Ende der 
50er Jahre keine Partei klar vertrat, auch nicht seine eigene PTB. Erst dann drangen von aussen 
reformistische und populistische Strömungen in die PTB ein, was zum Ende der Bündnisse mit 
der PSD führte. Gleichzeitig entstand ein Cleavage im Inneren der PSD und der UDN, da es in 
beiden Parteien reformistische Fraktionen gab, die wie die PTB beispielsweise eine Agrarreform 
unterstützten. Im Gegenzug überwanden die regionalen Oligarchien, die an der Spitze der tradi-
tionellen politischen Netzwerke der PSD und der UDN standen, ihre Rivalitäten und initiierten 




                                                
41 Siehe dazu Arendt (1963) und Skocpol (1979: Kap. 1). 
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4.3.4 Die Relevanz der vordemokratischen Ordnung für die demokratische Stabilität 
 
Was ist die Relevanz der vordemokratischen Ordnung für die demokratische Stabilität vor dem 
Hintergrund des Zusammenbruchs der Demokratie in Brasilien im Jahre 1964? Ein entscheiden-
der Faktor war, dass es den gesellschaftlichen Eliten in Chile, Uruguay, Kolumbien und Costa 
Rica mittels Parteien langfristig besser gelang, ihre Interessen zu wahren, als in den Ländern, in 
denen sie dazu keine parlamentarische Strategie verfolgten. »Die Rechte«, so Power, ist nicht nur 
ein Segment der Gesellschaft, das wie alle anderen in die Demokratie eingebunden werden muss, 
sondern ein ganz entscheidendes Segment: »Simply put, more than any other actor in political 
society, the right has the capacity to bring the regime down« (2000: 8). 
Rueschemeyer, Huber Stephens und Stephens (1992: 155-225, insbes. 170, 192f.) stellen 
historisch einen engen Zusammenhang zwischen demokratischer Stabilität und dem Schutz der 
Interessen gesellschaftlicher Eliten fest, sowohl in Lateinamerika, wie auch in den anderen 
Ländern ihres Samples von etwa 30 Ländern. Es ist dabei kein Zufall, dass die Länder in 
Südamerika, in denen die Eliten ihre Interessen mittels Parteien zu schützen suchten, diejenigen 
sind, deren Parteiensysteme noch heute zu den institutionalisierten gehören: Chile, Uruguay, 
Kolumbien, Costa Rica und Venezuela im zweiten Anlauf zur Demokratisierung nach 1958.  
Hingegen wurden in Brasilien die Interessen der Eliten in der Demokratisierung dadurch 
gestützt, dass der Staatsapparat, auf den sie nach dem Ende des Vargas-Regimes wieder stärkeren 
Einfluss gewannen, unterdessen konsolidiert war und die korporatistischen Institutionen die 
Entwicklung der Zivilgesellschaft bremsten (Rueschemeyer u.a. 1992: 188). Dies ist eine 
unsichere Variante für die Wahrung der Interessen der landbesitzenden Oberschicht unter Bedin-
gungen einer populistischen Demokratie, wie sich in den frühen 60er Jahren gezeigt hat. Mehr 
institutionell gesehen, schützen klientelistische Parteien zwar zunächst die Interessen der Eliten, 
machen den Zusammenbruch der Demokratie aufgrund ihrer inhärenten Tendenz zur Fragmentie-
rung jedoch wahrscheinlicher (Rueschemeyer u.a. 1992: 209). Der brasilianische Fall belegt dies 
(Amorim Neto, Santos 2001), weshalb die klientelistischen Parteien zusammen mit dem Phäno-
men des Populismus zu der Art von Paralyse beitrugen, die schliesslich zum Zusammenbruch der 
Demokratie geführt hat. 
Die Inkorporation der Eliten in Parteiensysteme ist für deren Institutionalisierung vermutlich 
ebenso wichtig wie der katalytische Effekt der Arbeiterparteien auf die Institutionalisierung 
zentristischer und konservativer Parteien – Duvergers These, die beispielsweise von Mainwaring 
(1999: 225f., 230) als Faktor hinter der schwachen Institutionalisierung des brasilianischen 
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Parteiensystems betont wird. Hinsichtlich der demokratischen Stabilität ist die Inkorporation der 
Eliten noch wichtiger. Es wird häufig übersehen, dass sich historisch gesehen in den europäi-
schen Ländern, die dem graduellen, liberal-demokratischen Entwicklungsweg gefolgt sind – 
England, Frankreich und die Schweiz – erst relativ spät Arbeiterparteien herausbildeten, während 
konservative und liberale Parteien früh eine wichtige Rolle spielten. Mit Ausnahme des besonde-
ren Falles der skandinavischen Länder führten militante Arbeiterbewegungen oftmals zu einer 
konservativen Reaktion und zum Ende der Demokratie (siehe Luebbert 1991). 
Starke Arbeiterparteien ohne das Gegengewicht ebensolcher konservativer Parteien haben 
sicherlich keinen stabilisierenden Effekt auf die liberale Demokratie und können somit auch nicht 
der Institutionalisierung von Parteiensystemen dienen. Populistische und klientelistische Parteien, 
die nicht in der Gesellschaft verankert sind, haben hingegen den Nachteil, keine wirklichen 
Kompromisse zwischen verschiedenen Interessen herstellen zu können. Parteiensysteme, die 




4.4 Wirtschaftliches Entwicklungsmodell, Sozialstruktur und die Rolle des Staates 
 
Bevor die Hintergründe der Parteipräferenzenbildung während der Öffnung des Militärregimes 
nach 1974 und in der neuen Demokratie untersucht werden können, muss der Wandel der brasili-
anischen Sozialstruktur und des Staates zwischen der »Zweiten« und der »Neuen Republik« 
berücksichtigt werden. Die besondere Sozialstruktur, die das wirtschaftliche Entwicklungsmodell 
des bürokratisch-autoritären Militärregimes hervorgebracht hat, kann dazu beitragen zu erklären, 
weshalb das Regime in seiner Demobilisierungsstrategie zwar insgesamt nicht erfolgreich war, 
der Klassencharakter in der Bildung der Parteipräferenzen hingegen verloren gegangen zu sein 
scheint. 
 
4.4.1 Die soziale Fragmentierung der Gesellschaft 
 
Beide Besonderheiten von Brasiliens Entwicklungsweg – der Korporatismus sowie die staatliche 
wirtschaftliche Entwicklungsstrategie – gehen auf den Estado Novo zurück und haben danach 
auch die demokratische Periode zwischen 1945 und 1964 geprägt, bevor sie unter der Militär-
diktatur noch wichtiger geworden sind. Die im Estado Novo geschaffene korporatistische 
65 
Arbeiter-Gesetzgebung ist bereits erwähnt worden. Die Kontrolle des Staates über die korpora-
tistischen Institutionen erodierte zwar Ende der 50er Jahre, das Militärregime nach 1964 
etablierte sie in seiner Demobilisierungsstrategie hingegen wieder neu. Die 1963 angesichts der 
ruralen Mobilisierung geschaffene »Nationale Konföderation der Arbeiter in der Landwirtschaft« 
(CONTAG), sowie Gewerkschaften für Landarbeiter wurden nach dem Putsch von dem Militär-
regime instrumentalisiert, um die Landarbeiter in die korporatistischen Strukturen einzubinden 
(Grzybowski 1990: 27f., Weyland 1996: 56). Bis zum Aufkommen der unabhängigen Gewerk-
schaftsbewegung Ende der 70er Jahre übte der Staat eine starke Kontrolle über die Organisation 
der Arbeiterschaft aus (Stepan 1985: 332f.). 
Das zweite Charakteristikum des brasilianischen Entwicklungsweges, die staatliche Industri-
alisierungsstrategie mittels gemischtwirtschaftlicher oder öffentlicher Unternehmen, begann 
Anfang der 40er Jahre und betraf grundlegende Industriezweige wie die Stahl- und Transportin-
dustrie (Skidmore 1967: 43-47). Das bürokratisch-autoritäre Regime, das 1964 die Macht 
übernahm, hatte hingegen ursprünglich ein liberales wirtschaftliches Entwicklungsmodell verfol-
gen wollen (Hagopian 1996: 73). Angesichts des Mangels an inländischem privaten Kapital kam 
dann jedoch dem Staat und multinationalen Unternehmen eine entscheidende Rolle in der Reali-
sierung des ehrgeizigen Entwicklungsvorhabens zu. 
Der dynamische wirtschaftliche Sektor im abhängigen Entwicklungsmodell basiert auf einem 
Transfer von kapitalintensiver Technologie aus den hochentwickelten Industrieländern, die 
relativ wenig Arbeitskräfte benötigt. Parallel entwickelte sich in Brasilien ein inländischer, 
allerdings weniger produktiver Industriesektor (Cordoso 1989: 301ff.). Was dieses Entwicklungs-
modell von demjenigen der alten Industrieländer unterscheidet, ist, dass zu keinem Zeitpunkt der 
wirtschaftlichen Entwicklung eine Mehrheit der Bevölkerung im Industriesektor beschäftigt ist, 
sondern dass der Dienstleistungssektor früh dominant wird. Dies führt zu einer anhaltend 
schwächeren Basis für die Herausbildung von Arbeiterparteien, als dies in den hochentwickelten 
Industrieländern der Fall war. Die Daten zur wirtschaftlich aktiven Bevölkerung in Tabelle 4.1 
spiegeln dies wider. Bei der Interpretation der Anteile der Beschäftigten ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass ein Grossteil der Bevölkerung, der marginal beschäftigt ist, in diesen Daten nicht 
erfasst ist. Beispielsweise basieren die in der folgenden Tabelle wiedergegebenen Daten für 1980 
auf knapp 44 Millionen Beschäftigten, während die Gesamtbevölkerung zur gleichen Zeit etwa 




Tabelle 4.1: Wirtschaftlich aktive Bevölkerung nach Wirtschaftssektoren, 1950-1996 
 
 1950 1960 1970 1980 1990 1996 
 
Landwirtschaft 60 54 44 30 23 25 
Industrie 14 13 18 24 23 20 
Tertiärsektor 26 33 38 46 55 56 
 
Quellen: 1950-1980 in Cardoso 1989: 302; 1990, 1996 in Happe 2000: 33.  
 
 
Der eindrückliche Rückgang der Beschäftigten in der Landwirtschaft – von 54% der Beschäftig-
ten im Jahre 1960 auf 30% 1980 – geht auf die staatliche Modernisierungs- und Industrialisie-
rungsstrategie der Landwirtschaft zurück. Ein grosser Teil der Landbevölkerung zog in die 
Peripherien der Städte, um entweder als pendelnde Landarbeiter weiter zu arbeiten, oder um in 
den Städten nach Arbeit zu suchen (Cardoso 1989: 304, zu Minas Gerais siehe Hagopian 1996: 
88-93). Der Urbanisierungsgrad stieg von etwa 50% der Bevölkerung im Jahre 1965 auf 75% im 
Jahre 1987 (UNO-Daten zit. in Diamond u.a. 1989: 12). Bis Mitte der 90er Jahre ist er auf diesem 
Niveau verblieben (Happe 2000: 42). 
Anders als zu erwarten wäre, hat die Urbanisierung nicht zu einem Ende des Klientelismus 
geführt, der im vormodernen Kontext typisch ist. Dieser Prozess hat zwar den ländlichen Eliten 
die direkte Kontrolle über grosse Teile der ehemaligen Bauern und Landarbeiter entzogen, doch 
die Rolle des Staates als Unternehmer auf dem urbanen Arbeitsmarkt hat diese Form von Klien-
telismus und Patronage lediglich durch eine andere ersetzt (Hagopian 1996: 92f., 140-177). Es ist 
schwierig, dem Klientelismus Einhalt zu gebieten, wenn ein beträchtlicher Teil der Bevölkerung 
marginal oder prekär beschäftigt ist und deshalb auf Gefälligkeiten und die Vermittlung von Jobs 
angewiesen ist. Das nach 1964 verfolgte Entwicklungsmodell hat eindeutig eine Verschärfung 
der ohnehin schon starken sozialen Ungleichheit in Brasilien zur Folge gehabt und bietet dem 
Klientelismus deshalb einen breiten Nährboden. Der Anteil der ärmsten 50% der Bevölkerung 
am Bruttoinlandsprodukt ist zwischen 1950 und 1980 von 17,7 auf 14,2% gesunken (Cardoso 
1989: 305). Der Trend zu einer immer stärkeren Polarisierung der Einkommen hat sich nach der 
Transition zunächst verstärkt, um sich in den letzten Jahren erstmals umzukehren (Tabelle 4.2). 
Im internationalen Vergleich ist die soziale Polarisierung in Brasilien jedoch nach wie vor 
eklatant. Unter den im neuesten Weltentwicklungsbericht (Weltbank 2000: 334f.) verzeichneten 
Ländern hat Brasilien nach Sierra Leone und der Zentralafrikanischen Republik den höchsten 
Wert auf dem Gini-Index. 
67 
Tabelle 4.2: Einkommensungleichheit in Brasilien und ausgewählten anderen Ländern (Anteil 
der Bevölkerungsgruppen am Einkommen in Prozent) 
 
 Erhebungs- (1) (2) (3) (4) Verhältnis Gini- 
 jahr Unterste 20% Mittlere 60% Oberste 20% Oberste 10% 3:1  Index 
 
Brasilien 1960a 3,9   39,6 
 1983 2,4 35,0 62,6 46,2 26,1 
 1989 2,1 30,4 67,5 51,3 32,1 
 1996 2,5 33,8 63,8 47,6 25,5 60,0 
 
Ausgewählte Länder, nach Gini-Index geordnet: 
 
Chile 1992 3,3 36,3 60,4 45,8 18,3 
 1994 3,5 35,6 61,0 46,1 17,4  56,5 
 
Venezuela 1989 4,8 45,7 49,5 34,2 10,3 
 1996 3,7 43,2 53,1 37,0 14,4  48,8 
 
Peru 1985/86 4,4 43,7 51,9 35,8 11,8 
 1996 4,4 44,5 51,2 35,4 11,6  46,2 
 
Argentinien 1986 5,0 54,9 40,1 34,1 8,0 
 1991 4,6 42,5 52,9 36,9 11,5 
 
Uruguay 1989 5,4 46,3 48,3 32,7 8,9  42,3 
 
USA 1997 5,2 48,5 46,4 30,5 8,9  40,8 
 
Deutschland 1994 8,2 53,4 38,5 23,7 4,7  30,0 
 
 
Quellen: Weltbank 2000: 334f., Vilas 1997: 22. 
a Serra 1983, zit. nach Lamounier 1990: 111. 
 
 
Diese Form der Industrialisierung, die Cardoso (1989) »associated-dependent development« 
nennt, führt zu einer radikal anderen sozialen Struktur als dies bei der Wirtschaftsentwicklung in 
den alten Industrieländern der Fall war. Es entsteht ein Graben zwischen einer relativ kleinen 
Wirtschaft mit geregelten Arbeitsverhältnissen und einem grossen Sektor mit marginalen 
Beschäftigungsverhältnissen, der nur sehr indirekt von der wirtschaftlichen Entwicklung profi-
tiert. 1985 waren etwa 48% der ökonomisch aktiven Bevölkerung im formellen Sektor beschäf-
tigt, während etwa 28% entweder nicht dauerhaft oder im informellen Sektor beschäftigt waren. 
Nochmals 24% waren »ländliche Arme«, die entweder Subsistenzwirtschaft betrieben oder 
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Saisonarbeiter waren. Bis in die 90er Jahre hat der informelle Sektor diesen Anteil beibehalten 
(Weyland 1996: 52, 62). Der erste und entscheidende Faktor, der eine Gesellschaft wie die 
brasilianische strukturell heterogen macht, sind die divergierenden Interessen des formellen und 
des informellen Sektors. 
Die von Weyland (1996) überzeugend analysierte »soziale Fragmentierung« der brasiliani-
schen Gesellschaft ist jedoch nicht nur durch die besondere brasilianische Klassenstruktur 
determiniert, sondern institutionell bedingt. Sie spiegelt die bewusste Strategie des Staates seit 
dem Estado Novo wider, gegenüber der Gesellschaft eine dominierende Stellung einzunehmen. 
Da institutionelle Muster dazu neigen, sich selbst zu perpetuieren, wenn nicht ausreichend Druck 
aufgebaut wird, sie zu reformieren, überrascht es nicht, dass die Demokratisierung die soziale 
Fragmentierung der Gesellschaft nicht nachhaltig geändert hat, obwohl die korporatistischen 
Kontrollen abgebaut wurden (Weyland 1996: 53, 61ff.).  
In der marginalisierten Sphäre der Gesellschaft sind personalistische Netzwerke dominant. 
Die vorherrschende Armut dieser Gesellschaftsschicht macht sie für die klientelistischen 
Versprechungen von Politikern empfänglich, die entweder persönliche oder auf relativ kleine 
Gruppen beschränkte Gefallen in Aussicht stellen. Mitte der 70er Jahre kamen zwar erstmals 
soziale Bewegungen und Nachbarschaftsvereinigungen auf, doch verfolgen diese kaum univer-
selle Ziele, sondern verlangen oft die Versorgung mit öffentlichen Dienstleistungen. Die Demo-
kratisierung hat den Staat responsiver gegenüber diesen Interessen gemacht, dadurch jedoch nur 
die klientelistische Kooptierung verstärkt (Weyland 1996: 70f.). Ansätze zur gesellschaftlichen 
Selbstorganisation, die lokal beschränkt sind, haben jedoch möglicherweise weder einen Einfluss 
auf politische Entscheidungen, noch fördern sie notwendigerweise das politische Bewusstsein 
und das Sozialkapital der Beteiligten (Rueschemeyer 1998). Die Kräfte, die vertikalen Bindungen 
aufzubrechen und durch horizontale Organisation universalistische Ziele zu verfolgen, bleiben 
damit in der unteren Bevölkerungsschicht schwach. 
Für die in die formelle Wirtschaft eingebundenen sind hingegen korporatistische Organisati-
onsmuster verbreitet. Die Demokratisierung hat die Gewerkschaften zwar unabhängiger vom 
Staat gemacht, doch viele Aspekte der neuen Verfassung von 1988 tragen dazu bei, die Arbeiter-
schaft räumlich zu fragmentieren. Die Gewerkschaften sind pyramidenförmig auf lokaler, 
bundesstaatlicher und nationaler Ebene organisiert, wobei auf der lokalen Ebene einzelne 
Gewerkschaften das Monopol über die Repräsentation in eng umgrenzten Gebieten haben 
(Weyland 1996: 66f.). Gleichzeitig sind nach der Demokratisierung übergreifende Gewerk-
schaftsvereinigungen gegründet worden, die die aufgezwungene sektorale Trennung der Konfö-
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derationen überwinden. Die Koexistenz verschiedener solcher Vereinigungen mit unterschiedli-
cher ideologischer Ausrichtung trägt jedoch weiter zur Fragmentierung der Arbeiterschaft bei 
(Weyland 1996: 67). Dennoch scheint die Arbeiterschaft eine fruchtbarere Basis für eine Partei 
zu sein, die mehr Demokratie und soziale Gerechtigkeit fordert, als die weit grössere Masse der 
Unterprivilegierten, die nicht in den formellen Sektor eingebunden sind. Auch wenn die neu 
gegründete Arbeiterpartei (PT) aus verschiedenen sozialen Bewegungen hervorgegangen ist, war 
die »Neue Gewerkschaftsbewegung« Ende der 70er Jahre doch eine der stärksten Kräfte in der 
Gründung Partei (Keck 1992). 
Die Herausbildung kollektiver sozio-ökonomisch geprägter Identitäten, die die Sozialstruktur 
mit dem Parteiensystem verbinden könnten, ist durch die soziale Fragmentierung schwach geblie-
ben. Dies obwohl Brasiliens Wirtschaftsstruktur gesamthaft betrachtet längst einen Modernisie-
rungsgrad erreicht hat, der eine Organisierung entlang sozio-ökonomischer oder Gruppeninteres-
sen möglich machen würde. Der Graben zwischen den Marginalisierten im informellen Sektor 
und denjenigen, die in die korporatistischen Institutionen eingebunden sind, ist ein entscheiden-
der Faktor, weshalb dies nicht der Fall ist. Er ist auch für die Rolle mitverantwortlich, die die 
Parteien im politischen System Brasiliens insgesamt spielen. 
 
 
4.4.2 Die Rolle des Staates, der Bürokratie und der Parteien in der Interessenvermittlung 
 
Die unterschiedliche gesellschaftliche Stellung der Beschäftigten im formellen und derjenigen im 
informellen Sektor hat auch divergierende Interessen bezüglich der Frage zu Folge, welche Rolle 
Parteien überhaupt spielen sollen. Für die Unterprivilegierten sind politische Parteien das wirk-
samste Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen, da ihre Machtressource ihre Zahl ist. Anders als 
in den skandinavischen Ländern, wo breite Bevölkerungsschichten in umfassende neo-korpora-
tistische Institutionen eingebunden wurden, stellen diese Bevölkerungsschichten in Brasilien 
keine Mehrheit der wahlberechtigten Bevölkerung, nachdem das Wahlrecht universalisiert 
worden ist. Sie können ihre Interessen deshalb viel wirkungsvoller über Interessenvertretungsor-
ganisationen artikulieren als über Parteien, da sie in einer privilegierten Stellung sind, wie 
Weyland (1996: 44) treffend feststellt: »(...) it is in their interest to settle important matters 
through unintermediated links with the state, rather than having them decided in the electoral 
arena, where the many votes of the marginal mass count«. Weyland argumentiert, Impulse zur 
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Umverteilung würden durch den Graben zwischen informellen und formellen Beschäftigten 
gebremst, da letztere mit ihrem Steueraufkommen die Kosten dafür zu tragen hätten. 
Dieses Muster wird bestätigt durch die Schichtabhängigkeit der Mitgliedschaft in politischen 
Parteien und Interessenvertretungsorganisationen. Die Mitgliedschaft in letzteren steigt in Abhän-
gigkeit zum Einkommen von 5,9% in der untersten Schicht auf 37,6% in der obersten, während 
es bei der Parteizugehörigkeit, die Zugang zu Klientelismus eröffnet, genau umgekehrt ist. Unter 
den Reichsten sind 10,4% Parteimitglieder, während es in der zweit- und drittuntersten Schicht 
mit 19,3% am meisten sind (Santos 1992, zit. in Weyland 1996: 239). Repräsentative Umfragen 
in zwei urbanen Armenquartieren (Favelas) zeigen, dass in Brasilien mit 13% wesentlich mehr 
Befragte parteibezogen aktiv sind als in entsprechenden Quartieren in Chile, wo dies nur 4% sind 
(Kersting, Sperberg 2000: 230-232).  
Unternehmer sind weder darauf angewisen, noch haben sie ein Interesse daran, ihre Anliegen 
mittels Parteien in den politischen Prozess einzubringen oder deren programmatische Ausrich-
tung zu beeinflussen. Unter dem Vargas-Regime wurden wirtschaftliche Akteure in sektorale 
Vereinigungen entlang der einzelnen Wirtschaftszweige gezwängt. Das Militärregime räumte 
dann den Unternehmen in den »bürokratischen Ringen« eine privilegierte Stellung ein. Diese 
engen Verbindungen zwischen Wirtschaft und dem Staat und einer Fülle von para-staatlichen 
Agenturen sind auch nach der Demokratisierung erhalten geblieben (Weyland 1996: 53, 63-65). 
Sogar soziale Bewegungen entwickeln nach Keck (1992: 244f.) eher autonome Organisatio-
nen und versuchen in »korporatistischer« Art, direkt mit staatlichen Institutionen zu verhandeln, 
statt den Weg über Parteien zu gehen. Dass Interessengruppen ihre Ziele durch direkte Kontakte 
mit der Bürokratie zu verfolgen suchen, ist nicht nur eine Ursache für die Schwäche der Parteien, 
sondern eher eine Folge davon. Aufgrund der historischen Entwicklungssequenz, in der es zuerst 
zu einem Wachstum und einer Konzentration des staatlichen Verwaltungsapparates und erst dann 
zur Herausbildung von Massenparteien gekommen ist, haben die Parteien wenig Einfluss auf 
staatliche Ministerien und Institutionen. Dies ist ein entscheidender Punkt, in dem sich die US-
amerikanische Parteienentwicklung von der brasilianischen unterscheidet und für die viel grös-
sere Rolle verantwortlich ist, die Parteien in den USA spielen (von Mettenheim 1995: 44f., 
Mainwaring 1999: 231f.). Sowohl unter der Militärdiktatur, als auch in der demokratischen 
Neuen Republik werden wichtige Entscheidungen innerhalb des Staatsapparates getroffen, was 
die Rolle der Parteien einschränkt. Sie haben darüber hinaus keinen Einfluss auf die Besetzung 
der entscheidenden Stellen in der Verwaltung. Auch wenn die Parteien und der Kongress mit der 
neuen Verfassung von 1988 aufgewertet worden sind, konzentrieren die meisten Interessenver-
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tretungen und Verbände ihre Lobbytätigkeit nach wie vor auf die Bürokratie (Mainwaring 1999: 
232, Weyland 1996: 44, Chalmers 1977: 411-418).  
Schon diese direkten Kanäle, die Staat und Wirtschaft verbinden, können als Verletzung der 
demokratischen Trennung von privater und öffentlicher Sphäre angesehen werden (Weyland 
1996: 64f., O’Donnell 1992: 38-40). Darüber hinaus übt der Staat in Brasilien jedoch nicht nur 
eine regulierende Funktion aus, sondern ist gleichzeitig auch ein wichtiger Produzent. 1979 
waren 28 der 30 grössten nicht-finanziellen Unternehmen in Brasilien im öffentlichen Sektor 
angesiedelt (Cardoso 1989: 308). Cardoso argumentiert, dass der »Staat als Produzent« Teil der 
wirtschaftlichen Ordnung und damit automatisch auch Teil der Zivilgesellschaft geworden ist 
(ebd.). Dieselbe Vermischung von gesellschaftlicher und politischer Sphäre bringt die Rolle des 
paternalistischen lokalen Patrons auf dem Land mit sich und überhaupt der Umstand, dass die 
traditionellen politischen Eliten ihre Macht nicht verloren haben (Chalmers 1977: 405f., 
Hagopian 1996, O’Donnell 1992: 45-48, Weyland 1996: 3, Alves 1988). 
Die stärkere Rolle des Staates und sein Engagement in der Industrialisierung führt zunächst 
dazu, dass dieser eigene politische Interessen entwickelt. In der Modernisierungspolitik des büro-
kratisch-autoritären Militärregimes nach 1964 kam mit den multinationalen Unternehmen ein 
weiterer, nicht in den liberal-demokratischen Rahmen integrierter Akteur auf. Wie Cardoso 
(1989: 310) schreibt, zeichnen sich multinationale Unternehmen zwar aus durch eine »strong 
„structural presence“, but with enormous difficulty in becoming a class for itself at the level of 
local politics« (Cardoso 1989: 310).42 Dies unterscheidet ausländische Unternehmen von einer 
nationalen Bourgeoisie, die unter gewissen Umständen, wie wir gesehen haben, ihre Interessen 
mittels politischer Parteien verfolgen kann. Hagopian (1996: 102f.) argumentiert, dass die traditi-
onelle politische Elite – deren Ursprung im Landbesitz lag – in der Lage war, ihre Stellung zu 
halten, weil die Abwesenheit einer lokalen Industriellenschicht ein Vakuum schaffte, das sie in 
der Lage war auszufüllen. Ihre Macht war dabei schon früh nicht mehr wirtschaftlicher, sondern 
politischer Art.  
Vor dem historischen Hintergrund der Abwesenheit von Cleavages in der vordemokratischen 
Zeit in Brasilien und in der demokratischen Phase zwischen 1945 und 1964 haben die in den 
letzten beiden Abschnitten analysierten Faktoren dazu beigetragen, dass sich in der Neuen 
Republik bisher keine klaren sozio-ökonomisch geprägten Cleavages herausgebildet haben. 
Während der Transition zur Demokratie war hingegen in einigen Regionen noch ein klassen-
basiertes Wahlverhalten zu beobachten. Auf diese Entwicklung gehe ich nun ein. 
                                                
42 Siehe auch Chalmers (1977: 409, 412f.). 
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5. Liberalisierung des Militärregimes und die Schwierigkeit der 
Formierung von Parteipräferenzen in der »Neuen Republik« 
 
5.1 Der Cleavage zwischen Unterstützern und Gegnern des Militärregimes 
 
Die enormen Veränderungen in der Sozialstruktur unter dem bürokratisch-autoritären Militär-
regime in den späten 60er und in den 70er Jahren fanden in einem Vakuum von sozialen und 
politischen Institutionen statt, die diese hätten verarbeiten können (O’Donnell 1992: 45). Die 
formelle Beibehaltung von legislativen Wahlen machte diese zur gleichen Zeit zu einer Art 
Barometer für die Legitimität des Regimes – gefiltert durch den Grad, zu dem die Wahlen frei 
waren, und durch die Manipulation der Regeln durch das Regime. Dennoch bildete sich nach 
1974 ein Cleavage zwischen Befürwortern und Gegnern des Militärregimes heraus, repräsentiert 
durch ARENA und MDB.  
Bis 1974 war der MDB allerdings eine wirkliche Oppositionsrolle versagt. Als das Militärre-
gime feststellte, dass es sich in der Annahme geirrt hatte, die ARENA könne ihre Stellung auch 
unter freieren Wahlen halten, liess es von seinem Plan ab, den Klientelismus zugunsten der 
Staatskonsolidierung zu bekämpfen (Weyland 1996: 60, Hagopian 1996: Kap. 5). Da die MDB 
als Oppositionspartei jedoch von staatlichen Ressourcen abgeschnitten war, die es ihr erlaubt 
hätten, mittels Klientelismus Wahlkampf zu machen, hatten Politiker der ARENA ihr gegenüber 
einen strukturellen Vorteil in den Wahlen, solange auf der Ebene der nationalen Exekutive keine 
Möglichkeit bestand, dass die MDB die Regierungsverantwortung erhielt. In diesem Kontext ist 
das wissenschaftlich allgemein anerkannte geographische Muster der Unterstützung und der 
Opposition gegenüber dem Militärregime zu sehen. Die Unterstützung für das Regime war in den 
weniger entwickelten ländlichen Gebieten des Nordostens, wo Klientelismus und Patronage am 
stärksten sind, am höchsten. Demgegenüber war die Wählerschaft der Oppositionspartei in den 
urbanen Regionen des Südostens konzentriert. 
Wie Umfragen zwischen 1978 und 1982 zeigen, konnte die urbane Bevölkerung im Südosten 
die Issue-Positionen von MDB und ARENA trennen und die Haltung der Bevölkerung gegenüber 
diesen Fragen offenbarte einen klaren Cleavage zwischen Befürwortern und Gegnern des 
Regimes. Dieser stand auch in einem konsistenten Zusammenhang zur eigenen Positionierung 
auf der Links-Rechts-Skala durch die Befragten (von Mettenheim 1995: 148f., 156f., 162). In den 
Senatswahlen in São Paolo offenbarte sich zwischen 1966 und 1978 ausserdem ein deutlich 
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durch die Klassenzugehörigkeit beeinflusstes Wahlverhalten. Dieses lässt sich an den Wahlprä-
ferenzen in acht Stadtzonen, die gleichzeitig eine Hierarchie der sozio-ökonomischen Lebens-
umstände repräsentieren, nachweisen. Der Stimmenanteil für die ARENA wird von Zone zu 
Zone höher, wenn man sich der reichsten Stadtzone nähert, während er für die MDB umso höher 
wird, je ärmer die Zone ist (Lamounier 1989: 65-69). Einerseits ist dabei zu berücksichtigen, dass 
Senatswahlen eher einer populistischen als einer klientilistischen Logik folgen dürften, und 
andererseits dürfte es der ARENA in den Metropolen schwerer gefallen sein, sich ihre Stimmen 
mittels klientilistischer Praktiken zu sichern. 
Im Nordosten gab es gemäss von Mettenheims (1995) Untersuchung hingegen kein erkenn-
bares Muster in der Haltung der Befragten gegenüber bestimmten politischen Fragen, das den 
Gegensatz zwischen ARENA und MDB widergespiegelt hätte. Die beiden Parteien repräsentier-
ten dort also keinen Cleavage auf Bevölkerungsebene. Die ARENA erreichte im Nordosten 
komfortable Mehrheiten. Von Mettenheim weist deshalb einmal mehr auf die extrem ungleiche 
Entwicklung der politischen Orientierungsmuster in Brasilien hin – wie schon Soares (1967) 
während der Zweiten Republik. Augenscheinlich hatten in den ländlichen Gebieten klientelisti-
sche Parteiorganisationen einen starken Einfluss auf die Herausbildung von Parteipräferenzen. 
Bei Umfragen im betreffenden Zeitraum gaben 60,3% der Befragten in ländlichen Gebieten an, 
sie seien im Vorfeld von Wahlen persönlich von Parteimitgliedern kontaktiert worden – in den 
Städten war deren Zahl etwa halb so gross (von Mettenheim 1995: 148f., 156f., 195). 
Das Vertrauen des Militärregimes in die Wirkungskraft des Klientelismus zur Abschwä-
chung des Protestvotums gegenüber das Regime wird in der Wahlreform von 1981 im Hinblick 
auf die Gouverneurswahlen von 1982 deutlich. Durch das Verbot von Wahlkoalitionen und die 
Verpflichtung, für alle Regierungsebenen ein und dieselbe Partei zu wählen, hoffte das Regime, 
dass klientelistische Kriterien auf lokaler Ebene den Ausgang der Wahl auch auf einzelstaatlicher 
Ebene determinieren würden (Hagopian 1996: 217). Bisher hatten die unterschiedlichen Unter-
stützungsmuster von Mettenheims (1995) These tendentiell bestätigt, wonach legislative Wahl-
präferenzen von Klientelismus bestimmt sind, während für exekutive Positionen – oder wie hier 
im Kontext beschränkter exekutiver Wahlen die Senatswahlkämpfe – populistische Gesichts-
punkte zentral sind. 
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5.2 Der Cleavage verschwindet und die Eliten bleiben 
 
Bis zur Auflösung des künstlich geschaffenen Zweiparteiensystems unter dem Militärregime im 
Jahre 1979 bestanden also relativ klare Präferenzen in der Bevölkerung für ARENA oder MDB – 
zumindest in den entwickelten urbanen Regionen, wie von Mettenheims (1995) Analyse deutlich 
gemacht hat. Diese beiden Parteien waren damit ungleich stärker in der Gesellschaft verwurzelt 
als diejenigen des Mehrparteiensystems, das sich in den 80er Jahren allmählich herausbildete. 
Dies wird in Daten zur Parteiidentifikation von Befragten in São Paolo deutlich, die zeigen, dass 
– ausgehend von einem relativ hohen Niveau – in den 80er Jahren die Zahl derjenigen, die sich 
im urbanen Kontext mit einer Partei identifizieren, deutlich abgenommen hat (Tabelle 4.3).43 In 
den übrigen Ländern Lateinamerikas kamen mit der Redemokratisierung die Parteien aus der Zeit 
vor der Militärherrschaft wieder auf. Dass dies in Brasilien nicht der Fall war, hängt wahrschein-
lich nicht primär mit der schwachen Verankerung der Parteien aus der demokratischen Phase 
zwischen 1945 und 1964 in der Bevölkerung zusammen, sondern damit, dass das Parteiensystem 
zwischen 1965 und 1979 neue Loyalitäten geschaffen hat. 
 
 
Tabelle 4.3: Parteiidentifikation in São Paolo: Parteien unter dem Militärregime, deren 
Nachfolgerparteien und neue Parteien, 1974-1993 (in Prozent)a 
 
Partei 1974 1978 1982 1985 1988 1991 1993 
 
ARENA-PDS-PPR 26 15 17 2 6 10 7 
MDB-PMDB 55 61 33 34 13 14 17 
PT - - 13 14 16 16 20 
PTB - - 11 4 1 2 0 
PSDB - - - - 3 7 4 
Andere - - 1 9 4 7 3 
 
Insgesamt 81 76 75 63 43 57 50 
Keine Präferenz 19 24 25 37 57 43 50 
 
Quelle: Mainwaring 1999: 114. 
a Für die vollen Namen der Parteien und deren Charakterisierung siehe Kasten 3.1. 
 
 
                                                
43 Mainwaring (1999: 114) weist darauf hin, dass diese Daten die Parteiidentifikation möglicherweise überbewer-
ten, da das Konzept in volatilen Systemen weniger Aussagekraft hat. Interessant ist hier allerdings nicht so sehr 
das absolute Niveau der Parteiidentifikationen, sondern die Entwicklung des Indikators über die Zeit. 
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Als das Militärregime feststellte, dass das Zweiparteiensystem die Opposition einigte, lancierte 
sie die Parteienreform von 1979, die nach einer späteren Aussage des Ministers für zivile Ange-
legenheiten das Ziel hatte, die »Disartikulation der Opposition« und die Herausbildung von 
verschiedenen Oppositionsfronten zu fördern – wobei die inhärente Heterogenität der Opposition 
dies erleichtern sollte (widergegeben in von Mettenheim 1995: 106). 
Der Übergang zu einem Mehrparteiensystem ist ein erster entscheidender Grund für das 
Verschwinden des Cleavage zwischen Unterstützern und Gegnern des Militärregimes. Neben 
diesem institutionellen Faktor führten jedoch die Modalitäten der Transition zu einer Verwässe-
rung der Positionen der beiden Parteien, die diesen Cleavage repräsentiert hatten. Entscheidend 
war dabei, wie der erste zivile Präsident, der Kandidat der Opposition war, gewählt wurde. 
Obwohl ARENA/PDS-Abgeordnete – zum grossen Teil Mitglieder der traditionellen politischen 
Elite (Hagopians 1996: Kap. 6) – eine Mehrheit in dem Wahlgremium hatten, das 1985 den 
Präsidenten bestimmen sollte, wurde mit Tancredo Neves der Kandidat der oppositionellen 
PMDB gewählt. Als Mitglied der Oligarchie von Minas Gerais wurden ihm die besten Chancen 
gegeben, Stimmen der bisherigen Regierungspartei zu erhalten. Er versicherte, nicht als Reprä-
sentant der Opposition aufzutreten, die »Revolution« von 1964 nicht zu kritisieren und wählte als 
Vizepräsidenten José Sarney, ein Mitglied der Partei der liberalen Front (PFL). Diese formierte 
sich aus denjenigen PDS-Abgeordneten, die bereit waren, den Oppositionskandidaten zum Präsi-
denten zu wählen. Alle, die seine Kandidatur unterstützten, sollten durch Posten in der Regierung 
entschädigt werden (Hagopian 1996: 222f.). 
Als Vizepräsident Sarney das Amt nach dem Tod von Tancredo Neves an dessen Stelle über-
nahm, versuchte er das Abkommen dennoch umzusetzen. Dies hatte weitreichende Folgen für die 
Repräsentativität der neuen Regierungen auf den verschiedenen Ebenen des politischen Systems, 
wie Hagopian  zusammenfasst: 
 
»Through negotiated state and national political pacts, traditional political elites 
secured their own place in the New Republic and smuggled into the new democracy 
antidemocratic political practices inherited from the military regime and its civilian 
predecessors. With their forced reentry into national and state cabinets, the regional 
oligarchies recaptured their access to state patronage resources and reestablished 
their domination of federal, state, and local executive positions, and they reproduced 
clientilism at each level of the political system. With their appropriation of the 
PMDB, the new party of government, they dramatically weakened political parties. 
[...] Closure at the top of the system brought about by national negotiation constric-
76 
ted the space for local competition that had opened from 1982 to 1984, and made real 
political change harder to effect« (1996: 225). 
 
Als die ehemalige Opposition an die Macht kam, büsste die einstige MDB und jetzige PMDB 
ihre Identität als demokratische Oppositionspartei ein, weil sich ihr eine grosse Zahl früherer 
ARENA/PDS-Abgeordneter anschlossen. Grosse Teile der staatlichen Ressourcen werden in 
Brasilien nach politischen Kriterien verteilt – Ames (1994: 96) schätzt, dass deren Anteil auf 
zentralstaatlicher Ebene etwa 50% beträgt. Politische Vertreter, die in Opposition zur Regierung 
stehen, haben es deshalb schwerer, zentralstaatliche Ressourcen in ihre Bundesstaaten, Gemein-
den oder Wahlkreise zu kanalisieren. Nach den Siegen der PMDB ab 1982, und durch die weit-
verbreitete Diskreditierung der PDS als ehemalige Unterstützerin der Militärregierung, wech-
selten in den 80er Jahren grosse Teile der PDS-Opposition ins Lager der Regierung, also in die 
PMDB (Mainwaring 1999: 102). Darüber hinaus sollten nach Präsident Sarneys Amtseinsetzung 
130'000 Stellen in der Bundesverwaltung verteilt werden und nach den Wahlen von 1986 durch 
die Gouverneure etwa fünfmal soviele auf einzelstaatlicher Ebene (von Mettenheim 1995: 118f.). 
In Minas Gerais wechselten 200 Bürgermeister und lokale Parteiorganisationen Mitte 1985 
»über Nacht« von der PDS zur PMDB. Ein Viertel der Repräsentanten der PMDB, die 1986 in 
die verfassungsgebende Versammlung gewählt wurden, waren ehemalige ARENA-Mitglieder. 
Die grösste Fraktion in der Versammlung bestand 1987 deshalb aus ehemaligen Vertretern der 
ARENA (Hagopian 1996: 231, 233). Die PMDB zeigte keine Hemmungen, sich an die 
herrschenden Spielregeln anzupassen. Progressive Mitglieder wie der spätere Präsident Fernando 
Henrique Cardoso verliessen die Partei deshalb, weil sie sich, in seinen Worten, von einer Catch-
all-Partei in eine Partei zur Verteilung von staatlicher Patronage verwandelt hatte (Mainwaring 
1999: 103). 
Die Kontinuität in der politischen Klasse Brasiliens ist oft hervorgehoben worden 
(O’Donnell 1992: 34, Alves 1988, Weyland 1996: 3, Power 1997, 2000). Dieser Umstand liegt 
nicht nur darin begründet, dass in Abwesenheit von Parteien mit klaren programmatischen 
Positionen den Persönlichkeiten eine entscheidende Bedeutung zukommt. Von Mettenheim 
(1995: 116) argumentiert, die Wahlen von 1985 hätten deutlich offenbart, dass zum Wahlerfolg 
in Brasilien noch immer nicht nur eine Begabung zum populistischen Diskurs entscheidend ist, 
sondern ebenso sehr die Unterstützung durch lokale Parteiapparate, die mittels Patronage Stim-
men mobilisieren. Ältere Politiker hätten nicht aufgrund persönlicher Kriterien gewonnen, 
sondern weil sie die zentralen Taktiken und Allianzstrategien der brasilianischen Politik 
beherrschten, die sich unter der Demokratie nicht verändert haben. Das Ausmass, zu dem diese 
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Mechanismen bis heute bestimmend sind oder wie weit ideologische und inhaltliche Kriterien sie 
in den Hintergrund gedrängt haben, ist allerdings umstritten. Es lässt sich Kontinuität wie auch 
Wandel feststellen, wie im Folgenden gezeigt wird. 
 
 
5.3 Kontinuität und Wandel im brasilianischen Parteiensystem 
 
5.3.1 Die Persistenz der vertikalen Netzwerke der territorialen Integration 
 
Es gibt überzeugende Belege dafür, dass die vertikalen Netzwerke, wie ich sie für die erste demo-
kratische Phase Brasiliens zwischen 1945 und 1964 beschrieben habe (Abschnitt 4.3.2), noch 
heute intakt sind. In einer von Mainwaring durchgeführten Umfrage unter 107 Unterhausabge-
ordneten und Senatoren antworteten auf die Frage, wie wichtig es für sie sei, Ressourcen für ihre 
Heimatregionen zu erlangen, 58,4% damit, dies sei ziemlich wichtig und 29,4% meinten, dies sei 
mehr oder weniger wichtig. Nur 11,2% verneinten dies (1999: 194). Im Gegensatz zu universalis-
tischen Programmen, die die materielle Situation ganzer Bevölkerungsschichten verbessern 
würden, sind die klientelistischen Begünstigungen nicht teuer und können auch nur Hilfe bei der 
Inanspruchnahme von staatlichen Dienstleistungen bedeuten, auf die die BürgerInnen ohnehin 
Anspruch hätten (Mainwaring 1999: 209, 212). Vertikale Netzwerke durchschneiden dadurch 
kollektive Interessen, die mit sozio-strukturellen Merkmalen in Beziehung stehen. 
Da die Parteien schwach und die Abgeordneten relativ autonom sind, können legislative 
Mehrheiten nicht durch die Unterstützung bestimmter Parteien, sondern nur durch Befriedigung 
partikularistischer Forderungen erreicht werden. Wie Ames (2000: 22) schreibt: »No one who 
follows Brazilian politics doubts that pork-barrel programs and control over appointive jobs are 
the mother's milk of legislative majorities«. Damit die vertikalen Netzwerke funktionieren, sind 
entweder Verhandlungen oder persönliche Beziehungen über die verschiedenen Regierungs-
ebenen hinweg notwendig. Hier spielen Parteien eine koordinierende Rolle. Ihre wichtigste 
Ressource sind Kontakte mit denjenigen Leuten, die in den Entscheidungszentren der Macht 
sitzen (Chalmers 1977: 413). 
In einer Untersuchung der Präsidentschaftswahl von 1989 zeigt Ames (1994) auf, dass lokale 
politische Vertreter nach wie vor erfolgreich darin waren, für einzelne Präsidentschaftskandidaten 
Wählerstimmen zu mobilisieren. Durch deren Verbindungen zur lokalen Presse, Fernseh- und 
Radioanstalten schnitten alle Präsidentschaftskandidaten in den Gemeinden, die von ihrer Partei 
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kontrolliert waren, deutlich besser ab als im Durchschnitt.44 In der Stichwahl für die Präsident-
schaft haben die Wahlempfehlungen, mittels derer Parteien und Kandidaten, die nicht in die 
zweite Runde gekommen sind, einen der zwei verbleibenden Kandidaten unterstützen, ebenfalls 
einen deutlichen Effekt auf die Wahlpräferenzen. 
In einem zweiten Modell führt Ames (1994: 100-102) zunächst sozio-ökonomische und 
demographische Kontrollvariablen – Gemeindegrösse, Anteil von Industrie-, Landwirtschafts-
beschäftigten und Migranten, sowie Pro-Kopf-Einkommen – ein, in der Annahme, dass diese 
auch dann einen Einfluss haben, wenn die meisten Parteien keine klaren ideologischen Positionen 
vertreten. Der Einfluss der lokalen Parteiorganisationen verschärft sich in diesem verfeinerten 
Modell. 
In einem dritten Modell bezieht Ames (1994: 102-104) die Links-Rechts-Tendenz der 
Wählerschaft der betreffenden Gemeinden mit ein.45 Es zeigt sich, dass die politische Orientie-
rung nur bei bestimmten Kandidaten eine Rolle spielt, nämlich denjenigen von PT und PDT zur 
Linken und der PDS zur Rechten – mit anderen Worten denjenigen, die ideologisch klar 
verortbar sind. Bei Collor (PRN) als Gewinner der Wahl lässt sich kein Einfluss der Links-
Rechts-Tendenz feststellen. In der ersten Runde belegt das Modell, dass die 
Präsidentschaftskandidaten in den Gemeinden wesentlich besser abschnitten, in denen die 
Bürgermeister ihrer Partei angehörten. In der zweiten Runde gilt dies für Lula (PT) nicht mehr 
und es zeigt sich dabei eines der Handicaps der Arbeiterpartei, nämlich dass sie lokal noch 
schwach verankert war und erst seit 1988 überhaupt Bürgermeisterämter gewonnen hatte (Ames 
1994: 103). 
Dass die Wahlpräferenzenbildung in Brasilien entgegengesetzt dem in den USA zu beobach-
tenden Muster folgt, wo Präferenzen für wichtigere Ämter diejenigen für weniger wichtige beein-
flussen (»Coattails effect«) – etwa die Parteizugehörigkeit des Präsidentschaftskandidaten die 
Präferenzen in legislativen Wahlen prägt – zeigt neben Ames (1994) auch Samuels (2000) auf. 
Die Zentralität lokaler Belange in Brasilien führt im Zusammenspiel mit der Abhängigkeit von 
Ressourcen, die höhere Ebenen verteilen, zu einem komplexen Wechselspiel der Wahlpräferen-
zenbildung auf lokaler und Staatenebene. Die Parteipräferenzen in den Einzelstaaten und im 
Kongress folgen hingegen einem weitaus einfacheren Mechanismus, der auf zwei Faktoren 
beruht. Die weitreichenden Kompetenzen der Gouverneure und der Umstand, dass die Parteien 
                                                
44 Umgekehrt vergeben Kongressabgeordnete oft Fernseh- und Radiolizenzen an lokale Politiker, von denen be-
kannt ist, dass sie in der Lage sind, Wählerstimmen zu mobilisieren (Ames 1994: 96). 
45 Da keine Umfragedaten bestehen, wird »partisan tendency« an den Parteipräferenzen der Gemeinden in den drei 
letzten Parlamentswahlen gemessen. 
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auf einzelstaatlicher Ebene organisiert sind, sorgen dafür, dass die Staaten im brasilianischen 
Föderalismus die zentrale Politikebene sind. 
Die Gouverneure, die in den einzelstaatlichen Parteien in der Regel wichtige Akteure sind, 
haben somit Einfluss darauf, wer als Kandidat für die Kongresswahlen aufgestellt wird (Mainwa-
ring 1999: 265). Die Popularität von Politikern, die auf Staatenebene exekutive Positionen 
ausfüllen, sowie der Zugang zu klientelistischen Netzwerken, die für Kandidaten in den 
Kongresswahlen Unterstützung mobilisieren können, führen dazu, dass diese Politikebene einen 
entscheidenden Einfluss auf die Präferenzen in den Kongresswahlen hat. Samuels (2000) stützt 
diese These mittels Interviews mit Kongressabgeordneten, sowie dem systematischen Vergleich 
der häufigen Parteiallianzen in den bundesstaatlichen Wahlkämpfen und in jenen für den 
Kongress, wobei die Allianzen eine bemerkenswerte Kongruenz offenbaren. Eine Regressions-
analyse stützt die These, dass die Richtung der Dynamik von der Staaten- zur nationalen Ebene 
verläuft. Dahingegen ist die Kongruenz zwischen Allianzen auf Staaten- und Bundesebene mit 
denjenigen in Präsidentschaftswahlkämpfen äusserst gering. Dies liegt nach Samuels daran, dass 
die Parteien national schwach organisiert sind: »The nearly total absence of partisan congruence 
across states demonstrates that national partisan platforms do not define alliance patterns in 
Brazil. Rather, personalistic factions determine how parties line up at the state level« (2000: 10). 
Daraus folgt eine wichtige Erkenntnis für den Gegenstand dieser Arbeit. Ein Muster, nach 
dem sozio-ökonomische und demographische Variablen die Parteipräferenzen beeinflussen, ist in 
Brasilien am ehesten auf Staatenebene zu erwarten. Das fehlende nationale Muster könnte exis-
tierende sozio-strukturelle Determinanten der Wahlpräferenzen auf Staatenebene verdecken, da 
die Parteien national schwach organisiert sind und ihre Positionen von Staat zu Staat variieren. 
 
 
5.3.2 Die unterschiedlichen Logiken der Parteipräferenzenbildung und Ansätze eines Wandels 
 
Wie die Analyse von Ames (1994) deutlich gemacht hat, sind einzelne Parteien durchaus ideolo-
gisch zu verorten. Bei einzelnen Parteien müssten sich also Zusammenhänge zwischen der politi-
schen Einstellung der WählerInnen und ihrer Parteipräferenz feststellen lassen. Die Schwierig-
keit, robuste Zusammenhänge zwischen sozio-strukturellen Variablen und der Parteipräferenzen-
bildung zu finden, liegt aber in der Unterschiedlichkeit der Parteien, die in Brasilien einzigartig 
ist, wie Mainwaring (1995: 376) feststellt: »In Brazil, the parties differ sharply according to 
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ideology, organization, degree of discipline and cohesion, and linkages to the state and society. 
Indeed, it would be difficult to find a case in which parties differ more on these dimensions«. 
Diese Unterschiede unterstreichen, dass institutionelle Faktoren alleine den Charakter des 
Parteiensystems in Brasilien nicht erklären können. Wie im nächsten Kapitel thematisiert wird, 
erlauben Wahlrecht und institutionelle Regeln, dass äusserst lockere und kohärente Parteien 
parallel existieren. Da Brasilien in Sartoris (1994: 40-48) Kategorie derjenigen Systeme fällt, in 
denen die Interaktion von Wahlsystem und Parteiensystem keinen eigenständigen Einfluss auf 
den politischen Prozess und die Zahl der Parteien hat, begünstigt der institutionelle Rahmen den 
existierenden Personalismus. Während Klientelismus und Patronage die Institutionalisierung 
eines Parteiensystems nicht grundsätzlich ausschliessen – wie der Vergleich mit den USA gezeigt 
hat – tut es der Umstand, dass diese Praktiken in Brasilien auf Persönlichkeiten zentriert sind und 
Parteien dabei kaum eine Rolle spielen. Brasilien stellt unter modernen Gesellschaften deshalb 
eine Anomalie dar: »In contrast to what the litterature suggests is the case for modern clientilism, 
in Brazil clientele networks since 1985 have not primarily been party oriented or controlled; 
rather they have been individually dominated« (Mainwaring 1999: 179). 
Chalmers (1977: 413-415) identifiziert als typisches Muster in Lateinamerika, dass lokale 
Vermittler (»Broker«), die die lokale Gemeinschaft und die verschiedenen Ebenen des politi-
schen Systems verbinden, eine zentrale Rolle spielen. Was den brasilianischen Fall ihm zufolge 
auszeichnet, ist der Umstand, dass durch die Diskontinuität der Parteiensysteme die Verbindun-
gen zwischen diesen Vermittlern und den Parteien viel schwächer sind als anderswo. Angesichts 
der personellen Kontinuität der ARENA-Mitglieder unter dem Militärregime und den Politikern 
der verschiedensten Parteien heute (Power 2000: Kap. 4) können individuelle Politiker die 
potentiell strukturierende Rolle der Parteien vermutlich durch das Netzwerk von persönlichen 
Kontakten kompensieren, über das sie verfügen. Die Persistenz des Personalismus wird begüns-
tigt durch die schwache horizontale Organisationskapazität, die durch die institutionellen und 
gesellschaftlichen Faktoren gehemmt wird, die ich im letzten Kapitel dargestellt habe: korpora-
tistische Institutionen sowie die spezifische brasilianische Klassenstruktur. 
Es war vermutlich nicht die anti-organisationelle politische Kultur in Brasilien, die den 
Ausschlag bei der Ausarbeitung der institutionellen Regeln wie dem Wahlrecht gegeben hat, wie 
Mainwaring (1999: 233f.) vermutet, sondern vielmehr die Strategie derjenigen Politiker, die sich 
bereits im System bewegt haben und kein Interesse daran haben können, ihren persönlichen 
Spielraum durch eine stärkere Rolle politischer Parteien eingeschränkt zu sehen. Power (1997: 
196-208, 2000: Kap. 5) zeigt in Kohortenstudien auf, dass ehemalige ARENA/PDS-Politiker 
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wesentlich anti-institutioneller eingestellt sind als Politiker, die diesen Parteien nie angehört 
haben. 
Die erste Partei, die mit dem dominanten Muster der Repräsentation in Brasilien gebrochen 
hat, ist die 1979 gegründete Arbeiterpartei (PT). Dies ist ohne Zweifel darauf zurückzuführen, 
dass sie mit die erste in der brasilianischen Geschichte ist,46 die nicht von Eliten gegründet 
worden ist, sondern aus der Gesellschaft aufgekommen ist (Keck 1992: 3). Die Gründung der 
Arbeiterpartei kann als Ausdruck einer wachsenden Zivilgesellschaft gesehen werden, die Stepan 
(1985: 331-338) bezüglich der 70er Jahre beschrieben hat und deren Erstarken in der Opposition 
gegen die Militärdiktatur deutlich geworden ist. Als basisdemokratische Partei hat die PT einer 
ganzen Reihe von sozialen Bewegungen Ende der 70er Jahre eine Stimme verschafft.47  
Die PT versucht, den Graben zwischen formellem und informellem Arbeitsmarkt in den 
Städten zu überbrücken und kooperiert mit den Neuen Sozialen Bewegungen der Beschäftigten in 
der Landwirtschaft (Grzybowski 1990). Während sie die einzige Partei ist, die auch intern demo-
kratisch organisiert ist, verbindet sie dies mit einer imperativen Fraktionsdisziplin – nach interner 
Deliberation ist die Parteilinie für alle Abgeordneten bindend (Keck 1992).48 Seit den Wahlen 
von 1985 hat die PT ihre Strategie modifiziert und ist zu einem integrativen Diskurs gegenüber 
Segmenten der Mittelklasse übergegangen. Als programmatische Partei lehnt die PT klientelisti-
sche Praktiken und Patronage ab (Keck 1992: 217f.). 
Der Kern der PT liegt allerdings in der Neuen Gewerkschaftsbewegung, die sich in Opposi-
tion zu den staatlich kontrollierten korporatistischen Strukturen entwickelt hat. Interessanterweise 
ist die PT in Konjunktur mit einem Anteil der Arbeiterklasse an den Gesamtbeschäftigten aufge-
kommen, der sich in den 1970er Jahren demjenigen der Arbeiter in vielen europäischen Ländern 
zum Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts annäherte – als auch dort die Arbeiterpar-
teien gegründet wurden.49 Die Grösse der Arbeiterklasse determiniert natürlich noch in keiner 
Weise ein kollektives Klassenbewusstsein (Przeworski, Sprague 1985), aber dieses scheint in der 
organisierten Arbeiterschaft dennoch ungleich stärker gewesen zu sein als im viel grösseren 
informellen Sektor des brasilianischen Arbeitsmarktes. Es sei daran erinnert, dass Arbeiterpar-
                                                
46 Als einzige weitere Ausnahme ist die Kommunistische Partei zu nennen, die aber nur zwischen 1945 und 1947 
legal operierte. 
47 Zu den verschiedenen Kräften, von denen insbesondere die Basisgemeinschaften der katholischen Kirche zentral 
waren, siehe Keck (1992: 40-60). 
48 Zur Fraktionsdisziplin der unterschiedlichen Parteien siehe Ames (2000). 
49 Dieser Vergleich bezieht sich auf den Anteil der wirtschaftlich aktiven Bevölkerung in Industrie, Bergbau, 
Bauwirtschaft und Transport, wie er von Keck (1992: 13) für verschiedene Länder widergegeben wird. Diese Be-
schäftigungskategorien machten in Brasilien im Jahre 1980 29,1% der wirtschaftlich aktiven Bevölkerung aus 
(1960: 19,7%). 
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teien deshalb mit der Industrialisierung und nicht schon in Agrarökonomien aufkamen, weil erst 
die urbane Beschäftigung in Fabriken die Voraussetzungen für ein kollektives Bewusstsein einer-
seits und die Kapazität zur Organisation andererseits schufen (Weber 1976: 532f., Rueschemeyer 
u.a. 1992: 58). Die Beschäftigten im informellen Sektor haben in dieser Beziehung mehr 
Ähnlichkeit mit jenen in der Landwirtschaft als mit der industriellen Arbeiterklasse. 
Die unterschiedlichen Mechanismen der Wahlpräferenzenbildung, die sich im Charakter der 
verschiedenen Parteien niederschlagen, finden sich einerseits innerhalb der Städte und anderer-
seits zwischen den städtischen und den ländlichen Gebieten. Eine empirische Studie in zwei 
Favelas (brasilianische Armensiedlungen oder Slums) belegt die in diesem Kontext ungebro-
chene Bedeutung des lokalen Meinungsführers, der die Wahl anleitet und für einen Kandidaten 
Stimmen sammelt, im Austausch gegen materielle Vergünstigungen (Kersting und Sperberg 
2000: 220). Die Persistenz von Klientelismus ist angesichts der weitverbreiteten Armut nicht 
weiter erstaunlich. Als Faktor hinter der Parteipräferenzenbildung in der Neuen Republik wird 
meist übersehen, dass die Ausdehnung des Wahlrechts auf Analphabeten im Jahre 1985 nicht nur 
die Zahl der Wahlberechtigten vergrössert hat, sondern auch die soziale Zusammensetzung der 
wahlberechtigten Bevölkerung. Das Bevölkerungssegment, das neu das Wahlrecht erhalten hat, 
ist auch diejenige soziale Gruppe, die am stärksten auf Klientelismus und Patronage angewiesen 
ist. 
Auch zwischen den urbanen und den ländlichen Gebieten unterscheiden sich die politischen 
Orientierungsmuster grundlegend. Infolge der Überrepräsentation der unterentwickelten Regio-
nen Brasiliens im Parlament und im Senat schlagen deren viel weniger programmatisch gepräg-
ten Parteipräferenzen in der Politik ungleich stärker durch. Diese Überrepräsentation der gleich-
zeitig bevölkerungsärmeren Regionen ist zum einen historisch gegeben, und zum anderen durch 
das Militärregime bewusst gesteuert worden, weil dies die Regionen waren, in denen die ARENA 
stark war. Zusammen mit der Begrenzung der Zahl der Mandate für die einzelnen Bundesstaaten, 
was die Metropolen – allen voran São Paolo – trifft, sorgt diese Verzerrung dafür, dass die armen 
Bundesstaaten des Nordostens, die eine Minderheit der Bevölkerung beherbergen, im Unterhaus 
eine knappe Mehrheit und im Senat drei Viertel der Sitze erhalten (Mainwaring 1999: 268-271). 
Die bereits zitierte Umfrage Mainwarings unter Parlamentariern zur Wichtigkeit, für ihre 
Region Ressourcen zu erlangen, unterstreicht auch die unterschiedlichen regionalen Logiken der 
Repräsentation in Brasilien. Während in den entwickelten Regionen des Südens und Südwestens 
43,6% der Abgeordneten zur Antwort gaben, es sei »ziemlich wichtig«, für ihre Regionen 
Ressourcen zu erlangen, waren es in den weniger entwickelten ländlichen Regionen 75,6%. Auch 
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was die Möglichkeit angeht, als Parlamentarier die Partei zu wechseln, unterschieden sich die 
Antworten der Abgeordneten dieser beiden Regionen. In den urbanen Regionen waren 49% der 
Befragten damit einverstanden, dass die Parlamentarier in diesem Fall ihr Mandat verlieren 
sollten, während es in den unterentwickelten Regionen lediglich 21% waren (Mainwaring 1999: 
269). Powers (2000: Kap. 4) Kohortenstudie offenbart, dass der Anteil der Abgeordneten, die der 
ARENA/PDS angehört haben, in den ländlichen Regionen wesentlich höher liegt als im »moder-
nen Brasilien«, auch wenn ihr Anteil in den vergangenen zehn Jahren in beiden Gebieten abge-
nommen hat.50 
Dennoch ist der politische Wettbewerb auf dem Land oft wenig kompetitiv. Verschiedene 
Autoren sprechen davon, dass grundlegende Versammlungsrechte nicht garantiert sind und 
physische Gewaltanwendung gegen Oppositionskandidaten nach wie vor vorkommt (Ames 1995: 
414, Grzybowski 1990: 24).51 Die Polizei ist bundesstaatlich organisiert und geht in den 
ländlichen Gebieten nicht konsequent gegen Gewaltanwendung vor. Wie Linz und Stepan (1996: 
175) festhalten: »The police and the legal system are virtually not present concerning detection 
and prosecution of rural violence against the poor«. Durch die Überrepräsentation der unterent-
wickelten Gebiete sind auch moderate Politiker aus den urbanen Gebieten gezwungen, mit 
Repräsentanten aus den ländlichen Gebieten zu kooperieren, um parlamentarische Mehrheiten zu 
erlangen (Grzybowski 1990: 24). 
Insgesamt offenbart die brasilianische Wahlpräferenzenbildung ganz unterschiedliche Funk-
tionslogiken, die koexistieren. Die Phase des »wilden Klientelismus« Ende der 80er und Anfang 
der 90er Jahre, der zu einem riesigen Schuldenberg geführt hat (Hagopian 1996: 13), könnte – 
optimistisch betrachtet – ein Rückzugsgefecht des klientelistischen Systems darstellen. Eine klare 
Herausforderung an die klientelistische Konzeption der Repräsentation in Brasilien ist das 
Wachstum der Arbeiterpartei, die bereits dreimal in Präsidentschaftswahlen auf den zweiten Platz 
gelangte. Einige Kommentatoren haben den 1989er Wahlkampf zwischen Collor de Mello (PRN) 
und Lula da Silva (PT) als Konfrontation des unorganisierten mit dem organisierten Brasilien 
bezeichnet (Keck 1992: 4). In diesem Zusammenhang stellt Keck weiteren Forschungsbedarf 
fest: »There has been very little work on the interaction between these processes: one a highly 
conservative process in which traditional forms of elite dominance have been maintained and 
                                                
50 In der Legislaturperiode 1995-1999 waren noch 30,2% der Unterhausabgeordneten aus dem »traditionellen 
Brasilien« und 18,3% aus dem »modernen Brasilien« ehemalige ARENA/PDS-Vertreter (siehe Power 2000: 75). 
51 Siehe auch die Länderberichte von Freedom House zu Brasilien (www.freedomhouse.org). 
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even reinforced, and one in which new forms of political and social organization have arisen to 
challenge the status quo« (1992: 2).52 
Inwiefern macht es der institutionelle Rahmen möglich, dass sich unterschiedliche Parteien 
entweder personalistischer, oder kollektivistischer Strategien bedienen, um Stimmen zu mobili-
sieren? Im folgenden Kapitel werden die Bedingungen untersucht, unter denen die verschiedenen 
Logiken der Parteipräferenzenbildung koexistieren können. Gleichzeitig bietet die institutionelle 
Ausgestaltung Möglichkeiten für Reformen zur Stärkung der Parteien. Die Chancen derartiger 
Reformen müssen allerdings vor dem Hintergrund der Interessen der politischen Klasse beurteilt 




6. Institutionelle Ursachen für die schwache Verankerung der 
Parteien in der brasilianischen Gesellschaft 
 
6.1 Wahlrecht, Personalismus und Disproportionalität 
 
Das brasilianische Wahlrecht begünstigt kandidatenzentrierte Wahlkämpfe und schwächt die 
strukturierende Rolle der Parteien sowie die Entstehung von Cleavages. Das Wahlsystem für 
legislative Mandate auf Staaten- und Bundesebene wird meist als Verhältniswahlrecht mit offe-
nen Listen bezeichnet. Allerdings besteht gar keine Liste: Jede Wählerin und jeder Wähler 
schreibt den Namen oder die Nummer eines einzigen Kandidaten auf einen leeren Wahlzettel. 
Jeder Partei werden entsprechend dem Wahlanteil aller ihrer Kandidaten Sitze zugeteilt, die dann 
innerhalb der Partei gemäss der Stimmen, die die einzelnen Kandidaten erhalten haben, verteilt 
werden. Alternativ ist es möglich, statt eines Kandidaten eine Partei zu wählen. Auch in diesem 
Fall haben die Parteien allerdings keinen Einfluss auf die Reihenfolge der Kandidaten. Bei den 
meisten Parteien ist der Anteil der Parteistimmen sehr gering, allerdings gibt es hierbei interes-
sante Unterschiede, auf die ich noch eingehen werde (Samuels 1999: 500). 
Das Wahlrecht fördert deshalb klar die Personenbezogenheit der Wahlkämpfe, da nur die 
individuellen Stimmen darüber entscheiden, ob ein Kandidat einen Platz erhält. Für die Kandi-
                                                
52 Hieran hat sich in den vergangenen zehn Jahren leider wenig geändert, da sich das Problem unzulänglicher 
empirischer Daten stellt. 
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daten schafft dies Anreize zur Konkurrenz mit anderen Kandidaten der eigenen Partei, wie 
allgemein betont wird. Jede Partei kann dabei so viele Kandidaten nominieren, wie Sitze zu 
vergeben sind, im Falle von Wahlbündnissen die anderthalbfache Zahl. Dies führte in São Paolo 
in der Wahl von 1990 beispielsweise dazu, dass 610 Kandidaten für 70 Abgeordnetenmandate 
kandidierten (Samuels 1999: 495). Für die Parteien ist es rational, möglichst viele Kandidaten 
aufzustellen, da auch diejenigen Kandidaten, die wenig Stimmen erhalten, die Zahl der Partei-
stimmen erhöhen (Mainwaring 1999: 254). Es gibt jedoch auch Interessen, die der Konkurrenz 
innerhalb derselben Partei entgegenwirken. Die Parteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
ihre Kandidaten dazu anhalten, den Konkurrenten anderer Parteien ihre Stimmen streitig zu 
machen statt eigenen Parteiangehörigen, denn nur so lässt sich die Zahl der Abgeordneten, die 
eine Partei ins Parlament entsenden kann, steigern (Ames 1995: 417, Samuels 1999. 491f.). 
Die Kontrolle der Parteien über die Kandidaten wird durch eine brasilianische Besonderheit 
eingeschränkt, der »Candidato nato«-Regelung, wonach Parteien verpflichtet sind, Amtsinhaber 
bei der nächsten Wahl wieder als Kandidaten zuzulassen. Diese sind somit nach einem Wahlsieg 
nicht mehr von der Unterstützung ihrer Partei abhängig. Darüber hinaus müssen die Kandidaten 
ihre Wahlkämpfe weitgehend selber finanzieren, wodurch den Parteien die Möglichkeit fehlt, 
über die Wahlkampffinanzierung Kontrolle über ihre Abgeordneten auszuüben. Wahlkämpfe in 
Brasilien gelten dabei als ausserordentlich teuer (Mainwaring 1999: 150).53 Dass die Parteien in 
der Wahlkampffinanzierung kaum eine Rolle spielen, ist in aller Regel nur in schwach 
strukturierten Parteiensystemen der Fall (Sartori 1994: 15). Da in den ländlichen Gebieten die 
Wahlkämpfe oft von Grossgrundbesitzern finanziert werden, erleichtert die Praxis der 
Wahlkampffinanzierung den Einfluss der sogenannten »traditionellen Eliten«, die damit in der 
Lage sind, ihre Interessen zu wahren. Ein prominentes Beispiel ist die bis heute erfolgreiche 
Verhinderung einer Landreform.54 
Die Implementierung der Parteienfinanzierungsreform von 1995 könnte es den Parteien ge-
mäss Mainwaring (1999: 150, 163) jedoch erlauben, sich zu professionalisieren, da die Kandida-
ten damit ihre Kampagnen nicht mehr ausschliesslich selber finanzieren müssen. Die Zuwendun-
                                                
53 Die 1994 von den gewählten Unterhausabgeordneten offiziell deklarierten Wahlkampfspenden betrugen 94'000 
Real, doch ist davon auszugehen, dass diese Angaben weit unter den tatsächlichen Zuwendungen liegen (Samuels 
1999: 515) 
54 Die Ungleichheiten bezüglich Landbesitz sind in Brasilien ausserordentlich gross. Siehe dazu Grzybowski (1990: 
20f.). Wie Linz und Stepan (1996: 169) feststellen, verhinderte das Militär eine Agrarreform, solange die zivile 
Regierung noch die Souveränität mit ihm zu teilen hatte – bis zum Ende von Sarneys Amtszeit im Jahre 1990 
waren noch Militärangehörige im präsidentiellen Kabinett vertreten. 
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gen des Staates an die Parteien haben sich zwischen 1995 und 1996 von 3 auf 36 Millionen US-
Dollar erhöht, die Folgen bleiben noch abzuwarten. 
Angesichts der Schwäche der Parteien sind häufige Parteiwechsel nicht nur auf die ersten 
Jahre der Neuen Republik beschränkt geblieben. Sie lassen sich somit nicht mehr als Folge der 
Transition erklären.55 Politiker, die in der Stimmenmobilisierung erfolgreich sind, haben keine 
Schwierigkeiten, von verschiedenen Parteien Kandidaturen angeboten zu bekommen (Mainwa-
ring 1999: 251). Dadurch, dass Kandidaten bei verschiedenen Parteien einen Listenplatz erhalten 
können, fehlt den Parteien eine weitere Möglichkeit, Einfluss auf ihre Kandidaten zu nehmen. 
Gesetze, die Parteiwechsel erschweren oder verunmöglichen würden, sind zwar diskutiert 
worden, haben innerhalb des Parlamentes jedoch bisher keine Mehrheit gefunden. 
Als Wahlkreis dient im Unterhaus des Kongresses (wie auch in den Staatsparlamenten) 
jeweils der gesamte Staat. Die Zahl der Abgeordneten pro Wahlkreis ist deshalb sehr unter-
schiedlich, verhält sich aber auch nicht streng proportional zur Bevölkerung. Ein Minimum von 
acht und eine Obergrenze von 70 Abgeordneten pro Wahlkreis führt dazu, dass die wenig dicht 
besiedelten ländlichen Staaten überrepräsentiert und Metropolen wie São Paolo stark unterreprä-
sentiert sind. São Paolo, wo rund 22% der Wahlberechtigten wohnen, hätte unter strikt proportio-
naler Vertretung fast doppelt so viele Abgeordnete im Unterhaus (Lamounier 1994: 80). Die 
Disproportionalität zwischen Einwohnerzahl und gewählten Vertretern ist gemäss Mainwaring 
(1999: 267) bis zu 16-fach. Sie ist in der neuen Verfassung von 1988 wiederum festgeschrieben 
worden und hat weitreichende Folgen. Sie führt zu einer Unterrepräsentation der Linken, die vor 
allem in den hochentwickelten Regionen stark ist und zur Dominanz von traditionellen Politik-
formen, die in den unterentwickelten Staaten des Nordostens vorherrschend sind.  
Die Überrepräsentation dieser Regionen ist im Senat noch wesentlich stärker, da jeder Staat 
drei Vertreter zählt. Dies ist zwar nicht ungewöhnlich für föderale oder konföderale Staaten, doch 
zum einen sind die demographischen Unterschiede in Brasilien ungewöhnlich stark. Zweitens 
zeichnet sich der brasilianische Bikameralismus durch eine symmetrische Machtverteilung 
zwischen den beiden Kammern aus, und fällt deshalb in Lijpharts (1999: 205-208) Kategorie 
eines »starken Bikameralismus«. Staaten, die nur 13% der wahlberechtigten Bevölkerung reprä-
sentieren, können damit Gesetze blockieren, die von Senatoren unterstützt werden, deren Staaten 
87% der Bevölkerung ausmachen (de Souza 1999: 51). 
                                                
55 Zur Einnerung: Im Unterhaus wechselten bei einer Gesamtzahl von 503 Abgeordneten zwischen 1991 und 1994 
260 die Partei (Samuels 1999: 508). Zwischen 1986 und 1990 waren es mindestens 197 von 559 Abgeordneten 
(Mainwaring 1999: 142). 
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Das brasilianische Wahlrecht hat insgesamt keinerlei strukturierenden Effekt auf die Zahl der 
Parteien und erlaubt deshalb deren Proliferation.56 Der Kongress beschloss zwar eine 3%-Hürde, 
die seit 1994 wirksam ist, doch gilt diese auch für die sehr häufigen Wahlbündnisse. Da die Sitze 
innerhalb der Bündnisse wiederum proportional verteilt werden, schränkt die Hürde die Zahl der 
kleinen Parteien nicht wirksam ein. Seit 1995 müssen Parteien allerdings, um zugelassen zu 
werden, national 0,5% der Stimmen im Unterhaus und 0,1% in einem Drittel der 27 Staaten errei-
chen, wodurch zumindest Parteien verschwinden werden, die nur einer Person als Vehikel zur 
Wahl dienen (Power 1997: 212).  
Gegenwärtig zählt Brasilien etwa 18 Parteien, die national operieren. In der Diskussion, wie 
das Wahlrecht zu dieser hohen Zahl beiträgt, wird meist vergessen, dass dessen Auswirkungen 
national nicht einheitlich sind. Die Proportionalität des Wahlrechts variiert je nach Grösse der 
Wahlkreise – je mehr Vertreter pro Wahlkreis, desto proportionaler die Vertretung. Nach Sartori 
(1994: 8f.) ist die Proportionalität in kleinen Wahlkreisen mit nicht mehr als 10 Mitgliedern noch 
eingeschränkt. Der Wahlanteil, den ein Kandidat erreichen muss, um gewählt zu werden, ist 
relativ höher, was höhere Eintrittskosten für neue Parteien bedeutet. Dies deckt sich mit der 
Beobachtung in Brasilien, dass in den dünn besiedelten Gebieten oft nur zwei Parteien gegen-
einander antreten. Die Eintrittskosten sind hingegen gerade dort niedrig, wo die Wahlkämpfe 
ohnehin am kompetitivsten sind. 
 
 
6.2 Wahlrecht und Wahlkampfstrategien 
 
Angesichts der Grösse der meisten Wahlkreise käme den Parteien unter Verwendung von 
geschlossenen Listen automatisch eine äusserst wichtige Rolle zu. Ohne Listen ist das Gegenteil 
der Fall. Bezüglich des gegenwärtigen Wahlsystems hält Lamounier (1994: 80) fest: »This 
system combines the worst of all worlds: it ends up as individualistic as the Anglo-Saxon single-
member district system, but without the latter’s requirement that representatives be accountable 
to geographic constituencies«. Theoretisch mag diese Feststellung richtig sein, empirisch ist sie 
es oft nicht, wie wir sehen werden. 
Die starke Personalisierung führt nämlich dazu, dass die De-facto-Wahlkreise nicht den 
Bundesstaaten entsprechen. Da brasilianische Wahlkampagnen auf dem direkten Austausch mit 
                                                
56 Gemäss Sartori (1994: 40-48) ist die Annahme falsch, dass ein »schwaches« Wahlsystem die Zahl der Parteien 
erhöht. Zusammen mit einem schwachen Parteiensystem hat es lediglich keinerlei begrenzenden Einfluss auf die 
Zahl der Parteien. 
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den Wählern beruhen – die sich schliesslich an den Namen ihres präferierten Kandidaten erinnern 
müssen, der nicht auf dem Wahlzettel auftaucht – grenzen die allermeisten Kandidaten ihre Kam-
pagnen geographisch stark ein (Ames 1995). Der vielleicht eindeutigste Effekt des brasiliani-
schen Wahlrechts ist es, dass es Raum für eine Reihe von unterschiedlichen Verbindungen 
zwischen Wählern und Repräsentanten lässt. Eine Illustration der unterschiedlichen Arten, wie 
Politiker ihre Stimmen mobilisieren, bietet die Verbindung zweier Dimensionen: die Grösse des 
Wahlanteils eines Kandidaten in seinen wichtigsten Gemeinden und die geograhische Verteilung 
dieser Gemeinden. Ames (1995: 409-412) identifiziert vier typische, daraus resultierende Muster, 
nach denen Kandidaten ihre Stimmen mobilisieren. (1) Geographische Konzentration mit domi-
nierender Stellung. Hier dominiert ein Abgeordneter eine kleine Zahl von Gemeinden, sei es, 
weil er einer alten Politikerfamilie angehört, oder weil er mit lokalen Patrons ein Abkommen 
geschlossen hat. In Gemeinden, in denen Kandidaten von diesem Typ Stimmen erhalten, ist ihr 
Anteil jeweils hoch (oft die absolute Mehrheit) und die Konkurrenz begrenzt. (2) Geographische 
Konzentration ohne Dominanz. Dieses Muster ist oft bei Kandidaten für die Arbeiterparteien 
anzutreffen – ihre Stimmen kommen zwar aus wenigen, geographisch konzentrierten Gemeinden 
in industriellen Gebieten, dabei muss ihr relativer Stimmenanteil jedoch nirgendwo besonders 
hoch sein. (3) Verstreute Gemeinden ohne Dominanz. Diese Wahlpräferenzen sind stark ideolo-
gisch geprägt und dementsprechend selten in Brasilien. Ames (1995: 411, 413) nennt Mitglieder 
politisierter Gruppen wie Brasilianer japanischer Abstammung und Protestanten als Beispiele. 
Nur hier ist das Mandat effektiv geographisch unabhängig. (4) Dominierende Stellung in 
verstreuten Gemeinden. Dieses Muster ist für ehemalige Bürokraten des betreffenden Staates 
typisch, die gezielt bestimmte Gemeinden favorisiert haben. Auch Kandidaten, die mit lokalen 
Politikern oder Patrons Abkommen geschlossen haben, mobilisieren ihre Stimmen oft so. 
Bestimmte Kandidaten können dadurch in einzelnen, geographisch nicht zusammenhängenden 
Gemeinden bis zu 70 oder 80% der Stimmen ergattern. 
Die Existenz der vier Muster wird durch eine Analyse der von Abgeordneten beantragten 
Ergänzungen des Haushaltes gestützt. Das Unterhaus hat seit 1988 das Recht, das Budget zu 
modifizieren, und zwischen 1989 und 1992 stieg die Zahl der beantragten Ergänzungen von 8000 
auf 72’000 jährlich an. Über 90% zielten auf spezifische Gemeinden ab, die hoch mit den 
Gemeinden korrellierten, die den betreffenden Abgeordneten zur Wahl verholfen hatten (Ames 
1995: 418). Hingegen offenbarten typische ökonomisch-demographische Charakteristika der 
Bevölkerung der Gemeinden, die in den Ergänzungen eines bestimmten Abgeordneten begünstigt 
werden sollten, keinerlei Gemeinsamkeiten. Nur in São Paolo sind die Ergänzungen an das 
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Budgetgesetz keine signifikanten Prädiktoren für das dortige Abschneiden eines Abgeordneten in 
der nächsten Wahl. Dies ist darauf zurückzuführen, dass diese Gemeinden sehr kompetitiv und 
die Präferenzen ideologisch geprägt sind – hier ist auch die PT besonders stark (ebd.: 424, 427).  
Eine der institutionellen Grundlagen, auf denen Klientelismus und Patronage beruhen, stellt 
somit das Recht eines jeden Abgeordneten dar, Ergänzungen zu Gesetzen mit finanziellen Folgen 
bis zu einer Höhe von etwa 1,5 Millionen US-Dollar zu beantragen. Die Exekutive akzeptiert 
diese oftmals, damit die Vorlage angenommen wird (Ames 2000: 22f.). Da diese Möglichkeit erst 
seit 1988 besteht, untermauert die Existenz dieser Regelung die These von der Ausdehnung des 
Klientelismus seit dem Ende der 80er Jahre. Möglicherweise zeigt sich darin eine Reaktion auf 
die zunehmende Kompetitivität der politischen Konkurrenz. 
 
 
6.3 Föderalismus, Parteiorganisation und der Sonderfall der Arbeiterpartei 
 
Was Brasilien von anderen Ländern mit offenem Listensystem wie Finnland und Chile bis 1973 
unterscheidet, ist der föderale Charakter der Parteiorganisation. Die Parteien stellen auf Bundes-
ebene lediglich Föderationen von einzelstaatlichen Parteien dar. Die Nominierung der Unterhaus-
kandidaten durch die Parteien findet auf Staatenebene statt. Diese Form der Parteiorganisation 
war nur bis 1995 durch Bundesgesetze geregelt, doch haben die Parteien seither keine eigenen 
Normen ausgearbeitet (Mainwaring 1999: 157, 251f.). Formal bedeutet dies, dass gewählte lokale 
Delegierte in Parteikonventen auf Staatenebene zusammentreten, um die Kandidaten nominieren. 
Oftmals ratifizieren die Delegierten gemäss Mainwaring (ebd.) jedoch lediglich die Beschlüsse 
der Parteiführer. Da deren Macht innerhalb der Partei davon abhängt, wieviele Delegierte sie 
kontrollieren, finden sich auch innerhalb der Catch-All-Parteien klientelistische Praktiken. Die 
Kontrolle der Parteibasis ist ferner eingeschränkt, weil Politikern, die bereits Ämter innehaben, 
aufgrund der erwähnten »Candidato nato«-Regel eine erneute Kandidatur praktisch nicht verbo-
ten werden kann. 
Die föderale Parteiorganisation hat zur Folge, dass die Kongressangehörigen der allermeisten 
Parteien aufgrund der Schwäche der nationalen Parteien keine ideologisch kohärente Linie vertre-
ten. Abgeordnete haben in Interviews, die Mainwaring (1999: 162, 257) durchgeführt hat, darauf 
hingewiesen, dass die nationalen Parteiorganisationen zwischen den Wahlen praktisch aufhören 
zu existieren. Ferner unterstrichen sie, dass nationales Prestige keinesfalls ein Substitut für Unter-
stützung im eigenen Staat sei. 
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In den Organisationen der Catch-All-Parteien spielen somit nationale politische Fragen keine 
wichtige Rolle. Eine Untersuchung der Kohärenz ihrer Positionen auf einzelstaatlicher Ebene 
könnte aufzeigen, in welchem Verhältnis die Wichtigkeit lokaler und staatlicher politischer 
Fragen steht. Der Umstand, dass in Brasilien verschiedene Regierungsebenen mit jeweils weitrei-
chenden Vollmachten und enorme regionale Ungleichheiten bestehen, führt jedenfalls dazu, dass 
es für Kandidaten eine vielversprechende Strategie ist, bestimmten, nicht-differenzierten Gruppen 
für ihre Stimmen Güter zu liefern. Da nationale politische Fragen in der Wahlentscheidung kaum 
zum Tragen kommen, ist die einzige wahlkampfrelevante Tätigkeit von Kongressabgeordneten 
im Rahmen der gegenwärtigen institutionellen Ausgestaltung, nach politischen Kriterien 
Ressourcen über das Land zu verteilen. In Ames’ (1995: 413) Formulierung: »Deputies seek 
support for their campaign promises in the legislature. They opt for geographically seperable 
goods, for pork-barrel programs, when the decisional system is fragmented and the demand for 
public goods is strong, relatively stable and district-specific«. 
Dennoch liegt der entscheidende Faktor in der internen Parteiorganisation. Während in Chile 
vor 1973 unter demselben Wahlsystem wie in Brasilien die Parteien eine wichtige Rolle beim 
Zugang zu Patronage-Ressourcen spielten, sind die Parteien in Brasilien aufgrund ihres mangeln-
den Einflusses auf die Politiker dazu nicht in der Lage (Samuels 1999: 494). Dies unterstreicht 
die Relevanz der vorangehenden Cleavage-Analyse: Patronage und Klientelismus verhindern 
nicht per se, dass sich ein Parteiensystem institutionalisiert. Die Rolle, die Parteien im Rahmen 
dieser Praktiken spielen, ist variabel und abhängig von der historischen Verwurzelung der 
Parteien in der Bevölkerung. Das uruguayanische Parteiensystem ist ein weiteres Beispiel dafür, 
dass eine Institutionalisierung trotz klientelistischer Praktiken möglich ist. Angesichts der 
fehlenden historischen Cleavages im brasilianischen Fall erschweren jedoch politischer Individu-
alismus und Regionalismus, dass Cleavages neu aufkommen. 
Ein individualistisches Kampagnenverhalten wird zwar durch das brasilianische Wahlsystem 
erleichtert. Darüber hinaus ist jedoch, wie die besondere Rolle der PT zeigt, die interne Parteior-
ganisation entscheidend. Die Andersartigkeit der Organisation der PT hängt wiederum mit den 
strukturellen Umständen zusammen, die die Partei hervorgebracht haben. Auch unter den 
Parteien auf der politischen Linken ist die PT nämlich die einzige, die intern pluralistisch aufge-
baut ist und die gleichzeitig versucht, nicht die Kandidaten in den Vordergrund zu stellen, 
sondern das Bild der Partei zu kultivieren. Die PT ist denn auch die einzige relevante Partei, die 
konstant von vielen Wählern eine Parteistimme erhalten hat, die das brasilianische Wahlrecht 
alternativ zur persönlichen Stimme ebenfalls möglich macht. Der Anteil der Parteistimmen am 
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Wahlanteil der PT lag 1986 bei 22,7%, 1990 bei 43,3% und 1994 bei 33,1%. An zweiter Stelle 
stand 1994 unter den relevanten Parteien die PSDB, die einen Anteil von 10,9% als Partei-
stimmen erhielt (Samuels 1999: 500).57 Die Unterschiede sind nicht rein ideologisch bedingt, 
denn die PT unterscheidet sich in dieser Hinsicht deutlich von den übrigen Parteien auf der 
Linken, wie Samuels Untersuchung zeigt.58 
Auch in der PT sind die Nominierungsprozeduren dezentralisiert, doch werden diese in 
demokratischen Basisgruppen gewählt, was für die Catch-All-Parteien nur formell der Fall ist. 
Vielleicht noch entscheidender ist, dass die PT den Rückgriff auf die Regel des »Candidato 
nato«, nach der Amtsinhaber ohne Zustimmung der Partei wieder kandidieren können, durch 
parteiinterne Regelungen ausser Kraft setzt. Hingegen ist es der Partei rechtlich nicht möglich, 
eine Reihenfolge auf ihrer Kandidatenliste festzulegen (Samuels 1999: 507). Der Umstand, dass 
gewählte PT-Vertreter 30% ihres Einkommens an die Partei abtreten müssen, schränkt den Kreis 
ihrer Kandidaten ohnehin schon auf diejenigen ein, für die programmatische und nicht individu-
alistische Gesichtspunkte für ihre Kandidatur ausschlaggebend sind. Parteiwechsel sind deshalb 
äusserst selten. Zwischen 1987 und 1990 hat die PT keine Abgeordneten verloren, während 
36,3% der Mitglieder der Catch-All-Parteien ihre Partei verliessen (Mainwaring 1999: 167). Was 
die häufigen Wahlallianzen angeht, hat sich die nationale Parteileitung ein Vetorecht vorbehalten, 
obwohl die Allianzen auf Staatenebene ausgehandelt werden (Samuels 1999: 509). 
Mit anderen Worten ist es der PT trotz der relativ hohen Eintrittskosten für neue Parteien im 
brasilianischen politischen System gelungen, sich zu etablieren. Als erste brasilianische Partei, 
deren Kandidaten nicht bereits politische Ämter ausfüllten, verfügte sie nicht über die Wahl-
kampfressourcen, die in den teuren, personenzentrierten brasilianischen Wahlkämpfen notwendig 
sind. Sie hatte dabei den Vorteil, dass ihre Strategie, nicht einzelne Kandidaten, sondern die 
Partei in den Vordergrund zu stellen, mit ihren programmatischen Zielen im Einklang stand. Ihr 
Erfolg, ohne sich an das klientelistische System angepasst zu haben, belegt, dass es in der brasili-
anischen Wählerschaft durchaus ein Potential für programmatisch orientierte Parteien gibt. Durch 
                                                
57 Die PDS erhielt in den Jahren 1986 und 1990 24,6 bzw. 28,5% Parteistimmen und überrundete damit 1986 sogar 
die PT. 1994 fiel deren Anteil auf 2,1%, was Samuels (1999: 500f.) auf die Namensänderung zu PPB zurück-
führt. Obwohl die PDS oft als klientelistisch klassifiziert wird, schien sie demnach auch als konservative Partei 
Anziehungskraft auszustrahlen. 
58 Da der Zusammenhang zwischen der Höhe der Wahlkampfspenden und dem Anteil der Parteistimmen statistisch 
signifikant negativ ist, schliesst Samuels (1999: 504-506) – unter Ausblendung programmatischer Beweggründe 
–, dass für die PT die organisatorische Infrastruktur der Partei ein Substitut für die teuren personenzentrierten 
Wahlkämpfe ist und sie deshalb ihr Parteiprofil schärft, damit ihre Kandidaten darauf setzen können. Dies ist ein 
Hinweis auf die hohen Eintrittskosten, die für neue Parteien in Brasiliens politischem System bestehen und 
erklärt die Schwierigkeit, mit der sich Parteien aus der Zivilgesellschaft heraus gründen können. 
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die strukturellen Vorteile, die die bestehenden Parteien haben, wird eine solche Verwandlung des 
Parteiensystems, die alleine Regierbarkeit garantieren könnte, jedoch kein schneller Prozess sein. 
 
 
6.4 Präsidentialismus und Parteiensystem 
 
Ohne auf die Kontroverse zwischen Kritikern und Verteidigern des präsidentiellen Regierungs-
systems eingehen zu wollen,59 lässt sich wohl sagen, dass die Kombination eines Mehrparteien-
systems mit der präsidentiellen Regierungsform problematisch ist. Da die Exekutive nicht aus der 
Legislative hervorgeht, droht jeder Konflikt zwischen legislativer und exekutiver Gewalt das 
politische System in Immobilismus zu stürzen. Angesichts der Tatsache, dass der Präsident in 
Mehrparteiensystemen wie dem brasilianischen kaum jemals eine Mehrheit im Parlament hat, 
sind diese Konflikte zudem permanent. Die Präsidenten neigen deshalb dazu, per Dekret zu 
regieren und sich als über den Parteien stehend zu betrachten.  
Im brasilianischen Fall verfügt der Präsident über das Initiativrecht in einigen Bereichen, 
dominiert die legislative Agenda und kann per Dekret das Parlament umgehen (Mainwaring 
1997: 60-66). Dennoch hat auch das Parlament sehr grosse Vollmachten, was darauf zurückzu-
führen ist, dass die bestehende Verfassung ursprünglich ein parlamentarisches Regierungssystem 
vorsah. Präsident Sarney und dem Militär gelang es jedoch in letzter Minute, den verfassungsge-
benden Kongress doch zugunsten eines präsidentiellen Regierungssystems umzustimmen. Die 
ersten 77 »parlamentarischen« Paragraphen der ursprünglichen Verfassung blieben dennoch 
bestehen (Linz, Stepan 1996: 169f.). In dieser zweideutigen Lage ist es dem Kongress nicht 
gelungen, sich zu einem der entscheidenden Orte der nationalen Diskussion und Entschiedungs-
findung zu machen (O’Donnell 1992: 38-40). Da die Parlamentarier die Regierungspolitik nicht 
verantworten müssen, und angesichts des Potentials der beiden Gewalten, sich gegenseitig zu 
blockieren, bestehen für Parlamentsmitglieder Anreize, partikularistische Interessen zu vertreten. 
Ames’ (1995: 406) Beobachtung ist ernüchternd: »While prices rise 30% per month and the 
distribution of income deteriorates, the legislature stalls attempts at stabilization until the execu-
tive provides low-level jobs for party faithful«. 
                                                
59 Interessante Beiträge hierzu sind, unter anderem: Linz (1994), Stepan und Skach (1993), sowie Sartori (1994: 83-
100, 173-181), die alle eine kritische Position gegenüber dem »puren« präsidentiellen Regime einnehmen. Main-
waring und Shugart (1997a) nehmen hingegen eine – in meinen Augen weniger überzeugende – Verteidigung der 
präsidentiellen Regierungsform gegen eine Reihe von Kritikpunkten vor. 
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Ein Teil dieses Problems ist schon strukturell gegeben. Die unterschiedlich starke 
Proportionalität von Stimmen und Sitzen im Unterhaus und im Senat – also innerhalb der 
Legislative – sowie zwischen diesen beiden Kammern und der Exekutive, wo in den 
Präsidentschaftswahlen alle Stimmen gleich viel wiegen, bringt jeweils andere Mehrheiten 
hervor. Dies impliziert ein System von Gewalten und starken Gegengewalten, das mit derart 
schwachen Parteien schwerlich funktionieren kann. Ein weiterer Faktor für abweichende Ergeb-
nisse in Exekutiv- und Legislativwahlen ist der Umstand gewesen, dass diese bis 1994 in Brasi-
lien versetzt stattfanden. Die Verkürzung des Präsidentschaftsmandats auf vier Jahre zwecks 
Synchronisierung mit den Legislativwahlen hatte zum Ziel, den institutionellen Konflikt 
zwischen den beiden Gewalten zu verhindern (wie in Frankreich) und die im lateinamerikani-
schen Vergleich ausserordentlich grossen Unterschiede in den Resultaten der Parteien in den 
beiden Wahlen zu reduzieren. Der Unterschied im Abschneiden der Parteien in den Unterhaus-
wahlen und in den Stimmen, die ihre Präsidentschaftskandidaten erhielten, ist mit 44,1% in den 
Wahlen von 1994 jedoch ausserordentlich hoch geblieben.60 
Vergleichende Untersuchungen haben gezeigt, dass zeitlich versetzte Parlaments- und Präsi-
dentschaftswahlen die Zahl der effektiven Parteien erhöhen (Mainwaring, Shugart 1997c: 406). 
Tatsächlich ist die Zahl der effektiven Parteien in Brasilien 1994 und 1998 zurückgegangen 
(siehe Tabelle 3.3). Falls jedoch der Befund von Samuels (2000) richtig ist, dass die Präferenzen 
in Präsidentschaftswahlen keinen Einfluss auf diejenigen in den Kongresswahlen haben, sondern 
dass letztere von den Präferenzen in den Gouverneurswahlen abhängig sind, dürfte die gesunkene 
Zahl der effektiven Parteien nicht auf diese Reform zurückzuführen sein. 
Es mag sein, dass solide und disziplinierte Parteien in anderen Teilen der Welt niemals eine 
Folge des parlamentarischen Regierungssystems und konsolidierte Parteiensysteme vielmehr 
Folge exogener Einflüsse gewesen sind (Sartori 1994: 95f.).61 Äussere Einflüsse haben es jedoch 
schwerer, einen strukturierenden Einfluss auf das Parteiensystem auszuüben, wenn die Schwäche 
der Parteien eine Funktionsvoraussetzung für das Funktionieren eines präsidentiellen Systems in 
Kombination mit einem Mehrparteiensystem darstellt. Die Schwäche der Parteien kann nur im 
Interesse der Präsidenten und sogar der Regierbarkeit Brasiliens liegen, wenn man Linz (1994: 
34f.) folgt:  
 
                                                
60 Zu den Daten siehe Mainwaring und Scully (1995b: 9-11), sowie Mainwaring (1999: 30). 
61 Linz (1994: 41f.) geht hingegen davon aus, dass parlamentarische Systeme Anreize zur Parteidisziplin und damit 
zur Konsolidierung von Parteiorganisationen schaffen, die in präsidentiellen Systemen fehlen. 
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»One of the paradoxes of presidential regimes in many Latin American democracies 
(and the Philippines) is the complaint that parties are weak and lack discipline and 
that representatives behave in parochial and self-interested ways. I say paradox 
because these characteristics of parties and their representatives make it possible in 
multiparty systems (in particular) for presidencies to work. A president without a 
clear majority in a multiparty situation with ideological and disciplined parties would 
find it difficult to govern, and even more difficult with an opposition majority in the 
congress. It is the possibility of convincing individual legislators, of producing 
shisms within the parties, of distributing pork barrels and forming local clientilistic 
alliances that enables a president to govern and enact his program without a 
majority«. 
 
Brasilianische Präsidenten haben auf das Problem ihrer mangelnden legislativen Unterstützung 
reagiert, indem sie Vertreter verschiedener Parteien in ihre Kabinette aufgenommen haben. Die 
Exekutive gewährte einzelnen Parteien damit Zugang zu Patronage-Ressourcen, um sich deren 
Unterstützung zu sichern. Wie Amorim Neto und Santos (2001) argumentieren und anhand der 
Periode zwischen 1945 und 1964 nachweisen, führt dies zur Herausbildung von zwei Fraktionen 
in jeder der betroffenen Parteien – eine, die die Exekutive unterstützt und eine, die in Opposition 
zu ihr steht.62 Der Umstand, dass die im Kabinett vertretenen Parteien in Brasilien seit 1946 mit 
zwei Ausnahmen immer eine komfortable Mehrheit im Parlament hatten und darum als 
»oversized« bezeichnet werden können, ist also irreführend und bedeutet nicht, dass es den Präsi-
denten leicht fällt, ihre Gesetzesvorhaben durchzusetzen. 63 
Der starke Föderalismus macht es ausserdem notwendig, einzelstaatlichen Interessen grosse 
Bedeutung beizumessen. Wie Samuels (2000: 2) darstellt, verhandeln die Präsidenten dazu 
jedoch nicht mit den Parlamentsabgeordneten, sondern direkt mit den Gouverneuren, da diese 
materiell und loyalitätsbedingt Einfluss auf ihre Kongressdelegationen ausüben können. Das Ver-
handeln mit den Gouverneuren bietet sich neben deren Stärke vermutlich auch aufgrund des 
                                                
62 Die Autoren weisen diesen Mechanismus in einem Modell nach, das Parteidisziplin mittels Kabinettbeteiligung 
der Parteien erklärt. Bei jeder neuen Präsidentschaft und jedem neuen Parlament bildeten sich neue »präsidentiell 
definierte Fraktionen« heraus. 
63 Mainwaring (1997: 76f.) liefert eine Aufstellung der Kabinettszusammensetzungen und der Vertretung der 
beteiligten Parteien im Unterhaus und im Senat zwischen 1946 und 1995 (dem ersten Kabinett Cardosos). Die 
Ausnahmen sind jeweils von kurzer Dauer gewesen – Collor regierte sieben Monate ohne eine formelle parla-
mentarische Mehrheit in seinem Kabinett zu vereinen und wurde 1992 durch Impeachment abgesetzt. Sein Nach-
folger Franco regierte 16 Monate ohne Mehrheit. Dass die Kabinettszusammensetzung keine wahren Machtres-
sourcen für den Präsidenten darstellen, belegt der Umstand, dass die Parteien, die in Goularts Kabinett vertreten 
waren, noch kurz vor dem Putsch von 1964 eine parlamentarische Mehrheit von 57,3% hatten. 
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symmetrischen Bikameralismus an, da Präsidenten ohnehin stark auf die Interessen der Einzel-
staaten im Senat Rücksicht nehmen müssen. Insgesamt schwächen beide Mechanismen – die 
Formierung von Koalitionskabinetten unter Präsidentialismus und die Zentralität einzelstaatlicher 
Interessen – die Kohärenz der Parteien und die Parteidisziplin im Kongress. 
 
 
6.5 Institutionelle Reformen 
 
Eine Reihe von Autoren hat betont, dass der Übergang zu einem parlamentarischen Regierungs-
system für Länder mit unstrukturierten Parteien wie Brasilien keine geeignete Lösung wäre, da 
deren Schwäche hier umso stärker durchschlagen würde (Sartori 1994: 96, Mainwaring, Shugart 
1997a: 468f.). Fragmentierte Parlamente mit undisziplinierten Parteien können schwerlich 
arbeitsfähige Regierungen hervorbringen. Es besteht allerdings insofern eine Wechselwirkung 
zwischen präsidentiellem Regierungssystem und schwachen Parteien, als die Gewaltentrennung 
dafür sorgt, dass die Parteien nicht für die nationalen Politiklinien zuständig sind (Linz 1994: 
63f.). In Brasilien dominiert der Präsident die Agenda des Parlamentes und den legislativen 
Prozess, während seine Gesetzesvorhaben gleichzeitig der Zustimmung durch das Parlament 
bedürfen (Mainwaring 1997: 64-80). Dies liefert Anreize für die Parteien, partikulare Interessen 
zu vertreten. Linz (1994: 63f.) argumentiert deshalb, ein parlamentarisches Regierungssystem 
könne den unstrukturierten und undisziplinierten Charakter der Parteien durchaus ändern, aller-
dings seien darüber hinaus möglicherweise weitere Reformen notwendig.  
Reformen sollten deshalb primär auf die Stärkung der Parteien abzielen, zumal der Übergang 
zu einem semi-präsidentiellen Regierungssystem im Referendum von 1993 abgelehnt worden ist. 
Parteien mit stärkeren programmatischen Positionen mögen kurzfristig die Schwierigkeiten des 
Präsidenten erhöhen, im Rahmen eines Mehrparteiensystems seine Politik zu verfolgen. Die 
derzeitige Situation zeigt jedoch, dass auch schwache Parteien kein Garant für die Handlungsfä-
higkeit der Regierung sind (vgl. Mainwaring 1997, 1999: Kap. 10, de Souza 1999). Gleichzeitig 
sind die Auswirkungen auf die effiziente Verwendung der knappen staatlichen Ressourcen 
katastrophal. Langfristig könnten stärkere Parteien die Reformfähigkeit des politischen Systems 
erhöhen, wenn es ihnen gelingt, zu einem Wandel der Rolle politischer Repräsentation 
beizutragen. 
Ich beschränke mich hier auf drei elementare Reformvorschläge, die die Parteien stärken 
würden. Eine umfassende Analyse geeigneter institutioneller Reformen müsste auch Aspekte des 
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Zusammenspiels der Institutionen berücksichtigen, auf die ich hier nur am Rande eingegangen 
bin. Vielversprechende Reformen könnten an drei Punkten ansetzen: (1) Die Stärkung der 
Parteien gegenüber den individuellen Politikern und (2) Massnahmen zur Reduktion der Zahl der 
Parteien, beides durch eine Reform des Wahlrechts, sowie (3) die Erhöhung der programmati-
schen Kohärenz der Parteien durch die Stärkung der nationalen Parteiorganisationen. Im 
Folgenden diskutiere ich kurz Möglichkeiten und Chancen zur Realisierung diese Vorschläge. 
1. Eine Stärkung der Parteien gegenüber den Politikern ist vor allem über einen grösseren 
Einfluss der Parteien in der Kandidatenauswahl zu erreichen. Der elementarste Schritt wäre die 
Abschaffung der »Candidato nato«-Regelung, die Amtsinhabern das Recht einräumt, automatisch 
und ohne Zustimmung ihrer Partei erneut nominiert zu werden. Eine weitere Massnahme wäre es, 
den Parteien die Festlegung einer Rangfolge der Kandidaten auf den Parteilisten zu erlauben. 
Lamounier (1994: 86) schlägt den Übergang vom jetzigen System zu einem mit geschlossenen 
Listen vor. In den grossen Wahlkreisen wäre dies allerdings eine eher drakonische Reform. Sie 
würde die Nicht-Entsprechung von de-jure- und de-facto-Wahlkreisen aufheben, die eine Realität 
ist, wie wir in Abschnitt 6.2 gesehen haben. Klientelismus und Patronage wären dann nur noch 
möglich, sofern sie von den Parteien »administriert« würden. Da geschlossene Listen das Mandat 
der Abgeordneten in den grossen Wahlkreisen geographisch sehr unabhängig machen würde, 
dürften eine solche Reform auf den Widerstand von Politikern stossen, die sich klientelistischer 
Praktiken bedienen. 
Auch wenn diese Änderung grundsätzlich wünschenswert wäre, dürfte ein Reformvorschlag 
der PFL realistischer sein.64 Gemäss de Souza (1999: 62) ist das Reformpaket ohne Verfassungs-
änderung zu verwirklichen und sieht folgende Punkte vor: Eine Einschränkung der Möglichkeit 
für Abgeordnete, die Partei zu wechseln, ein Verbot von Parteiallianzen, ein gemischtes Wahl-
system, bei dem die Hälfte der Sitze per Mehrheitswahlrecht und die andere Hälfte proportional 
verteilt würde, sowie eine Fünf-Prozent-Hürde. 
Die Akzeptabilität dieser Schritte hängt möglicherweise damit zusammen, dass sie keine der 
vier Strategien, mit denen brasilianische Unterhauskandidaten typischerweise ihre Stimmen 
mobilisieren, grundsätzlich in Frage stellen (siehe Abschnitt 6.2). Für diejenigen Abgeordneten, 
die mittels Mehrheitswahlrecht gewählt würden, wäre die Wahl ebenso personalisiert wie heute, 
während der proportionale Teil der Mandate – sofern sie mittels geschlossener Listen vergeben 
                                                
64 Zur Erinnerung: Die PFL ist eine Abspaltung der PDS, der Nachfolgepartei der ARENA, und erreicht in den 
unterentwickelten Regionen Brasiliens einen hohen Stimmenanteil. Die Angehörigen der PFL machen nach ver-
breiteter Auffassung stark von klientelistischen Praktiken Gebrauch. Es ist zu beachten, dass die Interessen der 
Parteiorganisation, die diesen Vorschlag präsentiert hat, natürlich nicht mit denjenigen der individuellen Politiker 
gleichgesetzt werden dürfen. 
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würden – durchaus zu einer Stärkung der Parteien führen könnte. Sicherlich wäre dies nur ein 
erster, vermutlich jedoch realistischer Schritt zur Stärkung der Parteien, wobei insbesondere die 
Einschränkung der Parteiwechsel begrüssenswert wäre. 
2. Die Reduzierung der Zahl der Parteien könnte dazu beitragen, die Regierbarkeit zu erhö-
hen und die Parteialternativen klarer identifizierbar zu machen. Würde die nationale Hürde, die 
Parteien erreichen müssen, um im Unterhaus repräsentiert zu werden, auf 4% erhöht und auch im 
Falle von Wahlbündnissen angewendet (was heute nicht der Fall ist), wären von 18 Parteien, die 
1998 Sitze erhalten haben, 11 nicht mehr repräsentiert. Von 513 Sitzen würden somit 51 umver-
teilt. Eine Verkleinerung der grösseren Wahlkreise könnte die Zahl der Parteien auch unter 
Beibehaltung des Verhältniswahlrechts weiter reduzieren. 
3. Ein weiterer Schritt bestände darin, die Auswahl der Kandidaten für die Unterhauswahlen 
den nationalen Parteiorganisationen zu übertragen. Dies würde die nationalen Plattformen der 
Parteien stärken und die Mandate der Abgeordneten unabhängiger von der bundesstaatlichen 
Politikebene machen. Die Repräsentation der territorialen Diversität ist schliesslich bereits durch 
den Senat gegeben, der auf gleichem Fusse mit dem Unterhaus steht. 
Diese Skizzen sollen lediglich deutlich machen, dass vom jetzigen System ausgehend die 
Parteiorganisationen relativ einfach zu stärken wären. Der gegenwärtige institutionelle Rahmen 
ist weltweit einzigartig in dem Ausmass, in dem er die Parteien gegenüber den individuellen 
Politikern schwächt (Sartori 1994: 95). Die Regelungen der PT unterstreichen, dass der parteiin-
ternen Organisation eine wichtige Rolle zukommt und dass diese in der Lage ist, anti-institutio-
nellen Anreizen der nationalen Regelungen entgegenzuwirken. Inwiefern die oben skizzierten 
Reformvorschläge die interne Organisation der Parteien verändern würden, ist eine offene Frage, 










Vor dem Hintergrund der Rolle, die politische Parteien in Brasilien seit der Unabhängigkeit im 
Jahre 1822 gespielt haben, sind in dieser Arbeit bedeutende Kontinuitäten in der Funktion der 
Repräsentation in Brasilien aufgezeigt worden. Von aussen kaum bedroht und nicht in einem 
Unabhängigkeitskampf gegenüber dem kolonialen Mutterland geeint, ist Brasilien hauptsächlich 
durch staatliches Handeln integriert worden. Brasilien blickt deshalb auf eine lange Tradition 
elektoraler Regime zurück, die sich jedoch stets durch eine Instabilität auszeichneten, die daher 
rührt, dass sie unfähig waren, durch authentische Repräsentation einen Ausgleich zwischen den 
realen gesellschaftlichen Machtverhältnissen zu schaffen.  
Elemente des stark dezentralisierten Charakters des brasilianischen politischen Systems sind 
seit der »Alten Republik« (1889-1930) mit ihrer »Politik der Gouverneure« erhalten geblieben. 
Dazu gehört die dezentrale Organisation der politischen Parteien auf einzelstaatlicher Ebene. Die 
nationalen Parteien stellen noch heute wenig mehr als »Föderationen« einzelstaatlicher Parteien 
dar (Mainwaring 1999: 156f.). Die meisten Parteien vertreten in Brasilien keine kohärenten 
nationalen Positionen. Das Gewicht der Einzelstaaten führt im Rahmen eines komplexen und 
fragmentierten politischen Systems dazu, dass den Gouverneuren eine entscheidende politische 
Rolle zukommt, die den Kongress und die politischen Parteien schwächt. 
Der brasilianische Staat ist zwar in den autoritären Regimen zwischen 1930 und 1945, sowie 
zwischen 1964 und 1985 gegenüber der Zivilgesellschaft gestärkt worden, insbesondere durch 
seine zentrale Rolle in der wirtschaftlichen Entwicklung. Korporatismus und Klientelismus, 
sowie die Multiplizierung der Zahl relativ unabhängiger para-staatlicher Institutionen, haben 
jedoch die innere Einheit des Staates korrodiert (Weyland 1996: 59f., 74-76). Dies hat es traditio-
nellen politischen Eliten seit dem Kaiserreich erlaubt, ihre Stellung zu halten und ausserdem dem 
Klientelismus ein weites Feld eröffnet. In Brasilien hat es niemals eine bürgerliche Revolution 





Der strukturelle Ansatz im lateinamerikanischen Vergleich 
 
Der historische Abriss und die Untersuchung des Parteiensystems der »Neuen Republik« haben 
gezeigt, dass die schwache Verankerung der brasilianischen Parteien in der Gesellschaft eine 
historische Kontinuität darstellt. Sowohl in brasilianischer Perspektive, als auch im Vergleich mit 
den übrigen Ländern Lateinamerikas zeigt sich, dass die Schwäche der Verbindungen zwischen 
Gesellschaft und Parteien in einem unvollständigen Zusammenhang zum Modernisierungsniveau 
steht. Während es etwa in Bezug auf die Volatilität der Wahlresultate innerhalb Lateinamerikas 
eine derartige Tendenz gibt, fällt Brasilien aus dem Muster, wonach die Parteibindungen in den 
entwickelteren Ländern stärker sind.  
Die Unterschiede in der Verankerung der Parteien in der Gesellschaft in Lateinamerika sind 
zudem ausserordentlich gross. Einige Länder wie Uruguay und Chile sind dabei durchaus mit den 
Demokratien Europas oder den Vereinigten Staaten vergleichbar, während die hoch volatilen 
Parteiensysteme in Brasilien, Ecuador und Peru eine Besonderheit in demokratischen Regimen 
darstellen. 
Im historisch-strukturellen Teil hat sich gezeigt, dass die Unterschiede in der Institutionali-
sierung der Parteiensysteme in Lateinamerika mittels einer Cleavage-Analyse erklärt werden 
können. Dabei hat sich die politische Ordnung vor der Ausweitung des Wahlrechts – entspre-
chend der klassischen These von Dahl (1971) – als äusserst wichtige Determinante für die spätere 
Demokratie und die demokratischen Parteiensysteme erwiesen. Wo Cleavages die vordemokrati-
schen Parteiensysteme geprägt haben, strukturierten diese auch die Präferenzen der neuen Wähler 
im Zuge der Ausweitung des Wahlrechts. Die Parteiensysteme und die Parteien dieser Länder 
unterscheiden sich heute graduell entsprechend der vordemokratischen Ordnung und nach den 
Schritten, in denen das Wahlrecht ausgedehnt wurde. Allen ist jedoch gemeinsam, dass die Par-
teien hier über wesentlich grössere Loyalitäten in der Bevölkerung verfügen als in den Ländern, 
in denen vor der Demokratisierung keine pluralistische Ordnung bestand, in der Parteien eine 
zentrale Rolle spielten. Dieser Unterschied ist unabhängig davon, welchem Typ die Parteien in 
der ersteren Gruppe heute angehören. Die beiden alten Parteien in Uruguay beheimaten verschie-
dene Strömungen und gehören dem intern pluralistischen, »aggregativen« Typ an, während in 
Chile ideologisch geprägte Bindungen zu sozialen Gruppen bestehen (vgl. Powell 1982: Kap. 5, 
Huber, Powell 1994). 
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Die Länder innerhalb Lateinamerikas, die sich mit Brasilien durch die am schwächsten 
institutionalisierten Parteiensysteme auszeichnen – Peru, Ecuador und Bolivien – weisen als 
Gemeinsamkeit auf, dass sie in ihrer vordemokratischen Entwicklung keine kompetitiven Oligar-
chien entwickelten. Anders als diese Länder etablierte Brasilien jedoch immerhin eine stabile 
politische Ordnung. Mein Argument war daher, dass es nicht genügt, die Ursachen für die 
Schwäche des Parteiensystems unter der Zweiten Republik nach 1945 auf den diktatorischen 
»Estado Novo« zwischen 1937 und 1945  zurückzuführen. Vielmehr verschwand der ganz 
Lateinamerika gemeinsame Cleavage zwischen Konservativen und Liberalen in Brasilien viel 
früher, mit dem Ende des Kaiserreiches und der Etablierung der dezentralisierten Alten Republik 
im Jahre 1889.  
Fortan bedeutete Politik auf der nationalen Ebene die Austragung von regionalen Konflikten 
durch die Gouverneure und es bildeten sich keine nationalen Parteien heraus. Die Parteien, die 
Vargas vor der Demokratisierung von 1945 gründete, dienten dazu, die Gesellschaft zu demobili-
sieren und möglichst weite Teile der Bevölkerung klientelistisch zu kooptieren. Die Parteipositi-
onen zwischen 1945 und 1964 spiegelten die Pro-kontra-Vargas Konfliktachse auf der Ebene der 
Eliten und die Abneigung von Teilen der städtischen Mittelklasse gegenüber Vargas wider. Bis 
einige Jahre vor dem Putsch von 1964 orientierten sie sich wenig an den wahren Präferenzen der 
BürgerInnen. 
Klientelistische Parteien, die aus dem Staat heraus geschaffen worden sind, stellen kein gutes 
Substitut für konservative Massenparteien dar, wenn es darum geht, der Demokratie Stabilität zu 
verleihen. Eine populistische Mobilisierung vermag in Krisensituationen klientelistische Bindun-
gen vorübergehend aufzubrechen. Dies ist ein weiterer Grund, weshalb die vordemokratische 
Ordnung entscheidend ist. Haben schon innerhalb der Oberschicht, vor der Ausdehnung des 
Wahlrechts, politische Parteien eine zentrale Rolle in der politischen Konfliktaustragung gespielt, 
erhöhen sich die Chancen, dass gesellschaftliche Eliten ihre Interessen auch unter demokrati-
schen Vorzeichen mittels Parteien zu schützen suchen. Die Einbindung der Oberschicht ist insbe-
sondere in Lateinamerika für die Überlebenschancen der Demokratie zentral, wo diese ungleich 
stärker mit dem Staat und mit dem Militär verbunden ist als in den alten Demokratien. 
Der Vergleich innerhalb Lateinamerikas zeigt, dass diejenigen Länder, in denen die alten 
Eliten in der Demokratie ihre Interessen mittels »konservativer Parteien« (vgl. Gibson 1996) 
verfolgten, nicht nur mehr Jahre unter Demokratie als unter Autokratien verlebten als Brasilien, 
wo »staatliche« Parteien die Interessen der Oberschicht schützten. Zudem scheint diese Strategie, 
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wie sich in Chile, Uruguay, und Kolumbien verfolgen lässt, zu einer besseren Institutionalisie-
rung der Parteiensysteme beigetragen zu haben. 
Den Ländern, die ich hier verglichen habe, ist der (wiederholte) Rückfall in nicht-demokra-
tische Regierungsformen gemeinsam. Dies unterscheidet auch Uruguay und Chile von Costa 
Rica, der ältesten Demokratie auf dem südamerikanischen Kontinent. Die bedeutenden Unter-
schiede auch innerhalb dieser Ländergruppe sprechen gegen die mehrmalige Auflösung des 
Parteiensystems in Brasilien als zentrale Variable für dessen schwache Institutionalisierung, wie 
einzelne Autoren implizit vermutet haben (Dix 1989, Mainwaring 1999, Coppedge 1998b). Was 
nach der Transition zur Demokratie die Parteienentwicklung in Brasilien, Ecuador und Peru von 
derjenigen in Uruguay, Argentinien, Chile, Kolumbien und Venezuela unterschieden hat, ist, dass 
nur in der zweiten Ländergruppe die Parteiensysteme aus der vorangehenden demokratischen 
Phase wieder aufgekommen sind. Dieser Unterschied ergibt sich daraus, wie stark die Parteien 
vor der Diktatur verankert waren. Die Diskontinuität der Parteiensysteme ist damit eine abhän-
gige und keine unabhängige Variable. Wo die Parteien fest in der Bevölkerung verankert waren, 
tauchten diese mit der Redemokratisierung wieder auf und die neuen Parteiensysteme sind denen 
aus der vorangehenden demokratischen Periode überraschend ähnlich. 
 
 
Sozialstruktur und Parteiensystem in Brasilien 
 
Sicherlich ist das Argument nicht falsch, dass sich die Auflösungen der Parteiensysteme in 
Brasilien negativ auf eine mögliche langfristige Institutionalisierung ausgewirkt haben. Zum 
Ende des »demokratischen Experiments« zwischen 1945 und 1964 bildete sich in den urbanen 
Regionen Brasiliens erstmals ein Zusammenhang zwischen der Sozialstruktur und dem Parteien-
system heraus, der zu längerfristigen Parteiloyalitäten und damit zu einer allmählichen Institutio-
nalisierung des Parteiensystems hätte führen können, wäre es 1964 nicht zum Militärputsch 
gekommen. Die Mobilisierung Anfang der 60er Jahre war hingegen noch stark populistisch 
geprägt und ein Paradebeispiel »delegativer Demokratie« (O’Donnell 1994). Politische Instituti-
onen und insbesondere politische Parteien konnten keinen moderierenden Einfluss in der 
Vermittlung zwischen verschiedenen Interessen gewinnen. Der Militärputsch von 1964 hat kein 
institutionalisiertes Parteiensystem zerstört, sondern eines, das sehr wenig repräsentativ für die 
Gesellschaft war. 
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Unter dem aufoktroyierten Zweiparteiensystem des Militärregimes zwischen 1965 und 1979 
bildete sich in den urbanen Gebieten des Südostens ein Cleavage zwischen Unterstützung und 
Opposition des Militärregimes mit klassenbasierten Wahlpräferenzen heraus. Dass dieser 
Cleavage in der ländlichen Bevölkerung des Nordostens gemäss Meinungsumfragen nicht zu 
finden war, belegt eine national sehr ungleiche Entwicklung der politischen Einstellungsmuster in 
Brasilien. Diese hatte sich bereits in der Mobilisierung zu Beginn der 60er Jahre gezeigt. 
Mit dem Übergang zur Demokratie verschwand dieser Cleavage auch in den entwickelteren 
Regionen wieder. Die Ursachen sind zweifach: Zum ersten verwischten die Parteiwechsel von 
Politikern von der ehemaligen Pro-Regime-Partei zur neu an die Macht gelangten Oppositions-
partei die unterschiedlichen Positionen dieser Parteien. Zum zweiten wurde das Verschwinden 
dieses Cleavages durch eine wachsende Zahl von Parteien begünstigt. Dies entsprach der Strate-
gie des Militärregimes, durch den Übergang zu einem Mehrparteienregime die Opposition zu 
spalten. 
Es ist hypothetisch, darüber zu spekulieren, was aus dem Regime-Antiregime-Cleavage 
geworden wäre, falls die Parteiproliferation eingeschränkt worden wäre. Institutionell wäre es 
vermutlich auch mit der Zulassung weiterer Parteien durch Mehrheitswahlrecht und Ein-
Personen-Wahlkreisen möglich gewesen, die Zahl der Parteien auf zwei bis drei zu beschränken 
– in den Metropolen hätte die Arbeiterpartei (PT) möglicherweise auch unter Mehrheitswahlrecht 
eine Chance gehabt. Allerdings hat sich diese Art von Regime-Antiregime-Cleavage in anderen 
Fällen nach der Transition verloren und ist durch einen sozio-ökonomischen Konflikt abgelöst 
worden (Merkel 1997: 348). Vermutlich wäre jedoch der Zerfall sowohl der ehemaligen Pro-
regime-, als auch der Antiregime-Partei nicht so schnell verlaufen. Die enormen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten bis Anfang der 1990er Jahre haben dabei sicherlich zur Fragmentierung des 
Mehrparteiensystems beigetragen.  
In einem Kontext, in dem weitverbreitete Armut in den urbanen und Rückständigkeit in den 
ländlichen Regionen dazu führen, dass die BürgerInnen über nationale politische Fragen äusserst 
schlecht informiert sind, hätte ein System mit weniger vielen und programmatisch kohärenteren 
Parteien sicherlich einen positiven Einfluss auf die Herausbildung stabiler Präferenzen bei den 
BürgerInnen. Die Zahl der relevanten Parteien hat mit über sieben nach den Unterhauswahlen 
von 1998 einen Höhepunkt erreicht, seither gibt es allerdings Tendenzen zu einem Rückgang der 
Parteienzahl hoch. Eine unter Bedingungen beschränkter politischer Informationen wichtige 
Funktion von Parteien in Demokratien müsste es sein, die politische Komplexität zu reduzieren 
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und bei der Strukturierung der politischen Präferenzen der Wählerschaft zu helfen. In den perso-
nalistischen brasilianischen Parteien fehlt diese Funktion weitgehend. 
 
 
Die politischen Eliten der Neuen Republik 
 
Die Situation vor allem in den ersten Jahren der »Neuen Republik« nach 1985 ist ernüchternd 
ähnlich derjenigen in der ersten brasilianischen Demokratie nach 1945. Dies steht im Wider-
spruch zur relativen – da äusserst ungleichen – Modernität der brasilianischen Gesellschaft und 
Wirtschaft. Beobachter der brasilianischen Entwicklung der vergangenen Jahre unterstreichen 
dies:  
 
»The weakness of parties also presents a sharp contrast to the growing organizational 
density of Brazilian civil society. Independent political mobilization has exploded 
over the past fifteen years, leading to a rich fabric of social movements, trade unions, 
grassroots religious communities, and NGOs, yet political parties continue to lag 
behind« (Power 2000: 101).  
 
Der brasilianische Politikwissenschaftler Grzybowski (1990: 23) konstatiert: 
 
»The gap between the politics and the economy of Brazil cannot be overemphasised: 
the dynamism of the economy contrasts with the archaic nature of the political 
system.« 
 
Einer der Gründe hierfür liegt darin, dass es in Brasilien einer »traditionellen politischen Klasse« 
unter dem Militärregime und während der Transition zur Demokratie gelungen ist, ihre beherr-
schende Stellung in der Politik zu halten. Dieser Umstand wird in fast sämtlichen Studien zu 
Brasilien betont und ist von Hagopian (1996) im Bundesstaat Minas Gerais nun auch empirisch 
nachgewiesen worden. Diese Politiker sind dafür verantwortlich, dass die Politik von Klientelis-
mus und Patronage bestimmt wird und dass die Parteien kaum programmatische Positionen 
einnehmen.  
Das bürokratisch-autoritäre Militärregime in Brasilien war einzigartig darin, dass mit kürze-
ren Unterbrechungen ein vom Volk gewähltes Parlament weiterhin zusammentrat. Dies hat der 
»Öffnung durch Wahlen« (Lamounier 1989) und einem verhandelten Übergang zur Demokratie 
den Weg geebnet, der relativ reibungslos und ohne Blutvergiessen vonstatten ging. Es ist jedoch 
– mit Blick auf Brasilien berechtigterweise – argumentiert worden, dass Faktoren, die die Transi-
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tion zunächst erleichtern, die notwendige »zweite Transition« oder Konsolidierung der Demo-
kratie erschweren können (Valenzuela 1992, O’Donnell 1992). Brasilien zeichnet sich durch eine 
hohe Kontinuität seines »politischen Personals« unter dem Militärregime und der Neuen Repu-
blik aus, die durch diese Art der Transition bedingt ist. 
Unter den Parlamentariern im Unterhaus hat der Anteil der ehemaligen ARENA/PDS-Politi-
ker, die das Militärregime unterstützt hatten, im Jahre 1987 38,4%, 1991 30,7 und 1995 24,5% 
betragen (Power 2000: 75). Da die Abgeordneten unter der Militärdikatur keinen wirklichen 
Einfluss auf die Exekutive hatten, beschränkte sich ihre Rolle darauf, Ressourcen an ihre Wähler 
zu verteilen. Die ehemaligen Pro-Militärregime-Politiker sind gemäss den Studien von Power 
(1997, 2000) wesentlich anti-institutioneller und personalistischer eingestellt als ehemalige 
Mitglieder der Opposition sowie neue Politikergenerationen. Da der Widerstand gegenüber einer 
stärkeren Rolle für politische Parteien in dieser Gruppe wesentlich höher ist, wie Power aufzeigt, 




Implikationen für die Demokratie in Brasilien 
 
Wenn die fehlende Entsprechung zwischen Sozialstruktur und Parteiensystem in Brasilien darauf 
zurückzuführen ist, dass sich keine Cleavages herausgebildet haben, was bedeutet dies für die 
Qualität der brasilianischen Demokratie? Was spricht gegen Catch-all-Parteien, die keine 
bestimmten sozialen Gruppen ansprechen? Darauf gibt es drei Antworten, die eng mit der Über-
lebensfähigkeit der Demokratie in Brasilien zusammenhängen: 
Erstens besteht in Lateinamerika, wie ich im strukturellen Teil dieses Buches gezeigt habe, 
ein enger Zusammenhang zwischen der Prägung des Parteiensystems durch Cleavages und der 
Institutionalisierung des Parteiensystems. Dabei sind die verschiedenen Dimensionen des 
Konzeptes der Institutionalisierung des Parteiensystems (Mainwaring, Scully 1995b, Dix 1992) – 
die Stabilität der Parteienkonkurrenz, die Verankerung der Parteien in der Gesellschaft, ihre 
organisatorische Kohärenz, sowie die Legitimität der Parteien in den Augen der Bevölkerung – 
empirisch eng verknüpft, wie Mainwaring und Scully (1995b) bezüglich der untersuchten zwölf 
lateinamerikanischen Länder zeigen (neuere Daten zu diesen Zusammenhängen präsentieren 
Payne et al. 2002).  
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Die Institutionalisierung scheint somit insgesamt stark von der Entsprechung zwischen 
Sozialstruktur und Parteiensystem abhängig zu sein. Dabei steht ausser Frage, dass im brasiliani-
schen Fall die Volatilität der Wahlresultate und der Individualismus der Politiker äusserst nega-
tive Auswirkungen auf die Regierbarkeit des Systems haben und auf seine Fähigkeit, mit Krisen 
umzugehen. Zudem ruft die wachsende Kritik von Seiten brasilianischer Politikwissenschaftle-
rInnen an Widersprüchen in der institutionellen Struktur des politischen Systems (Lamounier 
1994, de Souza 1999) nach institutionellen Reformen, die im gegenwärtigen System äusserst 
schwierig zu realisieren sind. 
Zweitens scheint ein Aufbrechen der vertikalen Strukturen, die als klientelistische Netzwerke 
die brasilianische Politik bestimmen, am ehesten nach europäischem Muster durch ideologisch 
oder kulturbestimmte Konflikte möglich zu sein, die sich in Cleavages niederschlagen. Die histo-
rische Alternative, diese vertikale Durchdringung der Gesellschaft zu überwinden, stellt der 
nordamerikanische Weg dar. In Brasilien fehlen dazu zwei begünstigende Bedingungen, die die 
Vereinigten Staaten im 19. Jahrhundert auszeichneten: relative soziale Gleichheit und eine 
schwache Oberschicht (Epstein 1980). 
Die hierarchischen Netzwerke verdeutlichen das dominante Organisationsprinzip der brasili-
anischen Politik und stellen vertikale Verbindungen zwischen Bevölkerung und Staat – auch 
mittels Parteien – her. Dies führt zu partikularistischen Repräsentationsstrategien der Politiker 
und einer zentralen Rolle von Klientelismus und Patronage. Solange dieses Organisationsprinzip 
nicht aufgebrochen wird, bleiben unabhängig vom Modernisierungsniveau lokale politische 
Belange zentral, die nationale politische Optionen überdecken (Chalmers 1977). Hier handelt es 
sich um ein eindeutiges Demokratiedefizit. Die Zentralität der lokalen Gemeinschaft hemmt den 
Prozess der sozialen Individualisierung, der eine der Voraussetzungen für die Entwicklung einer 
Zivilgesellschaft ist (Vilas 1997: 18). Klientelismus und Patronage, die die Trennung von öffent-
licher und privater Sphäre in Frage stellen, können nur eingedämmt werden, wenn es in der 
Politik auch noch um etwas Anderes geht als um die Verteilung von Ressourcen nach partikula-
ristischen Kriterien. 
Drittens hat es unter dem gegenwärtigen Parteiensystem seit der Transition zur Demokratie 
keine Reduzierung der sozialen Ungleichheit gegeben. Eine Politik der »cross-class coalitions 
and programmatic pragmatism«, für die Dix (1989: 34f.) Catch-all-Parteien als besonders geeig-
net erachtet, scheint nicht möglich zu sein, wenn die Parteien derart schwach sind. Dabei wird die 
Ungleichheit von dem brasilianischen Politikwissenschaftler Bolívar Lamounier in seinem 
Aufsatz »Brazil: Inequality Against Democracy« (1990) als Haupthindernis für die demokrati-
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sche Konsolidierung in Brasilien gesehen, ein Zusammenhang, der auch komparativ belegt ist 
(Muller 1988). Die soziale Polarisierung birgt die Gefahr, dass in Krisensituationen die soziale 
Fragmentierung von populistischen Politikern überwunden wird und eine spontane, nicht durch 
Institutionen mediierte Mobilisierung stattfindet. Eine solche würde nicht nur die Oberschicht, 
sondern auch weite Teile der Mittelschicht als Bedrohnung sehen. Diese Faktoren haben einen 
Einfluss auf die demokratische Qualität und auf die Zukunftschancen der brasilianischen 
Demokratie.  
Eine Voraussetzung zur Entwicklung in dieser Richtung ist die Institutionalisierung einer 
repräsentativen gegenüber einer delegativen Demokratie, in der das politische System nicht 
»sozial entbettet«65 ist. Eine demokratische Rechenschaftspflicht der politischen Autoritäten 
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern bedarf starker Parteien, die Staat und Gesellschaft 
verbinden. Die Chancen für die Demokratie stehen in Brasilien heute einerseits besser als noch 
vor zwanzig Jahren, weil autoritäre Alternativen für die gesellschaftlichen Eliten und für die 
Armee weniger attraktiv sind und die politische Kultur der Eliten unterdessen demokratisch ist 
(O’Donnell 1999: 203f., Lamounier 1994: 83, Mainwaring und Pérez-Liñán 2005). Andererseits 
ist konstant nur etwa die Hälfte der Bevölkerung davon überzeugt, dass Demokratie die beste 
Regierungsform ist.66 Allerdings gibt es Anzeichen dafür, dass sich die brasilianische Politik in 
den letzten Jahren verändert hat und Brasilien einen eigenen Weg zu einem institutionalisierten 




Klientelismus, Cleavage-Theorie und Anzeichen einer Wandels in der „Neuen Republik“ 
 
Inwiefern Klientelismus die Herausbildung von Cleavages verhindert, ist wenig erforscht, auch 
wenn dieser Frage im Rahmen des Linkage-Ansatzes (Kitschelt 2000, Kitschelt, Wilkinson 2007)  
nun vermehrt Beachtung geschenkt wird. In Brasilien stellt sich angesichts der enormen sozialen 
Polarisierung die Frage, weshalb sozio-ökonomische Interessen die Bedeutung von Klientelismus 
nicht verdrängen. Die Ungleichheit wird in der Bevölkerung durchaus wahrgenommen. Laut 
Latinobarometer 1995 sind 77% der Befragten der Meinung, dass die Einkommensverteilung 
ziemlich ungerecht ist. Um zu erklären, warum dies nicht zu einer stärkeren Unterstützung für 
                                                
65 Der Ausdruck stammt von Chalmers u.a. (1997b). 
66 Dies zeigen unter anderem die Latinobarometer-Umfragen 1995-1998. 
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Parteien führt, die beispielsweise mehr Umverteilung versprechen, genügen historische Faktoren 
nicht. Wenn keine Parteibindungen bestehen, können Parteien relativ leicht bestimmte soziale 
Gruppen ansprechen, deren Interessen aufnehmen und über die Zeit Loyalitäten in der Bevölke-
rung schaffen. Das erste Hindernis hierzu ist der prädominante Typ der Parteien in Brasilien. 
»Intern mobilisierte« Parteien, die nicht aus der Gesellschaft heraus gegründet, sondern von 
denjenigen organisiert worden sind, die bereits über Positionen im Staat und in der Politik 
verfügen, werden versuchen, möglichst breite Bevölkerungsschichten anzusprechen und sich 
programmatisch wenig festzulegen. 
Der zweite Faktor für das Potential zur Herausbildung von Cleavages aufgrund der Sozial-
struktur ist das Ausmass einer kollektiven Identität bestimmter Bevölkerungsgruppen. Die spezi-
fische brasilianische Sozialstruktur, wie sie sich in den 1960er und 1970er Jahren herausgebildet 
hat, hemmt die Entwicklung kollektiver sozio-ökonomischer Identitäten. Das staatlich getragene 
wirtschaftliche Entwicklungsmodell des bürokratisch-autoritären Militärregimes beruhte auf 
wenig arbeitsintensiver Technologie und reaktivierte die korporatistischen Institutionen aus dem 
Estado Novo. Es ist aufgezeigt worden, dass dieses Entwicklungsmodell zu einer »sozialen 
Fragmentierung« führt (Weyland 1996, Cardoso 1989). Dabei verläuft der entscheidende Graben 
in der Gesellschaft zwischen formellem und informellem Sektor des Arbeitsmarktes. In der 
formellen Wirtschaft durchdringen sektorale korporatistische Institutionen, im informellen Sektor 
klientelistische politische Stimmenmobilisierungsstrategien die Gesellschaft vertikal. Das 
Resultat ist zusammen mit dem Gegensatz zwischen formellem und informellem Arbeitsmarkt 
eine Fragmentierung – nicht zu verwechseln mit Individualisierung –, die die autonome horizon-
tale Organisationskapazität der Gesellschaft einschränkt. 
Dennoch ist aus der zivilgesellschaftlichen Opposition zum Militärregime mit der Arbeiter-
partei (PT) eine Partei aufgekommen, die erstmals nicht aus dem Staat oder dem Parlament 
heraus gegründet worden ist. Sie unterstreicht, dass die starke Tendenz des brasilianischen Wahl-
systems zum Personalismus durch parteiinterne Regelungen gekontert werden kann. Die PT hat 
durch eine stärkere nationale Organisation auch der Tendenz der Parteien zur regionalen 
Fragmentierung entgegenwirken können. Während der Stimmenanteil der PT zunächst klein war 
und die Partei wenig Beachtung gefunden hat (Keck 1992: ix), beweist ihr wachsender Erfolg, 
dass es in der brasilianischen Wählerschaft durchaus ein Potential für programmatisch orientierte 
Parteien gibt. Dabei zeigen Wahlstudien, dass die PT von Menschen in hoch entwickelten Regio-
nen gewählt wird, deren primäres Merkmal die Ablehnung des Klientelismus darstellt (Samuels 
2006). Wie andere hier diskutierte Untersuchungen findet auch diese Studie keinen signifikanten 
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Zusammenhang zwischen dem Einkommen und der Sympathie für die PT. Der Hauptkonflikt 
zwischen der Arbeiterpartei und den älteren, intern mobilisierten Parteien scheint also der Gegen-
satz zwischen einer elitistisch-klientelistischen und einer basisdemokratisch-programmatischen 
Auffassung von Politik zu sein. Während die PT durchaus eine redistributive Politik betreibt, 
wird sie auch von BürgerInnen gewählt, die nicht direkt von dieser profitieren, die aber einen 
Wandel des politischen Systems wünschen. In einem gewissen Sinne hat der Pro-Regime vs. 
Anti-Regime-Gegensatz also doch überlebt. 
Wie Sartori (1994) hervorhebt, haben historisch gesehen Parteien diesen Typs oftmals den 
Wandel von Parteiensystemen herbeigeführt und dafür gesorgt, dass sich bestehende Parteien 
intern umstrukturiert haben, um responsiver gegenüber ihren Mitgliedern und ihrer Wählerschaft 
zu werden: 
 
»I cannot think of any party system that has evolved into a veritable „system“ made 
of strong, organization-based mass parties on the basis of internal parliamentary 
learning. The metamorphosis from an unstructured to a structured party system has 
always been triggered by exogenous assault and contagion. The earlier parties of 
notables or of opinion either perished or changed their ways in response to the 
challenge of externally created (and largely anti-system) mass parties characterized 
by strong ideological ties and fervor« (Sartori 1994: 95f., Hervorhebungen im 
Original). 
 
Der alleinige Erfolg einer Partei in Brasilien, die Klientelismus programmatisch ablehnt, beweist 
noch nicht, dass das Parteiensystem dabei ist, sich grundlegend zu ändern. Durch die strukturel-
len Vorteile, die die bestehenden Parteien durch ihre Nähe zum Staatsapparat haben, wird dies 
kein schneller Prozess sein. Allerdings gibt die Entwicklung der letzten Jahre auch zu 
Optimismus Anlass. Seit 1994 haben in den Präsidentschaftswahlen mit Cardoso von der PSDB 
und Lula da Silva von der PT nur noch Kandidaten gewonnen, die für eine programmatische 
Politik stehen. Im Rennen um das Präsidentenamt scheinen die traditionellen Eliten demnach 
keine guten Karten mehr zu haben. Allerdings sorgt der in Kapitel 6 diskutierte Umstand, dass 
Präsidenten in einem Mehrparteiensystem schwerlich über eine eigene parlamentarische Mehrheit 
verfügen dazu, dass sowohl Cardoso, als auch Lula da Silva im Parlament auf die Unterstützung 
klientelistisch mobilisierender Parteien wie die PFL und die PMDB angewiesen gewesen sind. 
Der Schmiergeldskandal um die Arbeiterpartei zeigt denn auch, dass sich eine Partei unter diesen 
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Umständen kaum dem Druck entziehen kann, sich auf unredlichem Weg parlamentarische Mehr-
heiten zu sichern, will sie ihr Programm politisch auch umsetzen.  
Hunter (2006) hat deshalb argumentiert, die PT habe sich an die Mobilisierungslogik der 
übrigen Parteien angepasst und sei dadurch von einer Ausnahmeerscheinung zu einer Partei wie 
jede andere in Brasilien geworden. Diese Interpretation vernachlässigt allerdings die Unter-
schiede zwischen Korruption und Klientelismus sowie die Schwierigkeit, im Parlament mit 
primär klientelistisch motivierten Parteien programmatische Kompromisse zu schmieden. Gewiss 
hat sich die PT Korruption zu Schulden kommen lassen, doch gibt es wenige Hinweise darauf, 
dass sie im gleichen Zuge begonnen hat, klientelistisch statt programmatisch zu mobilisieren, wie 
Hunter (2007) inzwischen eingeräumt hat. Samuels (2006) Studie zeigt denn auch, dass die 
WählerInnen der PT nicht primär Korruption, sondern den Klientelismus ablehnen. Es scheint 
somit möglich, dass die programmatischen Akteure – allen voran die PT, aber auch die PSDB – 
die klientelistischen Parteien unter Zugzwang setzen, ebenfalls ihr programmatisches Profil zu 
schärfen. Es gibt Hinweise darauf, dass ein solcher Prozess in Gang gekommen ist, der zu einer 
Institutionalisierung des Parteiensystems und zur allmählichen Herausbildung eines wirtschafts-
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